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Zeichenerklärung
(nach DIN 55 301)

weniger als die Hälfte von 1 in der letzten besetzten Stelle,
jedoch mehr als nichts
nichts vorhanden (genau null)
Zahlenwert unbekannt oder geheim zu halten
Zahlenwert lag bei Redaktionsschluss noch nicht vor
Aussagewert eingeschränkt, da der Wert Fehler aufweisen kann
keine Angabe, da der Zahlenwert nicht sicher genug ist
Tabellenfach gesperrt, weil Aussage nicht sinnvoll
vorläufige Zahl
berichtigte Zahl

Abweichungen in den Summen erklären sich aus dem Runden der Einzelwerte.
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Gründungen und Schließungen in Deutschland 
– Ein Konzept zur demografischen Auswertung

des Unternehmensregisters –

Dipl.-Kauffrau Ingrid Kaack

1 Kurzporträt des
Unternehmensregisters

Der Aufbau von Unternehmensregis-
tern in allen EU-Mitgliedstaaten
geht – wie auch das Projekt zur Un-
ternehmensdemografie – auf eine
Initiative von Eurostat zurück.2) In
Deutschland wurde die Rechtsgrund-
lage hierzu mit dem Statistikregister-
gesetz3) geschaffen. Der Aufbau so-
wie die Pflege der Unternehmensre-
gister liegen im Verantwortungsbe-
reich der statistischen Landesämter;
das Statistische Bundesamt verfügt
über eine in regelmäßigen Abstän-
den aktualisierte Bundeskopie der
Länderregister.4)

Die Grundlage für das Register bilde-
ten die bis dahin im statistischen Be-
reich existierenden Adressangaben,
die vor allem aus den Bereichen des
Produzierenden Gewerbes sowie des
Handels und Gaststättengewerbes
stammten. Durch die ab 1999 jähr-
lich durchgeführte Verarbeitung der
Umsatzsteuerdateien der Finanzbe-
hörden sowie der Dateien der Bun-
desagentur für Arbeit (BA) zu den
sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten kam es zu einer starken Erwei-
terung des ursprünglichen Datenbe-
standes.5) Inzwischen werden auch
regelmäßig ausgewählte Merkmale
aus den Dateien des Bundesamtes
für Finanzen, der Industrie- und Han-

In Deutschland existieren schon einige Datenquellen, die Auswertungen zum
Gründungs- und Schließungsgeschehen erlauben – zu nennen sind beispiels-
weise die Statistik der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten der Bundes-
agentur für Arbeit, die amtliche Gewerbeanzeigenstatistik oder auch das
Mannheimer Gründungspanel des Zentrums für Europäische Wirtschaftsfor-
schung. Mit dem Unternehmensregister verfügt die amtliche Statistik über
eine zusätzliche Informationsquelle zu demografischen Ereignissen. Sie trägt
damit zur Erweiterung und Vervollständigung der Datenbasis bei.

Den Anstoß zur Ermittlung von Daten zum Gründungs- und Schließungsge-
schehen in Deutschland liefert ein Projekt, das vor einigen Jahren von Eurostat
initiiert wurde: Dieses Projekt zur Unternehmensdemografie verfolgt das Ziel,
durch eine ex ante-Standardisierung sowohl der Datenbasis als auch der Aus-
wertungsmethoden vergleichbare Zahlen für alle EU-Mitgliedstaaten zu ermit-
teln. Bisher war die Lieferung von Daten noch freiwillig, dieses soll sich ab
dem nächsten Jahr aber ändern.1) Für alle EU-Mitgliedstaaten, die Eurostat die
gewünschten Angaben dann noch nicht zur Verfügung stellen können, gibt es
die Möglichkeit, eine bis zu vier Jahre währende Übergangsfrist zu beantra-
gen. Spätestens ab 2010 müssen aber alle EU-Staaten die geforderten Daten
übermitteln.

Beim Landesamt für Datenverarbeitung und Statistik Nordrhein-Westfalen
(LDS NRW) bestand von Anfang an ein hohes Interesse an dem Projekt zur Un-
ternehmensdemografie. So hat das LDS NRW unter anderem ein Testpro-
gramm entwickelt, um zu prüfen, ob und mit welchem Aufwand eine demo-
grafische Auswertung des Registers in Deutschland möglich ist. Nachdem diese
Tests positiv verlaufen sind, muss das Programm nun noch einmal überarbeitet
und erweitert werden. Das LDS NRW hat dazu ein Konzept erstellt, das sich
stark an die von Eurostat empfohlene Vorgehensweise anlehnt. Allerdings
kann sie nicht in allen Punkten übernommen werden; hier schlägt das LDS
NRW alternative Verfahren vor. Der vorliegende Aufsatz erläutert alle vorge-
sehenen Arbeitsschritte. Das methodische Vorgehen ist noch abschließend mit
den anderen Statistischen Ämtern des Bundes und der Länder abzustimmen;
auch weitere Testauswertungen könnten zu Änderungen führen.

Der vorliegende Beitrag ist folgendermaßen gegliedert: Im Anschluss an diese
Einleitung gibt das erste Kapitel einen kurzen Überblick über das Unterneh-
mensregister. Das zweite Kapitel definiert die im Zusammenhang mit Grün-
dungen und Schließungen relevanten demografischen Ereignisse. Daraufhin
wird die Vorgehensweise bei der Auswertung des Unternehmensregisters nä-
her beschrieben. Abschließend erfolgt ein Vergleich der von der amtlichen
Statistik verwendeten Methoden und Abgrenzungen mit denen der eingangs
erwähnten anderen Datenquellen zum Gründungs- und Schließungsgesche-
hen in Deutschland. Das dritte und letzte Kapitel zieht ein kurzes Resümee
und gibt einen Ausblick für die Zukunft.

––––––––––––––
2) Vgl. Verordnung (EWG) Nr. 2186/93 des Euro-
päischen Rates vom 22. Juli 1993 über die inner-
gemeinschaftliche Koordinierung des Auf-
baus von Unternehmensregistern für statisti-
sche Verwendungszwecke. – 3) Vgl. das Gesetz
über den Aufbau und die Führung eines Statis-
tikregisters (Statistikregistergesetz – StatRegG)
vom 16. Juni 1998 (BGBl. I S. 1300, 2903), zu-
letzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur
Änderung des Statistikregistergesetzes und
sonstiger Statistikgesetze vom 9. Juni 2005
(BGBl. I S. 1534). – 4) Vgl. Nahm/Stock (2004). –
5) Vgl. Hagenkort (1999). Die Abschnitte A
(Land- und Forstwirtschaft), B (Fischerei und
Fischzucht), L (Öffentliche Verwaltung, Vertei-
digung, Sozialversicherung), P (Private Haushal-
te mit Hauspersonal) und Q (Exterritoriale Or-
ganisationen und Körperschaften) der WZ-Klas-
sifikation von 2003 werden vom Register mo-
mentan noch nicht erfasst.

––––––––––––––
1) gemäß dem Entwurf zur neuen Strukturverordnung, Anhang IX zur Unternehmensdemografie
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delskammern6) sowie der Hand-
werkskammern verarbeitet, die je-
doch keinen Einfluss auf die Anzahl
der Einheiten im Register haben.

Das Unternehmensregister erfasst so-
wohl Unternehmen als auch Betrie-
be. Unter diesen Begriffen ist in die-
sem Zusammenhang Folgendes zu
verstehen:

– Ein Unternehmen wird als kleins-
te rechtlich selbständige Einheit
definiert, die aus handels- bzw.
steuerrechtlichen Gründen Bücher
führt und eine jährliche Feststel-
lung des Vermögensbestandes
bzw. des Erfolgs der wirtschaftli-
chen Tätigkeit vornehmen muss.
Ein Unternehmen kann aus einem
Betrieb oder mehreren Betrieben
bestehen. Auch freiberuflich Tätige
stellen Unternehmen dar.

– Unternehmen werden nach Ein-
betriebs-, Mehrbetriebs- und
Mehrländerunternehmen unter-
schieden: Das Einbetriebsunterneh-
men besteht aus nur einem Be-
trieb, dessen Standort mit dem Un-
ternehmenssitz übereinstimmt. Ein
Mehrbetriebsunternehmen hat zwei
oder mehr örtlich getrennte Betrie-
be, die sich jedoch alle in einem
Bundesland befinden. Ist mindes-
tens ein Betrieb eines Unterneh-
mens in einem anderen Bundes-
land als dem des Hauptsitzes ange-
siedelt, so handelt es sich um ein
Mehrländerunternehmen.

– Ein Betrieb ist eine Niederlassung
an einem bestimmten Ort, zu der
auch örtlich und organisatorisch
angegliederte Betriebsteile gehö-
ren. Mindestens ein Beschäftigter
muss im Auftrag des Unterneh-
mens arbeiten. Betriebe werden
nach ihrer Zugehörigkeit zu einem
Mehrbetriebs- bzw. Mehrländerun-
ternehmen differenziert.

Bedingt durch die verwendeten Da-
tenquellen erfasst das Unterneh-
mensregister nur bestimmte Arten
von Unternehmen und Betrieben: In
der Umsatzsteuerdatei der Finanzbe-
hörden sind alle umsatzsteuerpflich-

tigen Unternehmen enthalten, die in
dem betreffenden Bundesland Um-
satzsteuer-Voranmeldungen abgege-
ben haben und deren Jahresumsatz
im Berichtsjahr eine bestimmte Höhe
überschritten hat.7) Kleine und um-
satzsteuerbefreite Unternehmen feh-
len in den Datenlieferungen.8) Die
Datei der BA umfasst hingegen alle
Betriebe, in denen zu einem Quar-
talsstichtag des Berichtsjahres sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigte9)

tätig waren. Sie enthält keine Anga-
ben zu Erwerbspersonen, die von der
Sozialversicherungspflicht befreit sind
 – dazu zählen beispielsweise Privat-
versicherte, mithelfende Familienan-
gehörige oder auch Beamte. Die Da-
teien der BA und der Finanzbehör-
den sind nicht deckungsgleich: An-
ders als die Finanzbehörden erfasst
die BA kleine oder umsatzsteuerbe-
freite Unternehmen, wenn diese sozi-
alversicherungspflichtig Beschäftigte
aufweisen. Analog dazu kann die Da-
tei der Finanzbehörden auch Unter-
nehmen ohne sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigte enthalten, falls
sie zur Abgabe von Umsatzsteuer-
Voranmeldungen verpflichtet sind.
Auf diese Art und Weise enthält das
Register Informationen zu fast allen
wirtschaftlich aktiven Einheiten.

Das Register wird mittels der jährli-
chen Verarbeitung der gen. admi-
nistrativen Dateien10) gepflegt und
aktualisiert. Die Vorgehensweise ist
dabei folgende:11) Zunächst werden
aus den Dateien nur die Informatio-

nen übernommen, die sich anhand
der Identifikationsnummern eindeu-
tig einem Unternehmen bzw. Betrieb
zuordnen lassen. Danach verbleiben
meistens mehrere Tausend Einheiten,
deren Identifikationsnummern noch
nicht im Register enthalten sind und
die deshalb neu aufgenommen wer-
den.12) Bei ihnen muss es sich jedoch
nicht automatisch um Neugründun-
gen handeln; ebenso wenig sind alle
Unternehmen und Betriebe, denen
keine aktuellen Informationen aus
den administrativen Dateien zuge-
spielt werden können, generell als
Schließungen zu betrachten. Bei den
genannten Einheiten wird zunächst
überprüft, ob sich nicht nur ihre Iden-
tifikationsnummer geändert hat, z. B.
aufgrund eines Umzugs, eines Rechts-
form- oder Inhaberwechsels. Um die-
ses festzustellen, erfolgt über den Na-
men und die Anschrift ein Abgleich
der Neuaufnahmen mit den im Regis-
ter enthaltenen Unternehmen und
Betrieben.13) Alle Einheiten, die sich
auch darüber nicht finden lassen,
durchlaufen anschließend mehrere
manuelle Kontrollzyklen. In diese ge-
hen auch solche Unternehmen ein,
bei denen – anders als im Vorjahr –
nur noch eine der beiden Angaben
aus den administrativen Dateien ak-
tualisiert werden konnte. Gelingt die
Klärung der Problemfälle mit Hilfe
dieser aufwändigen manuellen Re-
cherchen nicht, gestattet das Statis-
tikregistergesetz in einem letzten
Schritt die direkte Befragung der be-
troffenen Einheiten. Alle mittels die-
ser Prüfvorgänge identifizierten
Dubletten werden anschließend ge-
löscht, allerdings erst nach Übertra-
gung der bei ihnen gespeicherten In-
formationen in den „richtigen“ Da-
tensatz zu der Einheit.

––––––––––––––
7) Aktuell liegt diese Grenze bei 17 500 EUR. –
8) Im Detail sind dies Folgende: 1. „Jahres-
zahler“, bei denen die im Vorjahr gezahlte
bzw. bei Neugründungen die für das Berichts-
jahr erwartete Umsatzsteuerzahllast 512 EUR
nicht überstieg und die sich deshalb von der
Voranmeldepflicht befreien lassen konnten;
2. Kleinunternehmen, deren Bruttoumsatz aus
Lieferungen und Leistungen im vergangenen
Kalenderjahr 17 500 EUR nicht überstiegen hat
und im laufenden Kalenderjahr voraussichtlich
nicht 50 000 EUR übersteigen wird – bei ihnen
wird die geschuldete Umsatzsteuer nicht erho-
ben; 3. umsatzsteuerbefreite Unternehmen, die
häufig dem Kredit- und Versicherungswesen
angehören; auch die Angehörigen der freien
Berufe im Gesundheitswesen sind von der Um-
satzsteuer befreit. Vgl. dazu auch das Umsatz-
steuergesetz in der Fassung vom 21. 2. 2005. – 
9) Geringfügig entlohnt Beschäftigte, für die
der Arbeitgeber Pauschalabgaben zur Sozial-
versicherung bezahlt, sind darin (noch) nicht
enthalten. –  10) Am wichtigsten sind dabei die
Dateien der Finanzbehörden sowie der BA, die
als einzige einen Einfluss auf den Register-
bestand haben. Der Begriff „administrative Da-
teien“ bezieht sich nachfolgend nur noch auf
sie. – 11) Vgl. für eine ausführliche Darstellung
Blechinger (2005).

––––––––––––––
12) In Nordrhein-Westfalen gab es in der Datei
der Finanzbehörden in 2002 rund 74 000 neue
Identifikationsnummern, in der der BA 57 000;
dieses entspricht jeweils rund 12 % der insge-
samt gelieferten Identifikationsnummern. –  13)
Auch dieses ist nicht ganz unproblematisch, da
die Dateien der Finanzbehörden generell die
Versand-, die der Bundesagentur der Arbeit
hingegen die Sitzadresse enthalten, die nicht in
allen Fällen übereinstimmen müssen. Darüber
hinaus spiegeln die Anschriften teilweise auch
unterschiedliche Aktualitätsstände wider. Die
mehrfache Aufnahme von eigentlich identi-
schen Einheiten in das Register kann daher
nicht vollständig verhindert werden. Der Anteil
der Dubletten an der Zahl der Einheiten im Un-
ternehmensregister dürfte in Nordrhein-West-
falen neuesten Schätzungen zufolge allerdings
höchstens 3 % betragen; vgl. hierzu auch Blech-
inger (2005).

––––––––––––––
6) Vgl. dazu auch Wieckmann (2005).
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Die im Register enthaltenen Informa-
tionen aus den administrativen Datei-
en weisen einen Zeitverzug von zwei
Jahren auf; so wurden in 2005 bei-
spielsweise erst die Angaben vom Re-
ferenzjahr 2003 verarbeitet. Dieses ist
zum anderen darauf zurückzuführen,
dass die statistischen Landesämter die
Dateien der BA frühestens neun Mo-
nate, die der Finanzbehörden sogar
erst zwölf Monate nach Ende des Be-
richtszeitraumes erhalten. Die ver-
schiedenen, sehr (zeit-)aufwändigen
Prüfvorgänge zur Identifizierung von
Dubletten führen dann zu weiteren
Zeitverzögerungen.

2 Die unternehmens-
demografische Auswertung
des Registers

2.1 Definition und Abgrenzung
der Gründungen und 
Schließungen

Den generellen Rahmen für die un-
ternehmensdemografischen Auswer-
tungen gibt Eurostat vor. Das Unter-
nehmensregister lässt aber erweiterte
Auswertungen zu. Da der Anstoß zur
unternehmensdemografischen Aus-
wertung des Registers auf Eurostat zu-
rückgeht, orientieren sich auch die ver-
wendeten Begriffsdefinitionen, die er-
mittelten Variablen sowie die metho-
dischen Grundlagen an den Vorgaben
der europäischen Statistikbehörde.

Die an Eurostat zu übermittelnden Va-
riablen lassen sich in Struktur- und Be-
schäftigtendaten untergliedern. Als In-
dikatoren für die Unternehmensstruk-
tur in Deutschland ist die Anzahl der
aktiven Unternehmen, der Gründun-
gen sowie der Schließungen des aktu-
ellen Referenzjahres t zu bestimmen.
Es sind auch Auswertungen dazu vor-
gesehen, wie viele der in den vergan-
genen fünf Jahren neu errichteten Ein-
heiten bis t „überlebt“ haben. Für alle
in t aktiven Unternehmen – inklusive
der Gründungen und Schließungen –
sollen sowohl die tätigen Personen14)

als auch die sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigten ausgewiesen wer-
den. Zusätzlich sind für die neu errich-
teten Unternehmen die tätigen Perso-
nen in den ersten fünf Jahren nach ih-
rer Gründung zu bestimmen.

Was sind in diesem Zusammenhang
die aktiven Unternehmen, die Grün-
dungen und Schließungen? Eurostat
liefert zu diesen Begriffen folgende
Definitionen:15)

Aktives Unternehmen: Eine Einheit
gilt als aktiv, wenn sie zu mindestens
einem Zeitpunkt im Referenzjahr Be-
schäftigten- und/oder Umsatzdaten
gemeldet hat.

„Echte“ Gründung: Unabhängiges
Ereignis, das nur ein Unternehmen
betrifft und die Schaffung einer neu-
en Kombination von Produktionsfak-
toren impliziert.

„Echte“ Schließung: Unabhängiges
Ereignis, das nur eine Einheit betrifft
und die Auflösung von Produktions-
faktoren bedingt.

Folgende demografische Ereignisse
sind daher nicht bzw. nicht immer
als echte Gründungen/Schließungen
zu interpretieren:

Reaktivierungen: Nach einer Ruhe-
periode von weniger als zwei Jahren
nimmt ein Unternehmen die Aktivi-
tät unter Einhaltung der Kontinui-
tätsregeln16) wieder auf. Aus Sicht
der Demografie überlebt die Einheit,
es gibt weder eine Schließung noch
eine Gründung. Anders verhält es
sich, wenn die Kontinuitätsregeln
bei der Wiederaufnahme der Tätig-
keit nicht erfüllt werden – in diesem
Fall würde dieses als eine Schlie-
ßung, gefolgt von einer Neugrün-
dung, interpretiert.

Restrukturierungen innerhalb eines
Unternehmens: Betrifft eine Einheit,
die während des gesamten Zeit-
raums überlebt, aber im Zeitraum
die Struktur verändert, z. B. durch
Gründung oder Schließung von Be-

trieben. Diese Ereignisse sind aus der
Sicht der Demografie irrelevant.

Auflösung: Bezeichnet die Auflö-
sung der Produktionsfaktoren eines
Unternehmens auf zwei oder mehr
neue Einheiten, so dass das ur-
sprüngliche Unternehmen nicht
mehr erkennbar ist. Hierbei handelt
es sich weder um eine echte Schlie-
ßung noch um echte Neugründun-
gen.

Abspaltung: Ähnelt der Auflösung,
in diesem Fall überlebt das Unter-
nehmen aber in einer erkennbaren
Form. Es kommt zu keiner Schlie-
ßung, wohl aber zur Neuerrichtung
von einer oder mehreren Einheiten,
die von der Demografie allerdings
als keine echten Gründungen ange-
sehen werden.

Fusion: Gegenteil einer Auflösung.
Sie beinhaltet die Zusammenlegung
der Produktionsfaktoren von zwei
oder mehr Einheiten in einem neu
gegründeten Unternehmen, die ur-
sprünglichen Einheiten sind nicht
mehr erkennbar. Es handelt sich da-
bei weder um echte Schließungen
noch um eine echte Gründung.

Eigentümerwechsel: Hier wird die
rechtliche Basis eines Unternehmens
restrukturiert, z. B. durch eine Ände-
rung der Rechtsform, die üblicher-
weise zu einer Neuregistrierung bei
den Verwaltungen führt. Die Einheit
überlebt die ganze Zeit und ist aktiv.
In dieses Ereignis sind keine anderen
Unternehmen involviert, so dass es
aus Sicht der Demografie ohne Be-
deutung ist.

Übernahme: Gegenteil einer Abspal-
tung. Eines der ursprünglichen Un-
ternehmen überlebt in einer erkenn-
baren Form, die übernommenen Ein-
heiten stellen keine echten Schlie-
ßungen dar.

Gründung oder Schließung eines
Joint Venture: Zwei oder mehr unab-
hängige Unternehmen legen einen
Teil ihrer Ressourcen zusammen, um
gemeinsam an einem Projekt zu ar-
beiten oder ein Ziel zu erreichen.
Wichtig ist dabei, dass keines der
weiter bestehenden Gründungsun-

––––––––––––––
14) Diese umfassen auch die nicht sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigten wie z. B. mit-
helfende Familienangehörige, Privatversicherte
oder Beamte. Teilweise liegen Angaben zu den
tätigen Personen aus Erhebungen vor; in allen
anderen Fällen werden sie – in Abhängigkeit
von der Rechtsform – zu den sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten hinzugeschätzt.

––––––––––––––
15) Vgl. Business Demography Recommendati-
ons Manual von Eurostat, Stand Dezember
2004. Eigene Übersetzung der Eurostat-Definiti-
onen aus dem Englischen. –  16) Vgl. Seite 6.
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ternehmen die neu entstandene Ein-
heit völlig kontrolliert, so dass sie ein
eigenständiges Unternehmen dar-
stellt. Werden mehr als die Hälfte
der Produktionsfaktoren in dem
Joint Venture neu geschaffen, han-
delt es sich aus Sicht der Demografie
um eine echte Gründung. Bei der

Schließung verhält es sich analog:
Nur wenn weniger als die Hälfte der
Mitarbeiter wieder in die Grün-
dungsunternehmen zurückfließen,
handelt es sich um eine echte Schlie-
ßung.

Restrukturierung innerhalb einer
Unternehmensgruppe17): Gründung
oder Schließung von einer oder
mehreren Einheiten mit einem ge-
meinsamen Eigentümer. Die Ge-
samtmenge der Produktionsfakto-
ren, die die Unternehmensgruppe
kontrolliert, verändert sich dadurch
nicht signifikant. Deshalb werden
diese Ereignisse weder als echte
Gründungen noch als echte Schlie-
ßungen angesehen.

Komplexe Restrukturierung: Ähnelt
der Restrukturierung innerhalb einer
Unternehmensgruppe, dieses Mal
sind jedoch zwei oder mehr von ih-
nen betroffen. Hier gibt es eine Viel-
zahl möglicher Szenarien: Ein typi-
sches Beispiel ist der Tausch von

Tochtergesellschaften zwischen zwei
oder mehr Unternehmensgruppen.
Die Gesamtzahl der Produktionsfak-
toren innerhalb der Wirtschaft än-
dert sich dadurch nur unbedeutend,
so dass aus demografischer Sicht we-
der echte Gründungen noch Schlie-
ßungen vorliegen.

Bei der Demografie gelten für
Unternehmen grundsätzlich diesel-
ben Kontinuitätsregeln wie im Regis-
ter18): Wechseln mindestens zwei der
drei Faktoren „rechtliche Einheit“,
„Wirtschaftstätigkeit“19) und „Stand-
ort“, so kann nicht mehr von einer
Kontinuität des Unternehmens aus-
gegangen werden. Die Anwendung
dieser Regeln führt bei vielen der im
vorherigen Abschnitt definierten Er-
eignisse im Register zur Neuaufnah-
me bzw. Löschung von Einheiten, die
aus demografischer Sicht jedoch kei-
ne echten Gründungen und Schlie-
ßungen darstellen. Aus diesem Grund
kann die Anzahl der Gründungen
und Schließungen in einem Jahr nicht
direkt aus dem Register entnommen
werden20), sondern es sind zunächst

noch weitere Untersuchungen erfor-
derlich. Vor der Erläuterung der me-
thodischen Vorgehensweise fasst fol-
gende Tabelle noch einmal zusam-
men, wie die verschiedenen Ereignis-
se sich in der realen Welt, im Unter-
nehmensregister und aus Sicht der
Demografie präsentieren:

Wie die Tabelle zeigt, bestehen bei
vielen demografischen Ereignissen
Abweichungen zwischen der Darstel-
lung im Register und der Interpreta-
tion aus demografischer Sicht. Die
folgenden Abschnitte erläutern da-
her die Vorgehensweise, mit der aus
den Neueintragungen und Löschun-
gen des Registers die auch aus de-
mografischer Sicht echten Gründun-
gen und Schließungen ermittelt wer-
den sollen.

2.2 Methodische Vorgehens-
weise bei der Ermittlung der
demografischen Ereignisse21)

Die Zahlen zur Unternehmensde-
mografie sind Eurostat jeweils
zum 30. Juni zu übermitteln, für das
Referenzjahr 2004 beispielsweise
zum 30. Juni 2006. Zu diesem Zeit-
punkt können in Deutschland nur
vorläufige Ergebnisse erstellt wer-
den; die endgültigen Angaben zu
den Gründungen und Schließungen
liegen momentan zwei Jahre später

––––––––––––––
17) Zurzeit enthält das Unternehmensregister
noch keine Informationen über die Zugehörig-
keit zu einer Unternehmensgruppe. Dies wird
sich in den nächsten Jahren allerdings ändern,
so dass dann die demografische Auswertung
von derartigen Restrukturierungen – auch zwi-
schen mehreren Unternehmensgruppen – leich-
ter wird.

Darstellung der verschiedenen demografischen Ereignisse in der realen Welt,
im Unternehmensregister und aus Sicht der Demografie*)

Ereignis

Reale, beobachtbare Welt

Anzahl der Unternehmen

Unternehmensregister

Anzahl der 

Sicht der Demografie

Anzahl der echten

Gründung
Schließung

vorher nachher

0
1

1
0

Neueinträge Löschungen

1
0

0
1

Gründungen Schließungen

1
0

0
1

Eigentümerwechsel
Fusion
Übernahme
Auflösung

1
n

1
1

n
1

1
n 

Abspaltung
Gründung eines Joint Venture
Schließung eines Joint Venture
Restrukturierung innerhalb des Unternehmens

1
n

n
n + 1

n
1

n – 1
1

0 oder 1
1

0 oder 1
n

0 oder 1
n 

n – 1 oder n
1

0
0

0
0

0
0

0
0

n – 1
1

0
0

0
0

1
0

0
0 oder 1

0
0

0
0

0 oder 1
0

Restrukturierung innerhalb der Unternehmensgruppe
Wechsel der Unternehmensgruppe
Komplexe Restrukturierung

n
1

n
1

n n

0 oder mehr
0

0 oder mehr
0

0 oder mehr 0 oder mehr

0
0

0
0

0 0

*) in Anlehnung an das Business Demography Recommendations Manual von Eurostat, Stand Dezember 2004, S. 15

––––––––––––––
18) Im aktuellen Register, dem URS 95, können
die Kontinuitätsregeln nicht immer eingehalten
werden. Dies soll sich aber spätestens mit der
Einführung des neuen Registersystems, die für
Ende 2007 geplant ist, ändern. – 19) Diese wird
durch den Wirtschaftszweig (WZ) wiedergege-
ben, der genau kennzeichnet, in welcher Bran-
che eine Einheit schwerpunktmäßig tätig ist
und welche Produkte/Dienstleistungen sie ver-
treibt. Im Register wird der WZ entsprechend
der Klassifikation von 2003 verwendet; vgl. Sta-
tistisches Bundesamt (2003). – 20) Auch dieses
wird sich mit der Einführung des neuen Regis-
tersystems ändern, in dem Informationen zu
demografischen Ereignissen abgespeichert wer-
den sollen. Dieses ändert allerdings nichts da-
ran, dass die Ereignisse erst einmal zu identifi-
zieren sind.

––––––––––––––
21) Die folgende Darstellung spiegelt den Stand
vom Dezember 2005 wider; möglicherweise
kann es im Nachgang von noch anstehenden
Testauswertungen zu Änderungen kommen.
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vor.22) Zum großen Teil stimmt die
methodische Vorgehensweise bei
der Erstellung der vorläufigen und
endgültigen Zahlen überein; auf
Unterschiede wird gegebenenfalls
hingewiesen.

Bei den Auszügen23) aus dem Regis-
ter, die für die demografischen Un-
tersuchungen zu erstellen sind, wer-
den nur aktive Unternehmen berück-
sichtigt, die zu irgendeinem Zeit-
punkt des Referenzjahres Umsatz-
und/oder Beschäftigtenangaben ge-
meldet haben. Das momentane Aus-
wertungsprogramm erkennt eine
Einheit als aktiv, wenn Verwaltungs-
daten aus dem entsprechenden Re-
ferenzjahr vorliegen.24)

2.2.1 Die Bestimmung
der echten Neugründungen
und ihrer Überlebens-
wahrscheinlichkeit

Über einen Abgleich der aktiven Un-
ternehmen des aktuellen Referenz-
jahres mit denen der beiden25) Vor-
jahre werden alle Neuaufnahmen in
das Register ermittelt. Nach einer Be-
reinigung um die Zuzüge aus ande-
ren Bundesländern – ein regelmäßi-
ger Länderaustausch dient der Erfas-
sung von bundesländerübergreifen-
den Sitzverlegungen – stellen sie die
potenziellen Gründungen des Refe-
renzjahres dar. Wie im Gliederungs-
punkt 2.1 erläutert, sieht die Demo-
grafie nicht alle Neuaufnahmen in
das Register als echte Gründungen
an, so dass weitere Auswertungen
nötig sind:

Zunächst wird geprüft, ob das neue
Unternehmen im vergangenen Jahr
schon als Betrieb im Register enthal-
ten war. Wenn ja, handelt es sich bei
der Einheit um keine echte Neu-
gründung – wahrscheinlich ist sie
aus einer Auflösung oder Abspal-
tung hervorgegangen, vielleicht
wurde aber auch nur der Unterneh-
menssitz an eine andere Betriebs-
stätte verlagert.

Die Ermittlung der übrigen demo-
grafischen Ereignisse ist sehr viel auf-
wändiger. Hierzu wird ein dreistufi-
ges paarweises Abgleichverfahren
anhand der Kriterien „Wirtschafts-
zweig26) und Standort“, „Name und
Standort“ sowie „Wirtschaftszweig
und Name“ durchgeführt. Ähneln
sich Einheiten hinsichtlich dieser Kri-
terien, könnte es sein, dass sie über
demografische Ereignisse miteinan-
der verknüpft sind. Diese Vermutung
ist durch manuelle Recherchen, z. B.
im Handelsregister, zu überprüfen.
Das Abgleichverfahren wird zur Er-
stellung der vorläufigen und endgül-
tigen Ergebnisse zweimal durchge-
führt, wobei unterschiedliche Datei-
en eingehen:

Für die Bestimmung der vorläufigen
Zahlen werden die potenziellen Neu-
gründungen allen im Referenzjahr
aktiven Unternehmen gegenüber ge-
stellt, die im Vergleich zum Vorjahr
Rückgänge bei den Beschäftigten
und/oder Umsätzen aufweisen. Dieses
geschieht vor dem Hintergrund fol-
gender Überlegungen: Laut der Defi-
nitionen von Eurostat gehen aus den
verschiedenen demografischen Ereig-
nissen dann keine echten Neugrün-
dungen hervor, wenn durch sie keine
Produktionsfaktoren geschaffen, son-
dern nur von einer Einheit zu einer
anderen verlagert werden. Dies sollte
sich bei den ursprünglichen Einheiten
durch einen Rückgang bei den Um-
sätzen und/oder Beschäftigten nie-
derschlagen.27)

Aus verschiedenen Gründen kann es
allerdings sein, dass sich bei den in
das demografische Ereignis involvier-
ten Unternehmen keine Aktivitäts-
rückgänge feststellen lassen, z. B.
wenn das Ereignis erst zum Ende des
Jahres stattfindet oder die Umsatz-
und/oder Beschäftigtenzahlen im
Vorjahr ungewöhnlich niedrig wa-
ren. Spätestens im nächsten Jahr
müssten sich diese Einheiten aber
daran identifizieren lassen, dass sie
inaktiv geworden sind – viele der
„unechten“ Neugründungen impli-
zieren auch „unechte“ Schließun-
gen.28) Zur Erstellung von endgülti-
gen Ergebnissen wird der Abgleich
deshalb im folgenden Jahr noch ein-
mal mit all den Einheiten wieder-
holt, die seit dem vergangenen Refe-
renzjahr inaktiv geworden sind.29)

Das Abgleichverfahren liefert unter
Umständen bei recht vielen der neu in
das Register aufgenommenen Einhei-
ten Hinweise darauf, dass es sich um
keine echten Gründungen handeln
könnte. Ist die Anzahl der zu überprü-
fenden Unternehmen zu hoch, kann
diesen Hinweisen nur für eine Stich-
probe nachgegangen werden, mit an-
schließender Übertragung der Ergeb-
nisse auf die Gesamtmenge der Neu-
aufnahmen. Bei allen Neueintragun-
gen mit mehr als 20 Beschäftigten ist
es wahrscheinlich, dass diese auf ein
demografisches Ereignis zurückgehen.
Deshalb finden bei diesen Einheiten –
unabhängig von der Stichprobe und
Hinweisen aus dem Abgleichverfahren
 – manuelle Recherchen statt.30)

Wurden die echten Neugründungen
eines Jahres identifiziert, ist in einem
folgenden Schritt die Überlebens-

––––––––––––––
22) Es gibt allerdings verschiedene Vorhaben im
Bereich des Registers, um die Ergebniserstel-
lung zu beschleunigen. Ab 2010 besteht auch
spätestens die gesetzliche Pflicht dazu, Daten
zu dem von Eurostat geforderten Referenzjahr
zu liefern. – 23) Es werden getrennte Auszüge
für die im Referenzjahr aktiven Unternehmen
und Betriebe gezogen, die den Stand zum
31. 12. eines Jahres wiedergeben. Die Basis für
die eigentlichen Auswertungen bildet die Datei
der Unternehmen. – 24) Falls ein Unternehmen
zu einer Statistik meldet, können zu ihm neben
den Verwaltungs- auch Erhebungsdaten vorlie-
gen. Letztere werden in der Regel allerdings
häufiger aktualisiert und beziehen sich deshalb
unter Umständen nicht mehr auf das Referenz-
jahr. Da nicht alle Unternehmen zu einer Statis-
tik melden und es auch die Problematik des Re-
ferenzjahres gibt, schlägt das LDS NRW vor, sich
zur Feststellung der Aktivität einer Einheit nur
der Verwaltungsdaten zu bedienen. – 25) Der
Abgleich muss mit den beiden Vorjahren durch-
geführt werden, um auszuschließen, dass es
sich um Reaktivierungen handelt, die nur in ei-
nem Jahr nicht aktiv waren.

––––––––––––––
26) Dieser wird auf der Ebene des 4-Stellers
(Klassen) der jeweils gültigen WZ-Klassifikation
verwendet. – 27) In der Regel dürften die aus
einem demografischen Ereignis hervorgegan-
genen Einheiten von den Verwaltungen neue
bzw. eigene Identifikationsnummern erhalten.
Wenn zwei Unternehmen im Juli fusionieren,
würden sie demnach ihre Umsätze von Januar
bis Juni unter der alten, ab Juli unter der neuen
Steuernummer an das Finanzamt melden.

––––––––––––––
28) Keine unechten Schließungen implizieren
Joint Ventures und Abspaltungen; bei Restruk-
turierungen innerhalb einer bzw. zwischen
mehreren Unternehmensgruppen können sie
vorkommen, müssen es aber nicht. – 29) Viele
dieser potenziellen Schließungen dürften im
Vorjahr Aktivitätsrückgänge aufgewiesen ha-
ben und schon in das Abgleichverfahren einge-
gangen sein. Diese Einheiten müssen an dieser
Stelle nicht erneut untersucht werden. – 30) Im
Register werden diese Neueintragungen eben-
falls recherchiert und gegebenenfalls ange-
schrieben. Da das Ziel allerdings ist, ein mögli-
ches Vorgängerunternehmen zu ermitteln, liegt
der Fokus dabei auf 1:1-Beziehungen. Bei der
Demografie interessieren auch 1:n und n:1-Be-
ziehungen, daher findet hier eine erneute
Überprüfung der Einheiten statt. Es wird ange-
strebt, die Dublettenrecherche zukünftig mit
der Suche nach demografischen Ereignissen zu
kombinieren.
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wahrscheinlichkeit während der ers-
ten fünf Jahre ihres Bestehens zu er-
mitteln. Dabei unterscheidet Eurostat
zwischen einem Überleben „ohne
Veränderung“ und einem Überleben
„durch Übernahme“. Letzteres tritt
dann ein, wenn bei einer 1:1-Über-
nahme eine Neugründung der letzten
fünf Jahre von einer im aktuellen Re-
ferenzjahr nur zu diesem Zweck ge-
gründeten Einheit übernommen wird.
Derartige Fälle fallen bei der Überprü-
fung der Neuaufnahmen in das Regis-
ter automatisch mit auf. Gründungen
der letzten fünf Jahre, die in ein ande-
res demografisches Ereignis involviert
sind und infolgedessen geschlossen
werden, haben nicht überlebt, selbst
wenn es sich um keine „echten“
Schließungen handeln sollte.

2.2.2 Die Bestimmung 
der echten Schließungen

Die Schließungen eines Jahres zeichnen
sich dadurch aus, dass sie im Referenz-
jahr selbst noch Umsatz- und Beschäf-
tigtenangaben aufweisen, in den bei-
den darauf folgenden Jahren aber
nicht mehr. Zum Zeitpunkt der Auswer-
tung eines Referenzjahres liegen aller-
dings noch keine Angaben aus den Fol-
gejahren vor. Zur Ermittlung von vor-
läufigen Zahlen soll daher folgendes
Verfahren zum Einsatz kommen: Höhe-
re31) Rückgänge bei den Umsätzen
oder Beschäftigten können Vorboten
einer Schließung sein, gehen womög-
lich aber auch nur auf konjunkturelle
Schwankungen oder ähnliche Ereignis-
se zurück. Die Anzahl der Schließungen
berechnet sich daher durch Multiplika-
tion der Einheiten mit Aktivitätsrück-
gängen mit der durchschnittlichen
„Schließungsquote“ der letzten Jahre.
Diese Quote berechnet sich durch Divi-
sion der zwei Jahre später endgültig als
Schließungen identifizierten Unterneh-
men durch die Anzahl der Einheiten
mit Aktivitätsrückgängen in dem Refe-
renzjahr.32) Anhand der Quoten meh-
rerer Jahre ist dann die Bildung einer
Durchschnittsquote möglich.

Die Ermittlung der endgültigen Ergeb-
nisse zu den echten Schließungen äh-
nelt in vielen Schritten denen der ech-
ten Gründungen: Zunächst erfolgt ein
Abgleich der im aktuellen Referenzjahr
aktiven Unternehmen mit denen der
beiden Vorjahre. Einheiten, zu denen
das letzte Mal vor zwei Jahren Umsatz-
oder Beschäftigtendaten vorlagen,
werden als potenziell echte Schließun-
gen eingestuft. Nach deren Bereini-
gung um die Fortzüge in andere Bun-
desländer erfolgt ein Abgleich der Un-
ternehmen mit den Betrieben des auf
die potentielle Schließung folgenden
Jahres. Sind Einheiten in dieser Datei
enthalten, handelt es sich bei ihnen um
keine echten Schließungen. Sie könn-
ten durch eine Fusion oder Übernahme
zum Betrieb eines anderen Unterneh-
mens geworden sein, vielleicht hat
auch nur eine Sitzverlagerung an eine
andere Betriebsstätte stattgefunden.

Im Anschluss folgt wieder das dreistu-
fige paarweise Abgleichverfahren. Der
Hauptteil der unechten Schließungen
dürfte bei der Bestimmung der unech-
ten Gründungen schon mitbestimmt
worden sein. Prinzipiell geht es hier
daher nur noch um die Identifizierung
der unechten Schließungen, die keine
unechten Gründungen verursachen.
Hierzu zählen hauptsächlich Restruk-
turierungen, bei denen die Aufgabe
eines Unternehmens bzw. eines Teils

davon bei einer anderen Einheit zu ei-
ner Zunahme bei den Umsätzen und/
oder Beschäftigten führt sowie Über-
nahmen, die nur schon bestehende
Unternehmen involvieren. Daher stellt
das Abgleichverfahren den potenziel-
len Schließungen alle Einheiten ge-
genüber, die im Jahr der möglichen
Schließung hohe33) Zuwächse bei den
Umsätzen und/oder Beschäftigten auf-
weisen. Ergeben sich Hinweise darauf,
dass die Schließungen mit einem der
genannten demografischen Ereignisse
in Zusammenhang stehen könnten,
sind diese wieder mittels manueller
Recherchen zu überprüfen.

Alle hier vorgestellten Schritte werden
von den statistischen Landesämtern
durchgeführt, in deren Verantwor-
tungsbereich auch die Pflege der Un-
ternehmensregister liegt. Ein Auswer-
tungsprogramm bestimmt die an Eu-
rostat zu liefernden Zahlen zur Demo-
grafie zunächst ebenfalls auf der Ebe-
ne der einzelnen Länder.34) Die Ergeb-
nisse werden anschließend an das Sta-
tistische Bundesamt übermittelt und
von diesem zu Angaben für Gesamt-
deutschland zusammengefasst.

––––––––––––––
31) In Abhängigkeit von der Größenklasse der
Unternehmen wurden Grenzen festgelegt, ab
wann ein Rückgang als „höher“ zu bezeichnen
ist. Testauswertungen müssen jedoch erst noch
zeigen, ob die Grenzen so beibehalten werden
können. – 32) Gegebenenfalls ist diese Formel
noch um konjunkturelle und/oder sektorale
Faktoren zu erweitern.

––––––––––––––
33) Die Grenzen werden analog wie bei den
Einheiten mit Aktivitätsrückgängen festgesetzt;
vgl. dazu auch Fußnote 31. – 34) Bei Interesse
von Seiten der Datennutzer ist auch eine Tiefer-
gliederung der Ergebnisse, z. B. auf der Ebene
von Kreisen, kreisfreien Städten oder auch ein-
zelnen Gemeinden, denkbar.

Überblick über die Vorgehensweise 
bei der Ermittlung der Gründungen und Schließungen

Vorgehensweise bei der Auswertung des Registers zur Ermittlung von Zahlen zu

a)

b) 

den Gründungen
1. Abgleich der aktiven Unternehmen des aktuellen Referenzjahres mit denen der beiden Vorjahre;

wenn Unternehmen nur im aktuellen Jahr aktiv –> potenzielle Neugündung
2. Bereinigung der Neugründungen um die Zuzüge aus anderen Bundesländern
3. Abgleich mit den Betrieben des Vorjahres; wenn darin enthalten –> keine echte Neugründung
4. Zur Identifizierung von weiteren demografischen Ereignissen Durchführung eines dreistufigen,

paarweisen Abgleichverfahrens, das mit den Kriterien „Wirtschaftlicher Schwerpunkt und Name“,
„Name und Standort“ sowie „Wirtschaftlicher Schwerpunkt und Standort“ arbeitet. Für die Er-
mittlung der vorläufigen Zahlen werden die potenziellen echten Neugründungen den Unterneh-
men mit Aktivitätsrückgängen im aktuellen Referenzjahr gegenübergestellt, ein Jahr später den
inzwischen inaktiv gewordenen Einheiten. Liefert der Abgleich Hinweise auf demografische Ereig-
nisse werden diese – gegebenenfalls stichprobenhaft – manuell überprüft –> Anzahl der echten
und unechten Neugründungen

den Schließungen
–  vorläufige Ergebnisse: 

 Multiplikation der Einheiten mit Aktivitätsrückgängen mit der durchschnittlichen „Schließungs-
quote“ der vergangenen Jahre

–  endgültige Ergebnisse:
1. Abgleich der vor zwei Jahren aktiven Unternehmen mit denen der beiden Folgejahre; wenn eine

Einheit seit zwei Jahren inaktiv –> potenzielle Schließung
2. Bereinigung der Schließungen um die Fortzüge in andere Bundesländer
3. Abgleich mit den Betrieben des Folgejahres; wenn darin enthalten –> keine echte Schließung
4. Durchführung des dreistufigen, paarweisen Abgleichverfahrens zur Identifizierung der unechten

Schließungen, die noch nicht bei der Bestimmung der unechten Neugründungen ermittelt wur-
den. Gegenüberstellung der potenziellen Schließungen mit all den Unternehmen, die im Jahr der
möglichen Schließung Aktivitätssteigerungen aufweisen. Liefert der Abgleich Hinweise auf demo-
grafische Ereignisse, sind diese mittels manueller Recherchen zu überprüfen –> Anzahl der ech-
ten und unechten Schließungen
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2.3 Vergleich der von
der amtlichen Statistik
verwendeten Methoden
und Abgrenzungen 
mit denen anderer Daten-
quellen zum Gründungs- 
und Schließungsgeschehen 
in Deutschland

Der Wissenschaft standen als bun-
desweite, prinzipiell alle Wirtschafts-
bereiche umfassende statistische
Quellen zur Erfassung von Gründun-
gen in Deutschland bisher vor allem
die Beschäftigtenstatistik der BA, die
amtliche Gewerbeanzeigenstatistik
sowie das Mannheimer Gründungs-
panel des Zentrums für Europäische
Wirtschaftsforschung zur Verfügung.
Diese Quellen weisen jeweils folgen-
de Besonderheiten auf:35)

Die Beschäftigtenstatistik enthält
alle Betriebe mit mindestens einem
sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten. Sie erfasst also keine Grün-
dungen und Schließungen von klei-
nen Unternehmen, in denen neben
dem Inhaber z. B. nur noch geringfü-
gig Beschäftigte tätig sind. Anderer-
seits kann es zu einer Überschätzung
der Gründungen und Schließungen
kommen, da z. B. bei Inhaber- und
Rechtsformwechseln neue Betriebs-
nummern vergeben werden, ohne
dass es sich wirklich um eine neue
Einheit handelt. Ein weiterer Nach-
teil dieser Quelle ist, dass sie keine
Informationen zu den Zusammen-
hängen zwischen Betrieben und Un-
ternehmen enthält, so dass die Da-
ten sich nicht auf die Unternehmens-
ebene aggregieren lassen.

Die Gewerbeanzeigenstatistik er-
fasst keine Wirtschaftsbereiche, für
die keine Gewerbeanzeigenpflicht
besteht.36) Sie weist tendenziell eine
zu hohe Anzahl an Gründungen
aus, da es sich bei vielen Gewerbe-
anmeldungen um Absichtserklärun-
gen handelt, bei denen es niemals

zur Aufnahme einer Geschäftstätig-
keit kommt. Deshalb wird seit 1996
zusätzlich die Zahl der „echten“
Neuerrichtungen bestimmt. Darun-
ter fallen solche Gewerbeanmeldun-
gen, bei denen die Absicht erklärt
wurde, Arbeitskräfte einzustellen,
oder Angaben zur Gesellschafts-
form, ein Eintrag in das Handelsre-
gister oder die Handwerksrolle vor-
liegen. Bei den Schließungen
kommt es hingegen zu einer Unter-
erfassung, da viele Gewerbeabmel-
dungen – wenn überhaupt – verspä-
tet eintreffen. Seit zwei Jahren be-
steht zwar die Möglichkeit, dass die
Finanzbehörden den Gewerbeäm-
tern mitteilen, dass die Steuerpflicht
eines Unternehmens erloschen ist.
Erfolgt innerhalb eines angemesse-
nen Zeitraums keine Abmeldung
der Einheit, können die Gewerbe-
ämter eine „Abmeldung von Amts
wegen“ vornehmen. Momentan
kommt diese Abmeldungsart jedoch
nur relativ selten vor, was auf eine
nur eingeschränkte Nutzung dieser
Möglichkeit hinweist. Positiv anzu-
merken ist hingegen, dass die Ge-
werbeanzeigen seit 2003 die Unter-
scheidung von „echten“ Gründun-
gen und Schließungen und solchen
erlauben, bei denen das Unterneh-
men z. B. aufgrund einer Verschmel-
zung umgewandelt wird.

Die Erhebungseinheit des Mannhei-
mer Gründungspanels ist das Un-
ternehmen; bei Mehrbetriebsunter-
nehmen fehlen daher Informatio-
nen zu den einzelnen Betrieben. Die
Angaben gehen auf die CREDITRE-
FORM37)-Datenbank zurück und
werden seit 1989 für West-, seit
1990 auch für Ostdeutschland erho-
ben. Der Schwerpunkt der Erfassung
liegt sowohl auf besonders großen
Unternehmen als auch auf solchen
in einer ungünstigen finanziellen
Lage. Kleinere Einheiten dürften da-
her unterrepräsentiert sein, selbst
wenn es grundsätzlich keine grö-
ßenbezogene Abschneidegrenze bei
der Datenerhebung gibt. Die erfass-
ten Informationen stammen aus Un-

ternehmensanfragen, verschiedenen
öffentlichen Registern – vor allem
dem Handelsregister – sowie Tages-
zeitungen, Geschäftsberichten und
veröffentlichten Bilanzen. Da die in
einem Datensatz enthaltenen Anga-
ben hauptsächlich in Zusammen-
hang mit Anfragen zu Unterneh-
men aktualisiert werden, weisen sie
teilweise sehr unterschiedliche Ak-
tualitätsstände auf. Zur Identifizie-
rung der echten Gründungen die-
nen zwei Kriterien: Die erste Annah-
me lautet, dass an einer echten
Gründung keine anderen Unterneh-
men, sondern nur natürliche Perso-
nen beteiligt sind; Informationen
dazu liegen in der Datenbank vor.
Darüber hinaus werden auch alle
Neuerrichtungen mit mehr als 50
Beschäftigten von den originären
Gründungen ausgeschlossen.

Wie reihen sich die aus dem Unter-
nehmensregister gewonnenen Ergeb-
nisse nun in die bisher verfügbaren
Angaben zu den Gründungen und
Schließungen ein? Zur Beantwortung
dieser Frage erfolgt in der Übersicht
auf Seite 10 eine Gegenüberstellung
der verschiedenen Quellen anhand
ausgewählter Charakteristika.

Allgemein ist beim Vergleich von
Daten zum Gründungs- und Schlie-
ßungsgeschehen in Deutschland zu
beachten: Die Ergebnisse werden
häufig nach dem Wirtschaftszweig
untergliedert. Die unterschiedlichen
Quellen können hinsichtlich des
wirtschaftlichen Schwerpunktes ei-
ner Einheit aber große Differenzen
aufweisen. Diese rühren z. B. daher,
dass sich der Wirtschaftszweig bei
der BA auf den Betrieb bezieht, im
Register aber auf das Unternehmen.
Bei einem Mehrbetriebs- oder
Mehrländerunternehmen können
einzelne Betriebe einen ganz ande-
ren wirtschaftlichen Schwerpunkt
aufweisen als das Unternehmen ins-
gesamt. Die im Register hinterleg-
ten Wirtschaftszweige stammen da-
rüber hinaus aus mehreren Quellen:
Melden Unternehmen zu einer Sta-
tistik, müssen sie häufig die Beschäf-
tigten- und Umsatzzahlen auf ihre
verschiedenen Tätigkeitsfelder auf-
teilen, was eine recht genaue Bestim-
mung des wirtschaftlichen Schwer-

––––––––––––––
 35) Vgl. Fritsch et al. (2002) sowie im Einzelnen
zur Beschäftigtenstatistik Brixy (1999), zur
Gewerbeanzeigenstatistik John (2005), zu
dem Mannheimer Gründungspanel das Zen-
trum für Europäische Wirtschaftsforschung
GmbH (2005). – 36) Im Detail sind dieses die
freien Berufe (z. B. Steuerberater, Rechtsanwäl-
te, Ärzte), der Bergbau, Fischzucht und Land-
wirtschaft, Versicherungsunternehmen sowie
die Einrichtung und Verlegung von Apotheken;
vgl. dazu auch John (2005).

––––––––––––––
37) Dabei handelt es sich um eine Kreditaus-
kunftsdatei, die von der CREDITREFORM e. V.
bereitgestellt wird und nahezu alle im Handels-
register enthaltenen Unternehmen umfasst;
vgl. Zentrum für Europäische Wirtschaftsfor-
schung GmbH (2005).
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punktes erlaubt. Bei Einheiten, die
zu keiner Erhebung melden, wird
bei Vorhandensein der Wirtschafts-
zweig der BA, sonst der der Finanz-
behörden übernommen. Beim Auf-
geben einer Gewerbeanzeige ist der
Tätigkeitsschwerpunkt schriftlich zu
formulieren. Anschließend kodieren
die Ordnungsämter diese Anga-
ben entsprechend der gültigen WZ-
Klassifikation, wobei es gewisse In-
terpretationsspielräume gibt. Beim
Mannheimer Gründungspanel stammt
der für ein Unternehmen angegebe-
ne Wirtschaftszweig zu etwa ei-
nem Viertel aus dem Handelsregis-
ter, in den anderen Fällen wird er
bei Unternehmesanfragen ermittelt.
Auch hier dürften Abweichungen zu
den anderen Datenquellen beste-
hen.

Ein weiteres Problem der Vergleich-
barkeit von Daten stellen die ange-
wandten Kontinuitätskriterien dar:
So betrachtet das Register alle Un-
ternehmen als Schließungen, die län-
ger als zwei Jahre inaktiv waren (es
sei denn, es liegen Informationen zu
bestimmten demografischen Ereig-
nissen vor), während dieser Zeitraum
bei der Auswertung der Beschäftig-
tenstatistik38) drei Jahre beträgt. Da-
rüber hinaus werden dort auch Be-
triebe, die z. B. als Folge einer Fusion
unter ihren ursprünglichen Betriebs-
nummern keine Beschäftigten mehr
melden, anders als im Register als
echte Schließungen bewertet.

3 Resümee und Ausblick
für die Zukunft

Die amtliche Statistik ist zuversicht-
lich, mit der unternehmensdemogra-
fischen Auswertung des Registers die
bisherige Datenbasis zum Grün-
dungs- und Schließungsgeschehen in
Deutschland ausweiten und verbes-
sern zu können. Dies erscheint aller-
dings nur mittelfristig möglich, da
mit der Veröffentlichung von ersten
Ergebnissen für Gesamtdeutschland
erst im Jahr 2006 zu rechnen ist, und
diese sich zunächst auch nur auf das
Jahr 2003 beziehen. Die anderen Da-
tenquellen umfassen hingegen
schon deutlich mehr Jahre und erlau-
ben Analysen im Längsschnittver-
gleich.

Gegenüberstellung der Beschäftigtenstatistik, der Gewerbeanzeigenstatistik, des Mannheimer Gründungspanels 
sowie der unternehmensdemografischen Auswertung des Registers*)

Erfassungsebene

Beschäftigtenstatistik

Betriebe; keine 
Zusammenfassung

der Daten auf 
Unternehmensebene 

möglich

Gewerbeanzeigenstatistik

Betriebe und 
Unternehmen; 

Identifikation von
Haupt- und

Zweigniederlassungen 
möglich

Mannheimer Gründungspanel

Unternehmen; 
keine Aussagen auf

Betriebsebene möglich
(Zweigniederlassungen
werden nicht erfasst)

Unternehmens-
demografische Auswertung

des Registers

Unternehmen; Auswertungen 
auf Betriebsebene momentan

nur in Zusammenhang 
mit bestimmten 

demografischen Ereignissen;
Informationen zu

den Zusammenhängen
zwischen Betrieben
und Unternehmen

liegen vor.

Untergrenze der Erfassung

Zuverlässigkeit
der Identifikation
von Gründungen

Länge der Zeitreihe

Möglichkeit zur Verfolgung 
der Einheiten im Zeitablauf

keine Erfassung von Betrieben
ohne sozialversicherungs-

pflichtig Beschäftigte

tendenziell Übererfassung
der Gründungen

nein

Übererfassung
der Gründungen; 

bei den „echten“ Gründungen
Untererfassung

Westdeutschland
momentan ab 1983,

Ostdeutschland ab 1993

ja; Information im Prinzip
auf den Tag genau

für alle Bundesländer 
ab 1996

nein

Untererfassung 
von sehr kleinen Betrieben

ohne Eintragung 
ins Handeslregister 
und ohne Nachfrage
nach Fremdkapital

relativ hoch

Keine Erfassung 
von Unternehmen ohne

sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigte, deren Umsätze

eine bestimmte Grenze
unterschreiten bzw. die nicht
umsatzsteuerpflichtig sind.

Des Weiteren fehlen Einheiten
ohne sozialversicherungs-

pflichtig Beschäftigte, 
wenn diese nicht 
in den Dateien

der Finanzbehörden 
enthalten sind.

relativ hoch

Westdeutschland ab 1989; 
Ostdeutschland ab 1990

Ja; Informationen werden
in unregelmäßigen

Abständen recherchiert.

für alle Bundesländer
voraussichtlich ab 2003

Ja; Informationen werden 
mindestens einmal
jährlich aktualisiert.

Informationen
über die Person des Gründers

Verfügbarkeit der Daten

nein

aggregierte Angaben 
zu Gründungen

allgemein verfügbar

ja (Geschlecht und Nationalität
des Gründers)

Veröffentlichung 
in aggregierter Form

nein

Ausgewählte Mikrodaten 
für externe Wissenschaftler

zugänglich; aggregierte
Angaben in Form 

von Standardtabellen
sind verfügbar.

nein

zukünftig geplant: 
Zugang zu ausgewählten 
Mikrodaten für externe 

Wissenschaftler im Rahmen
des Forschungsdatenzentrums

sowie Veröffentlichung 
von aggregierten
Angaben in Form

von Standardtabellen

*) In Anlehnung an eine Grafik von Fritsch et al, die um die unternehmensdemografische Auswertung des Registers erweitert wurde; vgl. Fritsch et al. (2002), S. 90.

––––––––––––––
38) Zu ihrer Auswertung hinsichtlich der Anzahl
der Gründungen und Schließungen wurde vom
Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
(IAB) das IAB-Betriebspanel geschaffen; vgl.
dazu auch Brixy (1999), Fritsch/Brixy (2004).
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Das Register zeichnet sich im Ver-
gleich zu anderen Quellen dadurch
aus, dass es sowohl Unternehmen
als auch die zu ihnen gehörenden
Betriebe beinhaltet. Fast alle39) wirt-
schaftlich aktiven Einheiten werden
erfasst; es fehlen nur solche Unter-
nehmen, die weder in den Datenlie-
ferungen der Finanzbehörden noch
denen der BA enthalten sind. Die
echten Gründungen können mit ei-
ner hohen Zuverlässigkeit identifi-
ziert werden, und die Verfolgung
von einzelnen Einheiten im Zeit-
ablauf ist möglich. Die standardi-
sierten Erhebungsmethoden ge-
währleisten eine hohe Vergleichbar-
keit mit den Daten aus anderen EU-
Mitgliedstaaten. Darüber hinaus
gibt es verschiedene Entwicklungen
in der amtlichen Statistik, die die
Auswertungen zur Demografie wei-
ter verbessern könnten:

1. Ab April 2006 soll getestet wer-
den, inwieweit anstelle der jährli-
chen die monatlichen Datenliefe-
rungen der BA und der Finanzbe-
hörden40) für die Zwecke des Unter-
nehmensregisters verwendbar sind.
Sollten die Tests positiv ausfallen,
könnte dies zu einer sehr viel höhe-
ren Aktualität der Angaben im Re-
gister führen. Die monatlichen Ver-
waltungsdaten enthalten darüber
hinaus Informationen, die bisher
noch nicht im Register erfasst wer-
den: So beinhalten die Monatsda-
teien der BA auch Angaben zu den
geringfügig entlohnt Beschäftig-
ten41). Die monatlichen Lieferun-
gen der Oberfinanzbehörde umfas-
sen im Gegensatz zu den Jahreslie-
ferungen auch kleinere Unterneh-
men, bei denen sich erst im Verlauf
eines Jahres herausstellt, dass sie
keine Umsatzsteuervoranmeldun-
gen abgeben müssen. Zu guter
Letzt ist zu erwarten, dass die mo-
natlichen Verwaltungsdaten die

Identifizierung bestimmter demo-
grafischer Ereignisse erleichtern wer-
den, da sie den Meldeverlauf der
Einheiten bei den Verwaltungen
sehr viel detaillierter wiedergeben.

2. Es wird schon seit einigen Jahren
an der Entwicklung eines neuen,
sehr viel umfassenderen Unterneh-
mensregisters gearbeitet. Auf-
grund der Komplexität des Regis-
ters ist wohl nicht vor Ende 2007
mit seiner Fertigstellung zu rech-
nen. Es soll sehr viel genauere In-
formationen zu den Einheiten ent-
halten als das jetzige Register – un-
ter anderem auch Angaben zu de-
mografischen Ereignissen – so dass
noch vielfältigere Auswertungen
möglich sind.

3. Zukünftig sollen – spätestens mit
Einführung des neuen Registersys-
tems – auch Informationen zu Un-
ternehmensgruppen erfasst wer-
den. Dieses würde zu einer weite-
ren Vereinfachung und Erweite-
rung der demografischen Auswer-
tungen beitragen.

4. Aktuell wird getestet, ob sich die
Daten im Register für eine Georefe-
renzierung eignen. Bei einem posi-
tiven Ergebnis wären die Spielräu-
me für die Analyse bestimmter, lo-
kal abgegrenzter Bereiche zukünf-
tig sehr viel größer, da die momen-
tane Beschränkung auf bestimmte
Gemeinden oder festgelegte Regi-
onen aufgehoben würde.

5. Die Forschungsdatenzentren der
Statistischen Ämter des Bundes
und der Länder haben zum Ziel,
der Wissenschaft den Zugang zu
(anonymisierten) Mikrodaten der
amtlichen Statistik zu ermögli-
chen. Noch gehören die Informati-
onen zur Unternehmensdemogra-
fie nicht zu den zugänglichen Da-
ten, hier ist aber eine Änderung zu
erwarten.

6. Eurostat hat die Absicht, von den
EU-Mitgliedstaaten zukünftig auch
Daten zur Demografie von Betrie-
ben erheben zu lassen. Das würde
zu einer nahezu vollständigen Er-
fassung des Gründungs- und
Schließungsgeschehens – sowohl
auf der Ebene der Unternehmen
als auch der Betriebe – führen.

7. Mittelfristig ist die Einführung
einer bundeseinheitlichen Wirt-
schaftsnummer geplant, die von al-

len Verwaltungen für eine Einheit
verwendet werden und u. a. auch
genaue Informationen über Be-
ginn und Ende der wirtschaftlichen
Tätigkeit enthalten soll. Die Erfas-
sung demografischer Ereignisse
würde hierdurch stark vereinfacht.

Wie diese Liste veranschaulicht,
zeichnet sich für die nächsten Jahre
eine Reihe interessanter Entwicklun-
gen im Bereich des Unternehmensre-
gisters ab, von denen auch positive
Auswirkungen auf die Demografie
zu erwarten sind. Auch in ihrer mo-
mentanen Form können sich die Er-
gebnisse der amtlichen Statistik
durchaus mit denen anderer Daten-
quellen messen lassen. Ein großer
Nachteil ist aber das Fehlen einer län-
geren Zeitreihe. Allerdings steht in
2007 erneut eine Reklassifizierung
der Wirtschaftszweige an. Aufgrund
der recht umfangreichen Änderun-
gen wird es auch bei den anderen
Datenquellen zu Brüchen in den Zeit-
reihen kommen, so dass eigentlich
alle ab 2007 mit dem Aufbau einer
neuen Zeitreihe beginnen müssten.
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Strukturelle Entwicklung der Landwirtschaft von 1971 bis 2003

Dipl.-Volkswirt Hartmut Kopmeier

Kontinuierlicher Rückgang
der landwirtschaftlich
genutzten Fläche (LF)

Die LF in NRW insgesamt ist seit 1971
kontinuierlich von 1 760 550 Hektar
auf 1 525 943 Hektar im Jahr 2003
um 13,3 % zurückgegangen.

Inzwischen wird mehr als die Hälfte
der gesamten LF (55,7 %) von Betrie-
ben in der Größe ab 50 Hektar LF be-
wirtschaftet. 1971 betrug der Anteil
gerade einmal 13,9 %. Demgegen-
über entfielen 2003 nur noch 2,6 %
auf Betriebe mit unter 5 Hektar LF;
1971 betrug der Anteil noch 6,8 %.

Die bedeutendste strukturelle Verän-
derung in der Landwirtschaft in
Nordrhein-Westfalen spiegelt sich in
der Veränderung der Zahl und Grö-
ße der landwirtschaftlichen Betriebe
wider.

Wachstumsschwelle
ab 50 Hektar LF

Während in Nordrhein-Westfalen
1971 noch 138 501 Betriebe gezählt
wurden, ging die Zahl bis zum Jahre
2003 auf 54 531 um mehr als die Hälf-
te zurück. Fast 84 000 Höfe wurden in
diesem Zeitraum aufgegeben; das
sind im Durchschnitt 7 Betriebe pro
Tag. Allerdings verlief das Tempo des
Strukturwandels bei den Betrieben
zwischen 1971 und 2003 nicht gleich-
mäßig. Während die durchschnittli-
chen jährlichen Abnahmeraten bis
1999 knapp über 2 % lagen, betru-
gen sie 1999 bis 2003 lediglich 0,8 %.
Im Zeitraum zwischen 1991 und 1999
gaben mit jährlich durchschnittlich
3,7 % die meisten Betriebe auf. Dabei
ist allerdings die geänderte Abschnei-
degrenze von zwei Hektar LF ab dem
Jahr 1999 zu berücksichtigen.

Sehr unterschiedlich verliefen die
Veränderungsraten in den einzelnen
Betriebsgrößenklassen.

Die Land- und Forstwirtschaft ist ein Wirtschaftsbereich, in dem gravierende
Strukturveränderungen stattgefunden haben.

Die Land- und Forstwirtschaft hat in Deutschland generell wegen ihres relativ
geringen Anteils an der volkswirtschaftlichen Gesamtleistung (2003: 1,1 %)
trotz nachhaltiger Strukturveränderungen und Anwendung neuer moderner
Produktionsverfahren zur Verbesserung der Ertragslage nur noch eine geringe
gesamtwirtschaftliche Bedeutung. Bei der Sicherstellung einer ausreichenden
Versorgung der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln nimmt sie aber eine bedeu-
tende Sonderstellung in der Volkswirtschaft ein.

Daneben erbringt die Land- und Forstwirtschaft aber auch Leistungen, die
nicht unmittelbar in die volkswirtschaftliche Gesamtrechnung eingehen, wie
z. B. die Erhaltung und Pflege der Kulturlandschaft sowie die Sicherung der
natürlichen Lebensgrundlagen, wodurch im hohen Maße die Lebensqualität in
unserer Gesellschaft beeinflusst wird.

Ein immer schneller verlaufender Strukturwandel hat die Landwirtschaft in
Nordrhein-Westfalen in den letzten 30 Jahren tief greifend verändert. Immer
mehr Betriebe geben ihre landwirtschaftliche Produktion aus ökonomischen
Gründen auf. Um dem Strukturwandel standzuhalten, versuchen viele Betriebe,
ihre wirtschaftliche Situation durch Ausweitung ihrer Kapazitäten zu verbessern. 

Basis für die nachfolgende Darstellung dieses Strukturwandels sind die amtli-
chen statistischen Daten der Landwirtschaftszählungen in den Jahren 1971,
1979, 1991, 1999 sowie der Agrarstrukturerhebung 2003. Bei der Betrachtung
der Daten über den gesamten Beobachtungszeitraum ist zu bedenken, dass es
zwischendurch methodische Änderungen hauptsächlich bezüglich des Erfas-
sungsbereichs gegeben hat. So ist z. B. mit der Landwirtschaftszählung 1999 die
Abschneidegrenze auf zwei Hektar landwirtschaftlich genutzter Fläche (LF) an-
gehoben worden. Damit werden Betriebe unter zwei Hektar ab 1999 grund-
sätzlich nicht mehr zur Auskunft herangezogen. Betriebe unter zwei Hektar LF
sind nur noch dann auskunftspflichtig, wenn sie die im Agrarstatistikgesetz vom
8. August 2002 (BGBl. I S. 3118) genannten Mindestanbauflächen oder -tierbe-
stände – z. B. 30 Ar Gemüseanbau im Freiland oder 3 Ar Anbaufläche für Er-
werbszwecke von Blumen unter Glas oder 8 Schweine oder 8 Rinder – aufwei-
sen. Bei der Untersuchung der Strukturveränderungen spielen die stattgefunde-
nen methodischen Änderungen aber nur eine untergeordnete Rolle und wer-
den bei der nachfolgenden Betrachtung nicht näher berücksichtigt.

Nordrhein-Westfalen gilt gemessen an der Bruttowertschöpfung (BWS) über-
wiegend als ein Industriestandort. Die Landwirtschaft spielt hier – im Gegen-
satz zu einigen anderen Bundesländern – eine untergeordnete Rolle. Der An-
teil der Land- und Forstwirtschaft (BWS 2003 ca. 3,25 Mrd. Euro) an der gesam-
ten Bruttowertschöpfung in NRW ist von 1,9 % im Jahre 1971 auf 0,7 % im
Jahre 2003 kontinuierlich gesunken. Damit liegt er unter dem Anteil, der auf
Bundesebene (1971: 3,1 %; 2003: 1,1 %) ermittelt wird.

Anteil der Bruttowertschöpfung (BWS) in der Land- und Forstwirtschaft, 
Fischerei an der BWS insgesamt 1971 – 2003

Merkmal
1971

%

1979 1991 1999 2003

Verän-
derung
2003

gegenüber
1971

%-Pkt.

Anteil der BWS in der Land- 
und Forstwirtschaft, Fischerei 
an der BWS insgesamt 1,9 1,3 0,8 0,8 0,7 –1,2
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Während die Anzahl der Betriebe in
allen Größenklassen unter 50 Hektar
LF im Betrachtungszeitraum zurück-
ging, verzeichneten die Betriebe ab
50 Hektar LF starke Zunahmen. Diese
Größe wird daher auch als Wachs-
tumsschwelle bezeichnet.

Während im Zeitraum von 1971 bis
2003 fast drei Viertel aller landwirt-
schaftlichen Betriebe mit einer Größe
von unter 5 Hektar LF ihren Betrieb
aufgaben, stieg im gleichen Zeitraum
die Anzahl der Betriebe mit 50 und
mehr Hektar LF auf das Dreifache.

Das Größenwachstum der Betriebe
vollzieht sich überwiegend über die
Pacht, die durch Betriebsaufgaben
bzw. abstockende Betriebe freige-
setzt werden.

Mit einem Anteil von 27,1 % an allen
landwirtschaftlichen Betrieben stel-
len die Höfe mit unter 5 Hektar LF
zwar im Jahre 2003 den größten An-
teil; er ist jedoch im Betrachtungs-
zeitraum stetig gesunken (1971:
39,6 %), während der Anteil der Be-
triebe ab 50 Hektar LF von 2,3 % im
Jahre 1971 auf 18,6 % im Jahre 2003
kontinuierlich angewachsen ist.

Durchschnittliche 
Betriebsgröße um mehr als
das Doppelte angestiegen

Entsprechend der Zunahme größerer
landwirtschaftlicher Betriebe ist die
durchschnittliche landwirtschaftlich
genutzte Fläche je Betrieb (durch-
schnittliche Betriebsgröße) von 13

Landwirtschaftliche Betriebe und landwirtschaftlich genutzte Fläche (LF) 1971 – 2003 nach Betriebsgrößenklassen

Landwirtschaftlich
genutzte Fläche

von ... bis unter ... ha

1971

Betriebe LF

1979

Betriebe LF

1991

Betriebe LF

1999

Betriebe LF

2003

Betriebe LF

Veränderung
2003 gegenüber 1971

Betriebe LF

unter 5
    5 –   10

Anzahl ha

 54 820
 22 179

 119 229
 160 727

Anzahl ha

 37 359
 15 773

 83 007
 114 316

Anzahl ha

 26 001
 10 719

 58 859
 76 934

Anzahl ha

 13 992
 7 650

 37 926
 55 126

Anzahl ha

 14 796
 7 266

 39 823
 52 297

%

–73,0
–67,2

–66,6
–67,5

  10 –   20
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Hektar je Betrieb im Jahre 1971 um
15 Hektar auf 28 Hektar im Jahr
2003 auf mehr als das Doppelte ges-
tiegen. Die höchste durchschnittliche
jährliche Zunahme der Betriebsgröße
war mit 0,88 Hektar im Zeitraum von
1991 bis 1999 festzustellen. Die Zu-
nahme fiel im Zeitraum von 1999 bis
2003 mit durchschnittlich jährlich
0,25 Hektar deutlich geringer aus.

Unterschiedliche 
Entwicklungen 
im Anbauspektrum

Während im Betrachtungszeitraum
bei einigen Nutzungsarten starke Zu-
nahmen registriert wurden, waren

andere von großen Abnahmen ge-
kennzeichnet.

Der größte Anteil der landwirtschaft-
lich genutzten Fläche (1971: 60,2 %;
2003: 70,7 %) entfällt auf das Acker-
land, das während des Betrachtungs-
zeitraums geringfügig um 1,8 % zu-
genommen hat. Dauergrünland, das
mit 38,6 % im Jahre 1971 bzw.
28,4 % im Jahre 2003 den zweitgröß-
ten Anteil an der LF einnimmt, ist im
gleichen Zeitraum um ein Drittel
(–36,2 %) zurückgegangen.

Absatzmöglichkeiten am Markt,
Preisentwicklung, Neuerungen in
Züchtung und Forschung und agrar-
politische Entscheidungen der Euro-

päischen Union beeinflussen die An-
bauentscheidungen.

Die größte Anbaufläche auf dem
Ackerland wird mit einem Anteil von
77,7 % im Jahre 1971 und 61,2 % im
Jahre 2003 von Getreide eingenom-
men, gefolgt von den Hackfrüchten
(1971: 14,5 % bzw. 2003: 9,6 %). Seit
1991 werden sie allerdings von den
Futterpflanzen vom zweiten Platz
verdrängt (Anteil 1971: 5,3 %; Anteil
2003: 14,6 %).

Während die Getreideanbaufläche
von 1971 bis 2003 um 19,9 % zurück-
gegangen ist, konnte die Anbauflä-
che bei Handelsgewächsen auf das
Sechseinhalbfache (+553,1 %) zule-
gen. Deren Ausweitung ist fast aus-
schließlich auf den Anbau von Raps,
hauptsächlich als nachwachsender
Rohstoff für die Non-Food-Produkti-
on, zurückzuführen. Flächenbezoge-
ne Beihilfen Anfang der 1990er-Jah-
re seitens der EU, auch als Anbauprä-
mien bezeichnet, und der höhere
monetäre Ertrag gaben dem Rapsan-
bau neue Impulse. Die flächenbezo-
genen Beihilfen, so genannte Aus-
gleichszahlungen an den Landwirt,
werden gewährt, damit bei wichti-
gen landwirtschaftlichen Kulturen
beim Verkauf zu Weltmarktpreisen
eine zumindest kostendeckende Pro-
duktion möglich ist.

Neben Getreide waren auch bei den
Hackfrüchten (u. a. Kartoffeln und
Zuckerrüben) Abnahmen der Anbau-
flächen von 32,5 % zu verzeichnen,
während die Futterpflanzen (über-
wiegend Silomais) mit einer knappen
Verdreifachung der Anbaufläche
hohe Zuwachsraten (+181,9 %) ver-
buchen konnten. Der Zuckerrüben-
anbau wird durch Anbaubeschrän-
kungen seitens der EU (Deklassie-
rung) immer stärker betroffen. Der
Anbau von Kartoffeln schwankte im
Zeitablauf bedingt durch die Preis-
situation am Markt.

Die Brachflächen, deren Ausweitung
auf die Einführung einer Flächenstill-
legungsquote im Rahmen der euro-
päischen Agrarpolitik Anfang der
1990er-Jahre zurückzuführen ist,
sind von 736 Hektar im Jahre 1971
auf 71 362 Hektar im Jahre 2003 an-

Durchschnittliche landwirtschaftlich genutzte Fläche (LF) je landwirt-
schaftlichen Betrieb 1971 – 2003 nach sozialökonomischen Betriebstypen
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gestiegen. Diese Flächenstilllegungs-
verpflichtung wirkte sich statistisch
ab 1991 durch eine Zunahme der
Brachflächen gegenüber 1979 um
28 037 Hektar aus. Diese Flächen ka-
men überwiegend aus dem Getrei-
deanbau, dessen Flächen im gleichen
Zeitraum um 138 426 Hektar abge-
nommen haben. Ebenfalls konnten
die Handelsgewächse und die Futter-
pflanzen, deren Anbauflächen 1991
um 52 362 bzw. 82 075 Hektar ge-
genüber 1979 ausgeweitet wurden,
von der Abnahme des Getreidean-
baus profitieren.

Betriebsgrößenwachstum
durch Flächenzupacht

Die landwirtschaftlich genutzte Flä-
che als wichtigste Produktionsgrund-
lage in der Landwirtschaft befindet
sich in zunehmend geringerem
Maße im Eigentum der bewirtschaf-
tenden Betriebe. Die eigene Fläche
reicht oft nicht mehr aus, um am
Markt bestehen zu können. Für das
nötige Flächenwachstum werden
dann Flächen von aufgebenden Be-
trieben infolge der wachsenden
Konzentration oder sich verkleinern-
den Betrieben in der Regel durch Zu-
pacht übernommen. Die Pachtfläche
insgesamt hat sich von 1971 bis 2003
um 37,7 % erhöht, während die LF
insgesamt im gleichen Zeitraum um
13,3 % zurückgegangen ist. Im Jahre
2003 machte die Pachtfläche bereits
mehr als die Hälfte der gesamten LF
aus. 1971 lag der Pachtflächenanteil
bei einem Drittel.

Aus den vorliegenden Daten errech-
net sich je Betrieb eine durchschnitt-
liche Pachtfläche von 4,4 Hektar im
Jahre 1971, während sie im Jahre
2003 auf 15,4 Hektar angestiegen ist.

Um Verzerrungen zu vermeiden, die
durch Einbeziehung von nicht frei
vereinbarten Pachtverhältnissen ent-
stehen könnten, werden Pachtpreise
nur von familienfremden Personen
nachgewiesen. Nach den Angaben
der Betriebsinhaber sind die durch-
schnittlichen Pachtpreise im gleichen
Zeitraum von 151 Euro auf 310 Euro
je Hektar angestiegen und haben
sich damit mehr als verdoppelt.

Arbeitsplatzabbau
in der Landwirtschaft

Der Rückgang der landwirtschaftli-
chen Betriebe blieb nicht ohne Aus-
wirkungen auf die Zahl der in der
Landwirtschaft beschäftigten Perso-
nen. Allerdings ist aufgrund von
mehrfachen umfangreichen metho-
dischen Änderungen (z. B. unter-
schiedliche Untersuchungszeiträume)
ein Zeitreihenvergleich nur mit Ein-

schränkungen möglich. Es lassen sich
aber doch einige Trends in der Ent-
wicklung in der Arbeitskräftestruk-
tur ableiten. Von 1971 bis 2003 ist
die Zahl der Familienarbeitskräfte
einschließlich Betriebsinhaber von
302 811 um fast zwei Drittel auf
98 192 zurückgegangen. Dagegen
haben die familienfremden Arbeits-
kräfte von 21 813 im Jahre 1971 le-
diglich um ein Drittel bis zum Jahre
2003 auf 14 062 abgenommen. Der

1) gepachtete Fläche von Familienangehörigen und von Familienfremden; 2003 repäsentativ – 2) Pachtent-
gelt für 1979 einschl. der geschlossenen Hofpacht

Landwirtschaftlich genutzte Fläche (LF), Pachtfläche 
sowie Jahrespachtentgelt in der Landwirtschaft 1971 – 2003
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überproportional starke Rückgang
der Familienangehörigen aus dem
landwirtschaftlichen Produktionspro-
zess könnte darauf hinweisen, dass
immer mehr Familienangehörige Tä-
tigkeiten außerhalb der Landwirt-
schaft nachgehen bzw. die Familien
in den landwirtschaftlichen Betrie-
ben – wie in der gesamten Gesell-
schaft – immer kleiner werden.

Der starke Rückgang bei den Famili-
enarbeitskräften wirkt sich auch in
der Beschäftigtenstruktur aus. Wäh-
rend 1971 der Anteil der familien-
fremden Arbeitskräfte 6,7 % be-
trug, ist er 2003 auf 12,5 % anges-
tiegen.

Saisonarbeitskräfte, die überwie-
gend bei Pflege- und Erntemaßnah-
men in Betrieben mit einem arbeits-
intensiven Anbau zum Einsatz kom-
men, werden erst seit 1991 statistisch
erfasst. Sie haben von 1991 bis 2003
auf fast das Doppelte (+94,4 %) zu-
genommen. Damit war 2003 bereits
jede 4. Arbeitskraft ein Saisonarbei-
ter (Anteil 1991: 8,2 %).

Anteil der Haupterwerbs-
betriebe rückläufig

Bei der Zuordnung eines Betriebes
zum Haupt- oder Nebenerwerb haben
im Zeitablauf mehrere methodische
Änderungen stattgefunden, die zwar
die unmittelbare Vergleichbarkeit ein-
schränken, aber die grundsätzlichen
Aussagen nur gering beeinflussen.

So z. B. beruhte die Unterscheidung
in Haupt- und Nebenerwerbsbetrie-

be bis 1997 auf der Selbsteinschät-
zung der Landwirte. Entscheidendes
Kriterium bei der Einteilung ist das
dominierende Einkommen (betrieb-
lich/außerbetrieblich). Mit der Land-
wirtschaftszählung 1999 sind Haupt-
erwerbsbetriebe Betriebe mit 1,5
und mehr Arbeitskrafteinheiten oder
Betriebe mit 0,75 bis unter 1,5 Ar-
beitskrafteinheiten, wenn das be-
triebliche Einkommen größer ist als
die außerbetrieblichen Einkünfte.
Dabei gilt eine vollbeschäftigte Per-
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son als eine Arbeitskrafteinheit. Alle
übrigen Betriebe sind Nebener-
werbsbetriebe.

Gleichzeitig mit dem allgemeinen
Strukturwandel hin zu größeren Be-
trieben ist eine zweite Entwicklung
festzustellen, nämlich dass der Anteil
an Haupterwerbsbetrieben im Zeit-
raum von 1971 bis 2003 kontinuierlich
abnimmt. Waren 1971 noch weit über
die Hälfte aller Betriebe Haupter-
werbsbetriebe, ist ihr Anteil bis zum
Jahre 2003 auf 45,6 % geschrumpft.
Zwar bewirtschaften die Haupter-
werbsbetriebe 2003 noch drei Viertel
der landwirtschaftlich genutzten Flä-
che insgesamt, jedoch ging der Anteil
an der LF ständig zurück.

Während die durchschnittliche Be-
triebsgröße bei den Haupterwerbs-
betrieben im Jahre 1971 bei 14 Hek-
tar je Betrieb lag, ist sie bis zum Jah-
re 2003 auf 45 Hektar angestiegen.
Sie liegt damit noch 17 Hektar über
der durchschnittlichen Betriebsgröße
aller Betriebe (28 Hektar). Dagegen
blieb die durchschnittliche Betriebs-

größe bei Nebenerwerbsbetrieben in
den letzten zwei Vergleichsjahren
bei konstant durchschnittlich 12 Hek-
tar je Betrieb (1971: 5 Hektar).

Spezialisierung
in der Viehhaltung

Auch die Vieh haltenden Betriebe
blieben vom Strukturwandel nicht
verschont. Die unterschiedliche
Wirtschaftlichkeit der einzelnen Be-
triebszweige, die größtenteils durch
Fortschritte in der Technik und von
der Agrarpolitik der Europäischen

Union bestimmt wird, führte zu ei-
ner Rationalisierung und Spezialisie-
rung der landwirtschaftlichen Be-
triebe.

Dies wird vor allem im Bereich der
Viehhaltung offensichtlich und
transparent. Der Anteil der Betriebe
mit Viehhaltung an den Betrieben
insgesamt hat sich von 87,8 % im
Jahre 1971 auf 75,5 % im Jahre 2003
verringert. 

Die bedeutendsten Zweige der Vieh-
wirtschaft sind die Rinder- und
Schweinehaltung.

Landwirtschaftliche Betriebe und deren LF 1971 – 2003
nach sozialökonomischen Betriebstypen

Sozialökonomischer 
Betriebstyp Einheit 1971 1979 1991 1999 2003
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54,7 51,9
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Insgesamt haben seit 1971 fast zwei
Drittel der Vieh haltenden Betriebe
die Viehhaltung aufgegeben, wobei
die Zahl der Rinderhalter um drei
Viertel, und die der Schweinehalter
sogar um mehr als vier Fünftel zu-
rückgegangen ist. Der deutliche Rück-
gang bei den Tierhaltern dürfte da-
rauf zurückzuführen sein, dass heute
eine ökonomisch erfolgreiche Tierhal-
tung nur noch von spezialisierten Er-
zeugern betrieben werden kann.

Bei den Tierarten wurden vor allem
die Rinderbestände stark abgebaut.
Besonders drastisch war die Abnah-
me bei den Milchkühen um fast die
Hälfte. Ihr Anteil an den Rindern ins-
gesamt ist von 35,4 % im Jahre 1971
auf 27,6 % im Jahre 2003 zurückge-
gangen.

Während die Zahl der Rinder insge-
samt von 1971 bis 2003 um 29,2 %
abgenommen hat, erhöhte sich der
Schweinebestand um mehr als die
Hälfte. Der Zuwachs ist überwiegend
auf die Zunahme der Jung- und
Mastschweine um drei Viertel zu-
rückzuführen. Der Bestand an Zucht-
sauen schwankte im Beobachtungs-
zeitraum, nahm aber von 1971 bis
2003 insgesamt um 19,6 % zu.

Der deutliche Rückgang der Betriebs-
zahlen und die relativ geringere Ab-

nahme der Rinderbestände bzw. der
Anstieg der Schweinebestände führ-
ten zu wachsenden einzelbetriebli-

chen Produktionskapazitäten. Eine
wesentliche Folge ist eine Konzentra-
tion der Nutztierhaltung auf zuneh-
mend größere Viehbestände. So er-
höhte sich bei Rindern der Durch-
schnittsbestand je Halter von 20 auf
62 Tiere auf mehr als das Dreifache.
Den größten Anstieg der Tiere pro
Betrieb gab es in der Schweinehal-
tung. Standen 1971 noch durch-
schnittlich 44 Tiere auf den Höfen, ist
ihre Zahl im Jahre 2003 auf fast das
Neunfache angestiegen.

Schweinefleisch-
produktion stark
gestiegen

In NRW wurden im Jahr 2003 insge-
samt 1 457 988 Tonnen Fleisch aus
gewerblichen und häuslichen
Schlachtungen (ohne Geflügel) er-
zeugt, das sind drei Viertel mehr
als 1971. Allerdings entspricht die
Schlachtmenge von 2003 etwa dem
Niveau von 1991 und auch in den

1) mit 20 und mehr kg Lebendgewicht; 1971 – 1991: sonstige Schweine mit 20 und mehr kg Lebendge-
wicht (einschl. Ebern)

Viehhaltungen und Viehbestände in Nordrhein-Westfalen 1971 – 2003

Merkmal
1971

Anzahl

1979 1991 1999 2003

Verän-
derung
2003

gegenüber
1971

%

Betriebe mit Viehhaltung
insgesamt
darunter Betriebe mit
Rinderhaltung

 121 558  87 938

 100 643  65 374

 63 509  44 503

 42 644  27 245

 41 159 –66,1

 22 865 –77,3
Schweinehaltung

Rinder insgesamt

 90 205  62 520

2 003 752 1 908 970
darunter
Milchkühe

Durchschnittliche Zahl 
an Rindern je Betrieb 
mit Rinderhaltung

 710 029  626 994

  20   29

 36 709  20 247

1 950 381 1 567 408

 16 179 –82,1

1 418 812 –29,2

 519 280  418 898

  46   58

 391 607 –44,8

  62 +210,0

Schweine insgesamt
darunter

3 966 801 5 232 570

Zuchtsauen
Jung- und Mastschweine1)

Durchschnittliche Zahl 
an Schweinen je Betrieb
mit Schweinehaltung

 438 162
2 304 032

 611 753
3 296 523

  44   84

5 834 007 6 211 644 6 268 280 +58,0

 601 293
3 697 685

 546 544
4 013 195

  159   307

 524 194
4 094 008

+19,6
+77,7

  387 +779,5

*) gewerbliche Schlachtungen und Hausschlachtungen

Gesamtschlachtmengen von Tieren inländischer Herkunft*) 1971 – 2003

Merkmal
1971

t

1979 1991 1999 2003

Verän-
derung
2003

gegenüber
1971

%

Schlachtmengen insgesamt
davon 

Rinder insgesamt
(ohne Kälber)

 841 878 1 097 790

 250 119  259 726

1 457 739 1 434 850

 360 642  207 783

1 457 988 +73,2

 180 188 –28,0
davon
Ochsen
Bullen
Kühe

 2 454   813
 100 677
 99 889

 133 291
 91 695

weibliche Rinder
Kälber
Schweine
Schafe

 47 100
 12 605

 33 926
 23 109

 575 165
 2 618

 808 897
 3 994

  987  1 503
 206 064
 99 276

 116 896
 59 819

 2 068 –15,7
 106 722
 55 040

+6,0
–44,9

 54 315
 25 379

 29 565
 25 996

1 064 754
 5 939

1 196 723
 3 456

 16 358
 19 668

–65,3
+56,0

1 255 193
 2 317

+118,2
–11,5

Ziegen
Pferde

  10
 1 360

  2
 2 063

  10
 1 015

  20
  872

  17
  605

+75,3
–55,5

1971 1979 1991 1999 2003
  0

 200 000

 400 000

 600 000

 800 000

1 000 000

1 200 000

1 400 000

Gesamtschlachtmengen von Rindern und Schweinen 1971 – 2003

Schweine

Rinder (ohne Kälber)

Grafik: LDS NRW

Tonnen
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Jahren dazwischen war sie relativ
konstant.

Entsprechend der Bestandsentwick-
lung bei den Rindern und Schweinen
ist die Rinderschlachtmenge um
28,0 % zurückgegangen, während
sich die Schweinefleischproduktion
mehr als verdoppelt hat.

Dabei entfielen im Jahr 1971 29,7 %
der gesamten inländischen Schlacht-
menge auf Rindfleisch und mehr als
zwei Drittel (68,3 %) auf Schweine-
fleisch. 2003 lag der Anteil beim
Rindfleisch nur noch bei 12,4 %,
während der Anteil beim Schweine-
fleisch auf 86,1 % angewachsen ist.

Steigerung
der Milchleistung

Durch Fortschritte bei Züchtung, Füt-
terung und Haltung ist die durch-
schnittliche Milchleistung einer Kuh
von 4 236 kg Milch im Jahr 1971 auf
6 948 kg Milch im Jahr 2003 um fast
zwei Drittel (+64,0 %) angestiegen.

Die Milchproduktion insgesamt ging
entsprechend der Entwicklung der
Milchkühe von 1971 bis 2003 um
10,1 % zurück. Ursache könnte
die Garantiemengenregelung „Milch

(Milchquote)“ vom 2. 4. 19841) sein,
die unmittelbar an der Vermarktung
ansetzt. Damit sollen „Milchseen und
Butterberge“ vermieden werden.

Mehr Betriebe
mit ökologischem Landbau

In der amtlichen Agrarstatistik wer-
den seit 1999 die landwirtschaftli-
chen Betriebe mit ökologischem
Landbau erfasst, die dem Kontroll-
verfahren nach der Verordnung
(EWG) Nr. 2092/91 und damit den in
der EU vorgeschriebenen ökologi-
schen Wirtschaftsweisen und Min-
destnormen unterliegen.

Im Jahre 2003 gab es in NRW 941
ökologisch wirtschaftende Betriebe.
Das entspricht einem Zuwachs von
542 Betrieben. Ein Grund für diese
stark steigende Zahl von ökologi-
schen Betrieben wird das In-Kraft-
Treten der so genannten „Öko-Tier-
haltungs-Verordnung“2) sein. Da-
durch wurde insbesondere die Zahl
der dem Ökolandbau zuzurechnen-

den Betriebe mit Viehhaltung von
317 Betrieben auf 814 Betriebe im
Jahre 2003 deutlich erhöht. Damit
hielten im Jahre 2003 86,5 % aller
Ökobetriebe landwirtschaftliche Nutz-
tiere (1999: 79,5 %).

Der Anteil der Ökobetriebe an den
Betrieben insgesamt ist mit 1,7 % im
Jahre 2003 (1999: 0,7 %) jedoch rela-
tiv gering.

Die ökologisch bewirtschaftete LF
stieg im Jahre 2003 gegenüber 1999
um fast das Zweieinhalbfache auf
38 104 Hektar. Damit wurden im
Jahr 2003 2,5 % (1999: 1,0 %) der LF
in NRW nach den Vorschriften des
ökologischen Landbaus bewirtschaf-
tet.

Der Zuwachs der LF in ökologischen
Betrieben ist vor allem auf die deut-
liche Zunahme des Dauergrünlandes
auf mehr als das Vierfache auf
23 730 Hektar (1999: 5 032 Hektar)
zurückzuführen, was wiederum mit
der gestiegenen Zahl von Betrieben
mit Viehhaltung zusammenhängt.
Mit 651 Betrieben im Jahre 2003
(1999: 218 Betriebe) bleibt die Rin-
derhaltung der bedeutendste Zweig
der Viehwirtschaft in ökologischen
Betrieben. Damit verbunden ist eine
Zunahme des Rinderbestandes um
mehr als das Dreifache gegenüber
1999. Die ökologische Schweinehal-
tung ist mit 157 Betrieben im Jahre
2003 (1999: 94 Betriebe) von relativ
geringer Bedeutung. Der Schweine-
bestand hat sich im Vergleichszeit-
raum auch „nur“ um Zweidrittel er-
höht. Mehr als die Hälfte (2003:
57 %) der ökologischen Schweine-
haltung entfiel auf die Mastschwei-
ne ab 50 kg Lebendgewicht.

Die Ökobetriebe verfügen mit durch-
schnittlich 40,5 Hektar je Betrieb im
Jahre 2003 (1999: 38,2 Hektar) über
eine vergleichsweise hohe Flächen-
ausstattung zu den Betrieben insge-
samt (2003: 28 Hektar). 

Die durchschnittliche Zahl der Rinder
je Betrieb war mit 54 Tieren im Jahre
2003 um 2 Tiere höher als 1999. Der
durchschnittliche Schweinebestand
lag im Jahre 2003 bei 75 Tieren
(1999: 71 Tiere). 

Milcherzeugung und Milchleistung 1971 – 2003

Merkmal Ein-
heit 1971 1979 1991 1999 2003

Verän-
derung 
2003

gegenüber
1971

%

Milcherzeugung 
Durchschnittliche
Milchleistung je Kuh

t

kg

3 028 258

 4 236

2 953 098

 4 696

2 727 961

 5 340

2 707 001

 6 462

2 721 029

 6 948

–10,1

+64,0

–––––––––––
1) Verordnung (EWG) Nr. 856/84 des Rates vom
31. März 1984, Amtsblatt der Europäischen Ge-
meinschaften
2) (EG) Nr. 1804/1999 des Rates vom 19.7.1999
zur Einbeziehung der tierischen Erzeugung in
den Geltungsbereich der Verordnung über den
ökologischen Landbau

1971 1979 1991 1999 2003
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1971 = 100

Milcherzeugung 
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Grafik: LDS NRW

durchschnittliche 
Milchleistung
je Kuh
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Zusammenfassung
und Ausblick

Der Beitrag zeigt deutlich, welche gra-
vierenden strukturellen Veränderun-
gen die Landwirtschaft erfahren hat.
Diese strukturellen Veränderungen
werden besonders geprägt von der
Aufgabe kleinerer und Zunahme grö-
ßerer Betriebe, von den Veränderun-
gen im Anbauspektrum, von der Ab-
nahme von Arbeitsplätzen und von
der Spezialisierung in der Viehhaltung. 

Dabei dürfte der ökologische Land-
bau in Zukunft eine noch größere
Bedeutung erlangen.

Die agrarpolitischen Entscheidungen
der Europäischen Union dürften eine
Hauptursache für die Veränderun-
gen in der Agrarwirtschaft sein. Die
Maßnahmen der im Jahre 1992 be-
gonnenen Agrarreformen erforder-
ten von den landwirtschaftlichen Be-
trieben entsprechende Struktur- und
Produktionsanpassungen, die sich in
den dargestellten amtlichen Agrar-
statistiken widerspiegeln.

Landwirtschaftliche Betriebe mit ökologischem Landbau 1999 und 2003

Merkmal Einheit 1999 2003

Veränderung 
2003 

gegenüber
1999

%

Landwirtschaftliche Betriebe
mit ökologischem Landbau

Landwirtschaftlich genutzte Fläche (LF)

Anzahl
%

 399
0,7

ha 15 252

 941
1,7

+135,8
x

38 104 +149,8

darunter
Ackerland
Dauergrünland

% 1,0

ha
ha

9 998
5 023

Durchschnittliche Betriebsgröße

Betriebe mit Viehhaltung insgesamt

ha 38,2

Anzahl  317

2,5 x

13 888
23 730

+38,9
+372,4

40,5 +6,0

 814 +156,8
darunter Betriebe mit
Rinderhaltung
Schweinehaltung

Anzahl  218
Anzahl  94

Rinder insgesamt
darunter
Milchkühe

Anzahl 11 220

Anzahl 3 683

 651 +198,6
 157 +67,0

34 958 +211,6

7 915 +114,9

Durchschnittliche Zahl der Rinder je Betrieb

Schweine insgesamt
darunter

Anzahl 51,5

Anzahl 6 662

Zuchtsauen
Mastschweine ab 50 kg Lebendgewicht

Durchschnittliche Zahl der Schweine je Betrieb

Anzahl
Anzahl

 568
3 451

Anzahl 70,9

53,7 +4,3

11 792 +77,0

1 147
5 067

+101,9
+46,8

75,1 +5,9



Statistische Analysen und Studien NRW, Band 28 23

Wirtschaftliche Aspekte der Studierenden 1996 und 2004

Lars Kuhlmeier*), Dr. Wolfgang Seifert

1 Einleitung

Studierende stehen einerseits unter
dem Druck, ihr Studium möglichst in-
nerhalb der Regelstudienzeit erfolg-
reich abzuschließen, anderseits be-
steht jedoch die Notwendigkeit, für
den eigenen Lebensunterhalt zu sor-
gen, falls dies nicht durch die Eltern
oder durch BAföG in ausreichendem
Maße geschieht. Wie die mehr als eine
halbe Million Studierenden in NRW
mit dieser Herausforderung zurecht-
kommen, wird im Folgenden gezeigt. 

Die Analysen basieren auf dem Mik-
rozensus der Jahre 1996 und 2004.
Aufgrund der spezifischen Fragestel-
lungen im Mikrozensus können sich
dabei markante Abweichungen zu
anderen Studien ergeben. Dies sei an
einem Beispiel erörtert. Nach einer
Studie des Studentenwerkes sind
68 % der Studierenden neben dem
Studium erwerbstätig (vgl. Studen-
tenwerke NRW sowie Isserstedt et
al., S. 285). Der entsprechende Ver-
gleichswert beim Mikrozensus liegt
jedoch mit 31,7 % nicht einmal halb
so hoch. Während jedoch in der Stu-
die des Studentenwerks gefragt
wird, ob während des Semesters
bzw. in den Semesterferien über-
haupt gearbeitet wird, beziehen sich
die Erwerbsangaben im Mikrozensus
auf eine konkrete Berichtswoche, die
im Jahr 2004 im Monat März lag.
Entsprechend dieser Einschränkung
gegenüber dem Befragungskonzept
des Studentenwerkes liegt der Anteil

der Erwerbstätigen im Mikrozensus
deutlich niedriger. Des Weiteren
kann nicht ausgeschlossen werden,
dass im Mikrozensus, aufgrund des
Konzepts der Haushaltsbefragung
mit einer Auskunftsperson, die Er-
werbstätigkeit von Studierenden un-
tererfasst wird.

2 Finanzierung 
des Studiums 

2.1 Überwiegender 
Lebensunterhalt

Wie finanzieren die Studierenden ih-
ren Lebensunterhalt und das Studi-
um?1) Sie greifen dabei auf unter-

schiedliche Einnahmequellen zurück.
Wichtigste Finanzierungsquelle sind
die Eltern. Nahezu zwei Drittel
(64,0 %) der Studierenden bestreiten
ihren überwiegenden Lebensunter-
halt mit Hilfe der Eltern.2) Im Ver-
gleich zu 1996 hat diese Finanzie-
rungsquelle jedoch an Bedeutung
verloren; damals waren noch 69,5 %
auf die Eltern angewiesen. Dagegen
hat die Erwerbstätigkeit als überwie-
gende Einnahmequelle der Studie-
renden an Bedeutung gewonnen.
1996 bestritten 15,7 % ihren Lebens-
unterhalt überwiegend aus Erwerbs-
tätigkeit, 2004 waren es 20,8 %.
BAföG spielt nur eine untergeordne-

te Rolle als überwiegende Einnah-
mequelle. Lediglich 12,6 % der Stu-
dentinnen und Studenten bestreiten
ihren Lebensunterhalt in 2004
hauptsächlich durch Bafög oder Sti-
pendien. Dennoch ist der Anteil der
Studierenden, die im Jahr 2004 über-
haupt BAföG bezogen, mit insge-
samt 19,2 % höher als im Jahre 1996.
Für mehr als ein Drittel der Bezieher
von BAföG ist dieses folglich nicht
die Haupteinnahmequelle.

Dieser Beitrag beleuchtet die wirtschaftliche Situation der Studierenden. Da-
bei steht deren Einkommenssituation im Mittelpunkt, es wird aber auch nach
den Einkommensquellen wie BAföG, Unterstützung durch die Eltern oder Er-
werbstätigkeit gefragt. Ein weiteres Themenfeld bilden Fragestellungen zur
Lebensform der Studierenden. Dabei wird dargestellt, welcher Anteil der Stu-
dierenden bei den Eltern bzw. im eigenen Haushalt – gegebenenfalls mit Part-
nerin oder Partner zusammenlebt. 

––––––––––––––
*) Lars Kuhlmeier hat am LDS NRW ein zwei-
monatiges Praktikum absolviert. Während die-
ser Zeit erstellte er die Auswertungen, die die-
sem Bericht zu Grunde liegen.

––––––––––––––
2) einschließlich anderer Verwandter und Le-
benspartnerin bzw. -partner 

Erwerbs-
tätigkeit

Unterhalt 
durch Eltern 
oder andere 
Angehörige

BAföG, 
Stipendium

Sonstige 
Leistungen

0 % 10 % 20 % 30 % 40 % 50 % 60 % 70 % 80 %

Abb. 1 Studierende 1996 und 2004*)
nach überwiegendem Lebensunterhalt

Grafik: LDS NRW*) Ergebnisse des Mikrozensus: 1996 im April; 2004 im März

1996

200420,8

15,7

12,6

12,3

64,0

69,5

2,5

2,5

––––––––––––––
1) Neben den von Hochschule zu Hochschule va-
riierenden Semester- oder auch Solidaritätsbei-
trägen kommen mittlerweile teils Gebüh-
ren für Langzeitstudierende hinzu. Außerdem
sind für die Zukunft Studiengebühren von
(bis zu) 500 EUR pro Semester auch im Erststudi-
um in NRW geplant. Letztere spielen aber in der
vorliegenden Untersuchung noch keine Rolle.
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Andere Unterhaltsquellen wie Ar-
beitslosengeld, Sozialhilfe (im Be-
darfsfall wird BAföG gezahlt), Rente
und Leistungen aus Pflegeversiche-
rungen spielen kaum eine Rolle und
werden hier unter „Sonstige Leistun-
gen“ zusammengefasst.

Differenziert nach dem Geschlecht
zeigt sich bei Studentinnen (18,2 %)
eine geringere Bedeutung der Er-
werbstätigkeit als überwiegende
Einnahmequelle als bei Männern
(23,1 %). Die elterliche Unterstüt-
zung hat dagegen bei Studentinnen
eine höhere Bedeutung (67,0 %) als
bei Studenten (61,6 %).

2.2 Erwerbstätigkeit

Als erwerbstätig zählen nach dem
Konzept der International Labour
Organisation (ILO) alle Personen, die
mindestens eine Stunde pro Woche
gegen Entgelt oder entsprechende
Gegenwerte einer Beschäftigung
nachgehen. In der Berichtswoche im
März 2004 traf dies auf 31,7 % der
Studierenden zu. Dieser Anteil lag
1996 noch bei 23,1 %. Studentinnen
und Studenten unterscheiden sich
nur wenig in der Erwerbsbeteili-
gung, sie lag bei Männern mit
33,2 % etwas höher als bei Frauen
mit 29,8 %.

Insgesamt gingen im Jahr 2004
78,5 % der erwerbstätigen Studie-
renden einer Teilzeitbeschäftigung
nach. Betrachtet man nur die Stu-
dentinnen, waren es sogar 86,4 %.
Insgesamt wiesen die Studierenden
2004 mit 18,6 Stunden pro Woche
eine relativ hohe durchschnittliche
Arbeitszeit auf. Darunter sind jedoch
auch die Vollzeiterwerbstätigen, die
den Durchschnittswert erhöhen. Dass
die Erwerbstätigkeit von Studieren-
den überwiegend Nebenerwerbscha-
rakter hat, zeigt sich darin, dass
60,5 % der erwerbstätigen Studie-
renden höchstens 17 Stunden in der
Woche erwerbstätig sind. Deutliche
Unterschiede im Arbeitsvolumen zei-
gen sich jedoch nach dem Ge-
schlecht: Während die erwerbstäti-
gen Studenten durchschnittlich 20,6
Stunden wöchentlich arbeiten, sind
es bei Studentinnen 15,8 Stunden.

Auch der hohe Anteil geringfügig
Beschäftigter zeigt, dass die Erwerbs-
tätigkeit von Studierenden zu gro-
ßen Teilen ein Hinzuverdienst dar-
stellt. 49,1 % der erwerbstätigen
Studierenden übten ein geringfügi-
ges Beschäftigungsverhältnis aus.3)

Bei erwerbstätigen Studentinnen
liegt der Anteil der geringfügig Be-
schäftigten mit 56,9 % deutlich über
dem von erwerbstätigen Studenten,
von denen 43,4 % einer geringfügi-
gen Beschäftigung nachgehen.

Auch die Betrachtung der berufli-
chen Stellung der erwerbstätigen
Studierenden zeigt, dass die Er-
werbstätigkeit für einen großen Teil
der Studierenden Aushilfscharakter
hat. 18,5 % sind als an- oder unge-
lernte Arbeiter tätig. Ebenfalls von
großer Bedeutung ist die Gruppe der
einfachen Angestellten (mit ausfüh-
renden und einfachen Tätigkeiten).
Waren 1996 noch 31,0 % der Studie-
renden in einem entsprechenden Ar-
beitsverhältnis tätig, stieg dieser An-
teil bis 2004 auf 37,1 % an. Aller-
dings sind auch 31,9 % der erwerbs-
tätigen Studierenden höhere Ange-
stellte und somit in einer Stellung,
die ihrer Qualifikation entspricht
oder zumindest nahe kommt. Er-
staunlich viele Studierende (7,4 %)

sind als Selbstständige tätig. Über
die Struktur der Selbstständigen las-
sen sich aufgrund der Fallzahlen je-
doch keine Aussagen machen.

Studentinnen sind in qualifizierten
Beschäftigungsbereichen nicht so oft
vertreten wie ihre männlichen Kom-
militonen. Während 35,6 % der
Männer höhere Angestellte sind,
trifft dies nur auf 27,0 % der Studen-
tinnen zu. Fast die Hälfte der er-
werbstätigen Studentinnen (47,8 %)
sind als einfache Angestellte tätig;
der Vergleichswert bei Studenten
liegt bei 29,1 %. Studentinnen sind
auch seltener als un- oder angelern-
te Arbeiterinnen tätig (14,8 %) als
Studenten (21,4 %).

Wird nach dem Wirtschaftsbereich
differenziert, in dem Studentinnen
und Studenten erwerbstätig sind, so
zeigt sich, dass diese zum größten
Teil im Dienstleistungsbereich zu fin-
den sind. Lediglich 11,6 % der er-
werbstätigen Studierenden sind im
Produzierenden Gewerbe tätig. In-
nerhalb des Dienstleistungsbereichs
sind öffentliche und private Dienst-
leistungen (z. B. private Haushalte,
Abfallbeseitigung, Gesundheitswe-
sen, Kultur, Sport, Unterhaltung) der
wichtigste Tätigkeitsbereich mit ei-
nem Anteil von 38,0 %. Ebenfalls be-
deutsam ist der Bereich Handel und
Gastgewerbe. In diesem Bereich sind
20,5 % der Studierenden tätig. Deut-
lich an Bedeutung gewonnen haben
wirtschaftliche Dienstleistungen ein-

*) Ergebnisse des Mikrozensus: 1996 im April;
2004 im März

1. Erwerbstätige Studierende 1996
und 2004 nach Arbeitszeitumfang*)

Merkmal
1996

%

2004

Erwerbstätige Studierende
insgesamt
und zwar
Vollzeiterwerbstätige

100 100

23,6 21,5
Teilzeiterwerbstätige
geringfügig Beschäftigte
mit einer normalerweise
geleisteten Wochen-
arbeitzeit von ... bis 
unter ... Stunden

   unter 6

76,4
48,3

78,5
49,1

(6,3) 8,9
    6 – 10
10 – 14
14 – 18
18 – 22

17,9
19,1

19,2
17,5

13,0
16,5

14,9
14,4

22 – 38
38 und mehr

(7,5)
19,9

(7,2)
17,9

––––––––––––––
3) Voss-Dahm kommt – bezogen auf 1999 –
ebenfalls zu dem Ergebnis, dass die Hälfte der
erwerbstätigen Studierenden geringfügig be-
schäftigt ist (Voss-Dahm, S. 3). Voss-Dahm weist
darauf hin, dass neben schneller Auffassungs-
gabe und Kommunikationsstärke vor allem
Teamfähigkeit und flexible Arbeitszeiten bei
Studierenden als wichtige Charakteristika von
ihren Arbeitgebern geschätzt werden (vgl.
Voss-Dahm, S. 5 – 6).

*) Ergebnisse des Mikrozensus: 1996 im April;
2004 im März – 1) mit ausführender bzw. einfa-
cher Fachtätigkeit – 2) mit anspruchsvoller bzw.
verantwortlicher Fachtätigkeit oder mit umfassen-
den Führungs- und Entscheidungsbefugnissen

2. Erwerbstätige Studierende 
1996 und 2004 nach Stellung 
in der betrieblichen Hierarchie*)

Stellung in der 
betrieblichen Hierarchie

1996

%

2004

Erwerbstätige Studierende
insgesamt
davon
Selbstständige

100 100

(9,3) (7,4)
Beamtinnen und Beamte
An- oder ungelernte 
Arbeiterinnen und 
Arbeiter

Facharbeiter/-innen, 
Gesell(inn)en, 
Vorarbeiter/-innen, 
Meister/-innen

einfache Angestellte1) 

(6,5)

20,9

/

18,5

/
31,0

/
37,1

höhere Angestellte2) 27,2 31,9
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schließlich Vermietung und Verpach-
tung. In diesem Bereich waren 1996
noch 10,7 % der Studierenden tätig,
2004 lag der entsprechende Anteil
bereits bei 15,4 %. Aus der Bran-
chenstruktur erwerbstätiger Studie-
render kann zwar nicht unmittelbar
auf den Qualifikationsgrad geschlos-
sen werden, dennoch deuten Tätig-
keiten im Handel und Gastgewerbe
eher auf Aushilfstätigkeiten hin.4)

Studentinnen sind seltener im Produ-
zierenden Gewerbe (7,4 %), dafür
aber häufiger im Handel und Gast-
gewerbe (25,4 %) und den öffentli-
chen und privaten Dienstleistungen
(41,3 %) tätig als ihre männlichen
Kommilitonen.

2.3 Monatliches 
Nettoeinkommen

Unter Studierenden ist es nicht ein-
deutig, was unter dem monatlichen
Nettoeinkommen zu verstehen ist.
Studierende, die noch im elterlichen
Haushalt leben, verstehen Unterhalts-
zahlungen ihrer Eltern oft nicht als
Einkommensquelle und geben an,
kein Einkommen zu haben. Dies ist für
mehr als ein Viertel der Studierenden
der Fall. Die folgenden Angaben be-
ziehen sich deshalb nur auf diejeni-
gen, die Angaben zum Einkommen
gemacht haben. Mit dem monatlichen
Nettoeinkommen wird das Einkom-
men dargestellt, das zur Bestreitung
des Lebensunterhalts bleibt.

Studentinnen und Studenten bestrei-
ten ihren Lebensunterhalt mit einem
durchschnittlichen Nettoeinkommen
von knapp 700 Euro monatlich. Im
Vergleich zu 1996, als Studierende
durchschnittlich 552 Euro zur Verfü-
gung hatten, ist dies eine deutliche
Steigerung. Studentinnen verfügen
mit einem durchschnittlichen Netto-
einkommen von 645 Euro über deut-
lich geringere Ressourcen als ihre
männlichen Kommilitonen, die
736 Euro monatlich zur Verfügung
haben.

Erwerbstätigkeit bei Studierenden
trägt erheblich zur Steigerung des

Einkommens bei. Während erwerbs-
tätige Studierende ein durchschnitt-
liches Einkommen von 876 Euro er-
zielen, kommen nicht erwerbstätige
Studierende lediglich auf 559 Euro.

3 Sozio-ökonomische 
Merkmale der Studierenden

In NRW studierten im Wintersemes-
ter 2003/04 insgesamt 521 630 Perso-
nen und damit etwa 16 000 mehr als
im Wintersemester 1995/96. Neben
der Zunahme der Zahl der Studieren-
den haben sich auch die sozio-öko-
nomischen Merkmale der Studieren-
den verändert.

3.1 Alter, Geschlecht 
und Lebensform

Die Altersstruktur der Studierenden
zeigt, dass im Vergleich zu 1996 die
jüngeren Altersgruppen an Bedeu-
tung gewonnen haben. Waren 1996
noch 16,9 % der Studierenden in der
Altersgruppe 21 bis unter 23 Jahre,
waren es 2004 bereits 21,4 %. Der
Anteil der 23- bis unter 25-Jährigen
erhöhte sich von 20,1 % auf 22,3 %.
Höhere Altersgruppen haben dage-
gen an Bedeutung verloren. Am
deutlichsten ist dies bei der Gruppe
der 27- bis unter 29-Jährigen. Sie
hatte 1996 noch einen Anteil von
15,3 % an allen Studierenden und
reduzierte sich bis 2004 auf 10,3 %.

Produzierendes
Gewerbe

Handel 
und Gastgewerbe

Verkehr und Nach-
richtenübermittlung

Grundstückswesen, 
Vermietung u. a.

Öffentliche 
Verwaltung u. Ä.

Öffentliche und private 
Dienstleistungen

0 % 10 % 20 % 30 % 40 %

13,3

18,8

5,8

10,7

8,0

35,5

11,6

20,5

4,6

15,4

4,8

38,0

Abb. 2 Erwerbstätige Studierende 1996 und 2004*)
nach ausgewählten Wirtschaftsbereichen

Grafik: LDS NRW*) Ergebnisse des Mikrozensus: 1996 im April; 2004 im März
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Grafik: LDS NRW*) Ergebnisse des Mikrozensus: 1996 im April; 2004 im März
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––––––––––––––
4) Vgl. auch Isserstedt et al., S. 306.
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Männer sind an den Hochschulen
noch immer in der Überzahl, aller-
dings steigt der Anteil der Studentin-
nen im Zeitvergleich. 1996 lag der
Anteil der Studentinnen bei 42,6 %.
Dieser Wert erhöhte sich bis 2004
auf 45,2 %.

55,5 % der Studierenden leben im
elterlichen Haushalt. Im Vergleich zu
1996 ist dieser Wert zurückgegan-
gen, damals lebten noch 57,0 % der
Studierenden im elterlichen Haus-
halt. 37,6 % der Studierenden woh-
nen alleine. Zusammen mit einem
Partner oder anderen Personen le-
ben 6,9 % der Studierenden.

Ein Kind kann während des Studiums
zu starken finanziellen Belastungen
und der Zeitaufwand für Kinderbe-
treuung und Studium zu Konflikten
führen. Dementsprechend gering ist
der Anteil von Studierenden mit
Kindern. Kinder im Alter von unter
15 Jahren haben lediglich 5,9 % der
Studierenden. 1996 lag dieser Anteil
mit 8,1 % noch höher.

3.2 Berufliche Ausbildung

Die Mehrzahl der Studierenden
nimmt – wie aus der Altersstruktur
ersichtlich – vielfach direkt nach der
Erlangung der Hochschulzugangsbe-
rechtigung bzw. nach Wehr- und Zi-
vildienstzeit ihr Studium auf. Andere
wollen jedoch zuerst berufliche Er-
fahrungen sammeln und absolvieren
vor der Aufnahme eines Studiums
eine berufliche Ausbildung. Dies ist
bei 30,3 % der Studenten und
23,5 % der Studentinnen der Fall.

4 Zusammenfassung

Wichtigstes Element für die Bestrei-
tung des Lebensunterhalts von Stu-
dierenden sind die Unterstützungs-
leistungen der Eltern. BAföG spielt
nur eine untergeordnete Rolle. Nur
für 12,6 % ist BAföG die wichtigste
Einnahmequelle. Knapp ein Drittel
der Studierenden war – bezogen auf
eine Berichtswoche im März 2004 –
erwerbstätig. Sofern eine Erwerbstä-
tigkeit ausgeübt wird, hat diese so-
wohl vom Beschäftigungsumfang als
auch von den Beschäftigungsberei-
chen überwiegend den Charakter
von Aushilfstätigkeiten. 

Zwischen 1996 und 2004 ist eine Ver-
jüngung der Altersstruktur der Stu-
dierenden festzustellen. Der Anteil
der über 25-jährigen Studierenden
hat sich verringert. Zwar sind Män-

ner an den Hochschulen in der Über-
zahl, der Anteil der Studentinnen er-
höhte sich jedoch und lag 2004 bei
45,2 %. Mehr als die Hälfte der Stu-
dierenden lebt im elterlichen Haus-
halt. Kinder sind bei Studierenden
die Ausnahme: Lediglich 5,9 % der
Studierenden haben Kinder.
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Verwendung von Verwaltungsdaten 
für konjunkturstatistische Zwecke

Dipl.-Kauffrau Ingrid Kaack

1 Schwierigkeiten bei 
der Verwendung von Ver-
waltungsdaten für kon-
junkturstatistische Zwecke

Das VwDVG nennt verschiedene Be-
reiche, in denen Tests und – bei po-
sitiven Ergebnissen – anschließend
auch die Nutzung der monatlichen
Datenlieferungen der OFD sowie

der BA geplant sind. Die Statisti-
schen Ämter des Bundes und der
Länder hatten ursprünglich be-
schlossen, die Eignung der Daten
zunächst für die vierteljährliche
Statistik im Handwerk5) sowie die
Konjunkturstatistik in bestimmten
Dienstleistungsbereichen6) zu prü-

fen: Beide Statistiken werden quar-
talsweise erhoben und erfassen als
Konjunkturindikatoren nur die Um-
sätze und tätigen Personen eines
Unternehmens. Der Merkmalskata-
log ist gering und deckt sich prinzi-
piell mit den Daten, die die OFD
und die BA an die statistischen Äm-
ter übermitteln. Seit dem Frühjahr
2005 werden darüber hinaus auch
noch die Konjunkturerhebungen im
Ausbaugewerbe mit in die Tests ein-
bezogen.

Selbst bei diesen recht einfachen
Statistiken ergeben sich beim Ein-
satz der Verwaltungsdaten schon
verschiedene Schwierigkeiten, die
sich vor allem auf zwei Ursa-
chen zurückführen lassen: Zum ei-
nen bestehen inhaltliche Unter-
schiede – die Verwaltungsdaten er-
fassen nicht genau das, was die Pri-
märerhebung eigentlich abbilden
soll. Zum anderen gibt es Probleme
bei der Verarbeitung der Daten, die
sich auf die Art und Weise zurück-
führen lassen, mit der die Angaben
bei den administrativen Stellen er-
fasst werden.

1.1 Unterschiede 
bei der Begriffsabgrenzung

Die vierteljährliche Statistik im Hand-
werk und die Konjunkturstatistik
in bestimmten Dienstleistungsbe-
reichen fragen nach folgenden
Konjunkturindikatoren: (a) Umsatz
im abgelaufenen Kalenderviertel-
jahr sowie (b) Zahl der tätigen Per-
sonen zum Ende des abgelaufenen
Kalendervierteljahres. Diese unter-
scheiden sich inhaltlich von den bei
der OFD und BA erfassten Größen
„Lieferungen und Leistungen“ so-
wie „sozialversicherungspflichtig
Beschäftigte“.

Der in konjunkturstatistischen Erhe-
bungen verwendete Umsatzbegriff

––––––––––––––
1) Vgl. Statistische Ämter des Bundes und der
Länder (2003). – 2) Vgl. Gesetz über die Ver-
wendung von Verwaltungsdaten für Zwecke
der Wirtschaftsstatistiken (Verwaltungsdaten-
verwendungsgesetz – VwDVG) vom 31. 10. 2003
(BGBI I, Nr. 53, S. 2149). – 3) Diese Datenliefe-
rungen verlaufen stets nur in eine Richtung:
Einzelangaben, die den statistischen Ämtern im
Rahmen von Erhebungen zu melden sind, un-
terliegen weiterhin dem Statistikgeheimnis
nach § 16 des Bundesstatistikgesetztes und
werden an keine anderen Stellen, also auch
nicht an die OFD oder die Bundesagentur für
Arbeit, weitergeleitet. – 4) Vgl. das VwDVG für
eine genaue Liste der statistischen Zwecke so-
wie Informationen dazu, welche Daten an die
statistischen Ämter übermittelt werden dürfen.

––––––––––––––
5) Vgl. für mehr Details zu dieser Statistik das
Gesetz über Statistiken im Handwerk (Hand-
werkstatistikgesetz – HwStatG) vom 7. März
1994 (BGBI I. S. 417), zuletzt geändert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 9. Juni 2005 (BGBI I. 
S. 1534). – 6) Vgl. für weitere Informationen 
die Verordnung über konjunkturstatistische Er-
hebungen in bestimmten Dienstleistungs-
bereichen (Konjunkturstatistikverordnung –
KonjStatV) vom 22. August 2002 (BGBI I.
S. 3427). Sie ist bis Ende 2005 befristet. Ange-
dacht war, ab dann – bei festgestellter Eig-
nung – Verwaltungsdaten zu verwenden,
weshalb diese Statistik als eine der ersten für
Tests ausgewählt wurde. Aufgrund der
entstandenen Verzögerungen bei den Tests
ist es aber doch noch nötig, ein neues Gesetz
zu verabschieden, das die Durchführung der
Primärerhebung für bis zu drei weitere Jahre
erlaubt.

Im „Masterplan zur Reform der amtlichen Statistik“1) nennen die Statistischen
Ämter des Bundes und der Länder die verstärkte Nutzung von Verwaltungsda-
ten als eine von mehreren Maßnahmen, die zu einer Entlastung der Aus-
kunftspflichtigen und Entbürokratisierung der Wirtschaft führen sollen. Die
Politik teilt diese Ziele, darüber hinaus erhofft sie sich davon weitere Kosten-
einsparungen bei der amtlichen Statistik. Auch Auskunftspflichtige verweisen
häufiger darauf, dass sie die bei einer Erhebung anzugebenden Informationen
bereits an andere administrative Stellen gemeldet hätten und sich die statisti-
schen Ämter die Daten doch auch dort besorgen könnten. Alle scheinen die
Verwaltungsdatennutzung durch die amtliche Statistik also zu wollen – war-
um gibt es sie dann noch nicht? 

Ein wichtiger Grund ist sicher, dass bis Oktober 2003 die gesetzliche Grundlage
dazu fehlte. Dieses änderte sich mit der Einführung des Verwaltungsdatenver-
wendungsgesetzes (VwDVG).2) Auf seiner Basis liefern die Oberfinanzdirektionen
(OFD) sowie die Bundesagentur für Arbeit (BA) seit Ende 2003 monatlich Daten
an die Statistischen Ämter des Bundes und der Länder.3) Das Gesetz sieht in einem
ersten Schritt Tests zur Eignung dieser Angaben für verschiedene Zwecke4) vor. In
den Bereichen, in denen die Testergebnisse positiv ausfallen, sollen zukünftig die
monatlichen Verwaltungsdaten zum Einsatz kommen.

Des Weiteren liegt es auch daran, dass die Verwendung von Verwaltungsda-
ten für statistische Zwecke nicht ganz so einfach ist, wie allgemein vielleicht
angenommen – nicht umsonst sieht das VwDVG zunächst Tests zu ihrer Eig-
nung vor. Im Folgenden werden die hauptsächlichen Schwierigkeiten detail-
liert erläutert, die sich bei ihrer Nutzung ergeben können. Für einige Frage-
stellungen können auch schon Auswertungsergebnisse für NRW zum Ausmaß
der Probleme vorgestellt werden. Das zweite Kapitel zieht ein erstes Resümee
und gibt einen Ausblick auf weitere Arbeitsschritte.
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bezeichnet generell7) den Gesamt-
betrag der Dritten in Rechnung ge-
stellten Lieferungen und Leistungen
(ohne Umsatzsteuer), unabhängig
vom Zeitpunkt des Zahlungsein-
gangs. Dazu zählen auch steuerfreie
Umsätze, Handelsumsätze sowie Er-
löse aus Lieferungen und Leistungen
an mit dem Unternehmen verbunde-
ne selbstständige Konzern- und Ver-
kaufsgesellschaften. Getrennt in
Rechnung gestellte Kosten für
Fracht, Porto und Verpackung sind
ebenso mit einzubeziehen wie der
Eigenverbrauch an bezogenen Wa-
ren. Preisnachlässe wie Rabatte, Boni
und Skonti sowie Retouren zählen
hingegen nicht dazu, genauso wenig
wie außerordentliche und betriebs-
fremde Erträge (z. B. Erlöse aus dem
Verkauf von Anlagegütern oder der
Verpachtung von Grundstücken, Zin-
sen, Dividenden und Ähnliches).

Die bei der OFD gemeldeten Liefe-
rungen und Leistungen können
in folgenden Bereichen von den
Umsätzen der Primärerhebung ab-
weichen: Sie umfassen z. B. auch au-
ßerordentliche und betriebsfremde
Erträge, die in Einzelfällen einen
hohen Anteil der Umsätze ausma-
chen können. Darüber hinaus haben
kleinere Unternehmen und Freibe-
rufler die Möglichkeit, von der übli-
chen Soll- auf eine Ist-Besteuerung
zu wechseln. Die Umsatzsteuer-
voranmeldungen sind dann erst
nach dem tatsächlichen Eingang der
Zahlungen und nicht mehr auf Basis
der erstellten Rechnungen abzuge-
ben. Weitere Unterschiede rühren
u. a. daher, dass einige Unterneh-
men die steuerfreien Lieferungen
und Leistungen nicht mit angeben.
Bei Organschaften8) fehlen diese
Binnenumsätze immer; auch bei
steuerfreien, innerhalb eines Kon-
zerns mit den unselbstständigen
Tochtergesellschaften erwirtschafte-
ten Erträgen wird das Unterlassen
der Meldung von einigen Finanzäm-
tern toleriert.

Zu den tätigen Personen9) zählen
alle in einer Einheit Beschäftigten so-
wie Personen, die außerhalb von ihr tä-
tig sind (z. B. Handelsvertreter), aber
mit ihr in einem Arbeitsverhältnis ste-
hen und von ihr bezahlt werden. Die
tätigen Personen umfassen den Inha-
ber, (unbezahlt) mithelfende Familien-
angehörige und alle bezahlten Arbeit-
nehmer. Miteingeschlossen sind darin
Auszubildende, Praktikanten, Teilzeit-
beschäftigte, Zeit- oder Saisonarbeits-
kräfte sowie z. B. aufgrund von Urlaub,
Mutterschutz oder Krankheit vorüber-
gehend abwesende Personen. Nicht
darunter fallen hingegen Leiharbeits-
kräfte, z. B. aufgrund einer längeren
Erkrankung unbefristet abwesende
Personen sowie mitarbeitende Famili-
enangehörige, die ihre Haupttätigkeit
bei einer anderen Einheit ausüben.

Die BA erfasst die sozialversiche-
rungspflichtig sowie die geringfü-
gig entlohnt Beschäftigten10) eines
Betriebs. Angaben zu Inhabern, mit-
helfenden Familienangehörigen, Be-
amten oder auch Privatversicherten
fehlen hier. Darüber hinaus zählt die
BA die beschäftigten Personen und
nicht die Beschäftigungsfälle, d. h. Ar-
beitnehmer mit mehreren Beschäfti-
gungsverhältnissen werden nur einem
und nicht mehreren Betrieben zuge-
rechnet.

Welche Auswirkungen haben diese
unterschiedlichen Begriffsdefinitio-
nen nun? Um dieses herauszufin-
den, wurden für NRW die von den
Unternehmen bei der Primärerhe-
bung gemeldeten tätigen Personen
den Daten der BA gegenüber ge-
stellt11). Während die Abweichun-
gen im Bereich des Handwerks rela-
tiv gering ausfielen, traten bei den
Dienstleistungen erhebliche Diffe-
renzen zutage: So wiesen die Ver-
waltungsdaten beispielsweise im 1.
Quartal 2004 für die 3 251 unter-
suchten Unternehmen insgesamt
81 680 Beschäftigte weniger aus als
die Primärerhebung, bei der für alle
Einheiten 388 208 tätige Personen
gemeldet waren. Um die Ursachen
hierfür herauszufinden, wurden die
Unternehmen, bei denen die Abwei-
chungen zwischen beiden Quellen
45 Personen und mehr betrugen, te-
lefonisch dazu befragt, mit folgen-
dem Ergebnis12):

Mit 68 % lässt sich der Großteil der
Differenzen auf die unterschiedli-
chen Begriffsdefinitionen zurück-
führen. Der Time Lag der jährlichen
Verwaltungsdaten im Unterneh-
mensregister13) war für 15 % der
Abweichungen verantwortlich; die
ungeklärten Fälle bewegen sich mit
14 % in der gleichen Größenord-

––––––––––––––
7) Für eine genaue Definition des Umsatzbe-
griffs siehe z. B. die Verordnung (EG) Nr. 588/
2001 der Kommission vom 26. März 2001 zur
Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 1165/98
des Rates über Konjunkturstatistiken: Definiti-
on der Variablen, Variable 120: Umsatz. –  8) Die
Organschaften bereiten auch noch aus anderen
Gründen Probleme, welche im Gliederungs-
punkt 1.2.2 ausführlich erläutert werden.

Abb. 1 Gründe für die Abweichungen zwischen den tätigen Personen laut
Dienstleistungskonjunkturerhebung und den sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten laut Bundesagentur für Arbeit für das 
1. Quartal 2004

Grafik: LDS NRW
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––––––––––––––
9) Für eine genaue Definition sei hier beispiel-
haft wieder verwiesen auf die Verordnung (EG)
Nr. 588/2001 der Kommission vom 26. März
2001 zur Durchführung der Verordnung (EG)
Nr. 1165/98 des Rates über Konjunkturstatisti-
ken: Definition der Variablen, Variable 210: Be-
schäftigtenzahl. – 10) Diese gehören zur Grup-
pe der geringfügig Beschäftigten. Der Arbeit-
geber muss für sie Pauschalbeträge an die Sozi-
alversicherungen überweisen, weshalb sie bei
der BA mit erfasst werden.

––––––––––––––
11) Dieses lässt das VwDVG ausdrücklich zu; vgl.
VwDVG §1 Abs.3. – 12) An dieser Stelle sei noch
einmal den 122 Unternehmen gedankt, die sich
an dieser freiwilligen Befragung beteiligt ha-
ben! Derartige Nachforschungen wurden bisher
nur im Bereich der Beschäftigten durchgeführt,
da die Umsatzdaten sensibler sind und anzu-
nehmen ist, dass die Unternehmen hier weni-
ger auskunftsbereit sind. – 13) Im Abschnitt
1.2.1 wird genauer erläutert, was das Unter-
nehmensregister ist und wie der „Time Lag“
dort zustande kommt.

Anteil der durch die Gründe
erklärten Differenzen an der
untersuchten Abweichung von
78 722 Beschäftigten
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nung. Fehlerhafte Angaben bei der
Primärerhebung waren nur die Ur-
sache für etwa 3 % der Abweichun-
gen.

Diese Auswertung belegt, dass die
unterschiedliche Begriffsabgren-
zung bei den Verwaltungen und
den statistischen Erhebungen bei
den absoluten Zahlen – in Abhän-
gigkeit vom wirtschaftlichen
Schwerpunkt des Unternehmens –
zu erheblichen Differenzen führen
kann. Bei den Konjunkturstatistiken
interessieren aber weniger die abso-
luten Zahlen als vielmehr die Verän-
derungen zum Vorquartal bzw.
-monat. In NRW wurde mit ersten
Untersuchungen dazu begonnen,
ob die aus verschiedenen Quellen
stammenden Angaben den Kon-
junkturverlauf unterschiedlich wie-
dergeben; abschließende Ergebnisse
hierzu stehen aber noch aus.

Wie in den vorhergehenden Absät-
zen erläutert, kommt es aufgrund
der abweichenden Begriffsdefinitio-
nen zwischen den Primärerhebun-
gen und den Verwaltungsdaten zu
teilweise hohen absoluten Differen-
zen. Ein Schätzverfahren könnte die-
se beseitigen oder zumindest ver-
mindern, indem z. B. zu den Anga-
ben der BA eine bestimmte Anzahl
an Personen für die von der BA
nicht erfassten Beschäftigten hin-
zuaddiert wird. Zurzeit ist noch un-
klar, ob ein derartiges Vorgehen
eine adäquate Problemlösung dar-
stellen könnte: Mit Hilfe derartiger
Zuschätzungen lässt sich zwar die
absolute Höhe der Zahlen verän-
dern. Dieses geschieht allerdings
auf eine recht statische Art und
Weise, kurzfristige Schwankungen
der Beschäftigtenzahlen – wie sie
z. B. bei Reinigungsfirmen häufig
vorkommen – bleiben dabei unbe-
rücksichtigt. Daher ist davon auszu-
gehen, dass sich das Problem der
abweichenden Begriffsdefinitionen
– auch hinsichtlich der Wiedergabe
des Konjunkturverlaufs – wohl nur
ansatzweise über ein derartiges
Schätzverfahren lösen ließe.

Nach der Erläuterung der unter-
schiedlichen Begriffsabgrenzungen
sind die folgenden Abschnitte den

Problemen gewidmet, die sich bei
der Verarbeitung der Verwaltungs-
daten ergeben.

1.2 Schwierigkeiten
bei der Verarbeitung 
der Verwaltungsdaten

1.2.1 Die Zusammenführung 
der Daten

In einem ersten Schritt müssen die
aktuellen Monatslieferungen der
BA und OFD in so genannten Ver-
waltungsdatenspeichern mit denen
der vorherigen Berichtszeiträume
verknüpft werden. Dies ist insbeson-
dere bei den OFD-Daten wichtig, da
hier auch Korrekturmeldungen für
zurückliegende Berichtsmonate/-
quartale geliefert werden. Solange
die Identifikationsnummern der Ein-
heit bei den Behörden (bei der OFD
ist dieses hauptsächlich die Steuer-
nummer des Unternehmens, bei der
BA die Betriebsnummer) gleich blei-
ben, bereitet die Verknüpfung in
den Datenspeichern keine Proble-
me. Schwierigkeiten können dann
auftreten, wenn die administrativen
Stellen für bestehende Einheiten
neue Identifikationsnummern ver-
geben, z. B. infolge einer Adress-
oder Rechtsformänderung. Eine ma-
schinelle Verknüpfung gelingt in
solchen Fällen nur, wenn neben der
aktuellen auch die zuletzt gültige
Identifikationsnummer geliefert
wird. Dies ist bei den Datenlieferun-
gen der OFD nicht immer der Fall,
insbesondere bei Adresswechseln
über Bundeslandsgrenzen hinweg.
Die Lieferungen der BA enthalten
grundsätzlich keine Informationen
zu vorherigen Betriebsnummern.
Eine Verknüpfung der Daten wäre
nur mit zusätzlichen Maßnahmen
möglich, die in Zusammenhang mit
der Nutzung von Verwaltungsdaten
für konjunkturstatistische Zwecke
aufgrund des damit verbundenen
hohen Zeitaufwands nicht umsetz-
bar sind. Fehlgeschlagene Verknüp-
fungen bei den Beschäftigtendaten
bereiten allerdings weniger Proble-
me als die bei den Umsatzdaten, da
bei letzteren dadurch u. U. nur au-
genscheinlich fehlende Werte ge-
schätzt werden, was zu Doppelzäh-

lungen führt; vgl. hierzu auch Ab-
schnitt 1.2.4.

Die Schwierigkeiten bei der Ver-
knüpfung der Monatslieferungen
untereinander sind auch deshalb re-
levant, weil die Daten in einem zwei-
ten Schritt mit dem Unternehmens-
register zusammengeführt werden
müssen. Bei diesem Register handelt
es sich um eine umfassende Betriebs-
und Unternehmens-Datenbank, die
ihre Informationen hauptsächlich
aus den jährlichen Lieferungen ver-
schiedener administrativer Stellen
bezieht.14) Das Register führt diese
Daten zusammen und weist für jede
Einheit die behördenspezifischen
Identifikationsnummern aus. Darü-
ber hinaus stellt es den Zusammen-
hang zwischen Unternehmen und ih-
ren Betrieben her. Wenn eine Ein-
heit zu einer Erhebung meldet, wer-
den einige der dort getätigten An-
gaben – z. B. die zum Tätigkeits-
schwerpunkt – grundsätzlich eben-
falls im Register gespeichert.

Dem Register kommt im Zusammen-
hang mit der Verwendung von Ver-
waltungsdaten für konjunkturstatis-
tische Zwecke eine hohe Bedeutung
zu, da es eine Reihe an Informatio-
nen enthält, die entscheidend zur
Lösung verschiedener Probleme bei-
tragen. Dieses betrifft vor allem die
Schätzung der Organschaftsumsätze
(vgl. hierzu ausführlich Abschnitt
1.2.2), die Aufteilung der Umsätze
von Mehrländerunternehmen (vgl.
1.2.3) sowie die Einordnung von Un-
ternehmen in einen Wirtschafts-
zweig (vgl. 1.2.5). Die im Verwal-
tungsdatenspeicher enthaltenen Ein-
heiten werden anhand der behör-
denspezifischen Identifikationsnum-
mern mit dem Register verknüpft
und die benötigten Informationen
von dort entladen.

Dabei gibt es allerdings folgende
Schwierigkeit: Bei der Verarbeitung
der jährlichen Verwaltungsdaten im
Register besteht eine Zeitverzöge-
rung („Time Lag“) von zwei Jahren;

––––––––––––––
14) Der Hauptteil der Informationen stammt
aus den Lieferungen der BA und OFD, darüber
hinaus werden z. B. auch Dateien der Hand-
werkskammern sowie der Industrie- und Han-
delskammern verarbeitet.
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so konnten in 2005 beispielsweise
erst die Angaben für das Referenz-
jahr 2003 eingespielt werden. Dies
geht vor allem auf folgende Ursa-
chen zurück: Das Register erhält die
Daten der BA und der OFD erst neun
bzw. zwölf Monate nach Ende eines
Berichtsjahres. Nach einer ersten ma-
schinellen Verarbeitung der Anga-
ben sind dann jedes Jahr noch sehr
(zeit-)aufwändige manuelle Recher-
chen nötig, die zu weiteren Verzöge-
rungen führen.15)

Während die Identifikationsnum-
mern im Verwaltungsdatenspeicher
dem aktuellen Stand entsprechen,
geben die im Unternehmensregister
abgelegten Nummern den Zustand
ca. zwei Jahre früher wieder. Prob-
lematisch sind in diesem Zusammen-
hang also Einheiten, bei denen in
der Zwischenzeit Identifikationsnum-
mernwechsel stattgefunden haben:
Solange die Steuernummer bei der
OFD sich nur einmal geändert hat,
können die Unternehmen grundsätz-
lich mittels der Angaben zur alten
Steuernummer mit dem Register ver-
knüpft werden. Dieses funktioniert
bei mehrfachen Wechseln aber nicht
mehr, da für die Zusammenführung
der Daten neben der neuen nur die
„aktuelle“ alte Steuernummer im
Verwaltungsdatenspeicher verwen-
det werden kann, die dann nicht
mehr der im Register hinterlegten
Nummer entspricht. Bei den BA-Da-
ten gelingt die Zusammenführung
mit dem Register weder bei ein-
noch bei mehrfachen Wechseln. Die
Daten ließen sich zum großen Teil
wahrscheinlich über einen Adressab-
gleich oder Ähnliches verknüpfen,
allerdings würde dies sehr viel Zeit in
Anspruch nehmen, die bei der Nut-
zung von Verwaltungsdaten für
konjunkturstatistische Zwecke nicht
zur Verfügung steht. Aufgrund von
neuen Identifikationsnummern ist
es für eine gewisse Anzahl an Ein-
heiten also nicht mehr möglich, die
aus dem Unternehmensregister be-
nötigten Informationen zu entla-
den. Wie viele Einheiten dies genau
betrifft, ist momentan allerdings
noch unklar.

1.2.2 Masterbetriebe 
und Organschaften

Betriebe, die alle den gleichen Eigen-
tümer haben, in der gleichen Gemein-
de sitzen und dem gleichen Wirt-
schaftszweig16) angehören, können
ihre sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten bei der BA gesammelt un-
ter einer Identifikationsnummer mel-
den. Der die Daten für die anderen
Betriebe mit übermittelnde Betrieb
stellt dann einen so genannten Mast-
erbetrieb dar. Bei Erfüllung der ent-
sprechenden Voraussetzungen steht
es jedem Betrieb offen, ob er von die-
ser zentralen Meldeweise Gebrauch
machen möchte oder nicht, wobei je-
derzeit problemlos zwischen einer
zentralen und dezentralen Meldung
gewechselt werden kann. Bei der Ver-
arbeitung der BA-Angaben im Regis-
ter hat sich allerdings gezeigt, dass die
oben genannten Kriterien häufig
nicht eingehalten werden, in der Pra-
xis also z. B. auch gemeindeübergrei-
fende Masterbetriebe auftreten. Für
die Nutzung von Verwaltungsdaten
zur Konjunkturbeobachtung ergeben
sich daraus vor allem zwei Probleme: 

1. Aufgrund der stets gegebenen
Möglichkeit, zwischen der zentra-
len und dezentralen Meldeart zu
wechseln, gelingt es dem Register
nicht, bezüglich der Identifikations-
nummer eines Betriebs immer auf
dem „aktuellen“ Stand zu sein. Er-
schwerend kommt noch hinzu, dass
die Masterbetriebe in den Datenlie-
ferungen der BA nicht als solche
gekennzeichnet werden; 

2. Konjunkturerhebungen zielen da-
rauf ab, die Entwicklung in einzel-
nen Wirtschaftsbereichen abzubil-
den. Dieses ist nicht mehr exakt
möglich, wenn Masterbetriebe für
Betriebe mitmelden, die andere
Produkte bzw. Dienstleistungen als
sie selber erbringen. Die Verände-
rungen bei der Anzahl der sozial-
versicherungspflichtig Beschäftig-
ten lassen sich nicht mehr genau
einem Wirtschaftsbereich zuord-
nen und es kommt zu Unschärfen
bei der Konjunkturbeobachtung. 

Aufgrund der relativ geringen An-
zahl der Masterbetriebe bewegen
sich die mit ihnen verbundenen
Schwierigkeiten aber insgesamt in
einem vernachlässigbaren Bereich.

Bei der OFD existiert ein ähnlich ge-
lagertes Phänomen, das Organ-
schaften betrifft: Unter einer Or-
ganschaft versteht man „ … die Ver-
bindung einer rechtlich selbständi-
gen juristischen Person mit anderen
juristischen Personen oder natürli-
chen Personen, die dadurch steuer-
rechtlich als ein Steuerschuldner be-
handelt werden.“17) Im Zusammen-
hang mit der OFD interessiert die
umsatzsteuerliche18) Organschaft.
Diese liegt vor, wenn die Organge-
sellschaft finanziell, wirtschaftlich
und organisatorisch in das Unter-
nehmen des Organträgers einge-
gliedert ist. Die gesamten Lieferun-
gen und Leistungen einer Organ-
schaft werden dem Finanzamt unter
der Steuernummer des Organträ-
gers gemeldet.19) Die Binnenumsät-
ze zwischen dem Träger und seinen
Gesellschaften müssen nicht ange-
geben werden, da sie von der Um-
satzsteuer befreit sind.

Umsatzsteuerrechtliche Organschaf-
ten betreffen vor allem große und
umsatzstarke Einheiten. Der Organ-
träger und die einzelnen Gesell-
schaften können dabei aus sehr un-
terschiedlichen wirtschaftlichen Be-
reichen stammen. Ein Unternehmen
aus dem Bereich der Nachrichten-
übermittlung könnte z. B. als Träger
organschaftlich mit so unterschiedli-
chen Einheiten wie einer Bank und
einer Werbeagentur verbunden
sein. Für die genaue Erfassung der
Konjunktur in den einzelnen Bran-
chen und auch Bundesländern ist es

––––––––––––––
15) Vgl. zu einer genauen Beschreibung Blech-
inger (2005).

––––––––––––––
16) Siehe Unterkapitel 1.2.4 für nähere Erläute-
rungen zum Wirtschaftszweig.

––––––––––––––
17) Wikipedia (2005a). – 18) Vgl. Umsatzsteuer-
gesetz 2005 (BGBI 2005 I S. 386, BStBI 2005 I
S. 505) in der Fassung vom 21. 2. 2005. Organ-
schaften können auch noch bei der Körper-
schafts- und der Gewerbesteuer vorkommen. –
19) Die Organträger werden in den jährlichen
Datenlieferungen der Finanzbehörde leider nur
unzureichend als solche gekennzeichnet; Anga-
ben zu den weiteren Mitgliedern der Organ-
schaft existieren gar nicht. Teilweise lassen sich
die benötigten Informationen einer speziellen
„Organschaftsdatei“ entnehmen, die Angaben
der OFD und des Bundesamtes für Finanzen zu
Organschaftszusammenhängen enthält. Doch
auch diese Datei ist nicht vollständig, so dass
die Zugehörigkeit zu einer Organschaft häufig
nur mittels der regelmäßig durchgeführten Re-
gisterumfrage ermittelt werden kann.
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deshalb erforderlich, die beim Fi-
nanzamt gemeldeten Lieferungen
und Leistungen auf die einzelnen
Organschaftsmitglieder aufzuteilen
und die Binnenumsätze zuzuschät-
zen. Im Folgenden werden zwei
mögliche Vorgehensweisen dabei
vorgestellt.

Das Unternehmensregister hat sich
bei der Verarbeitung der jährlichen
Dateien der OFD ebenfalls mit die-
sem Problem auseinander zu setzen.
Im letzten Jahr wurde dort ein
zweistufiges Verfahren zur Schät-
zung der Organschaftsumsätze ent-
wickelt, das allerdings noch weiter
zu verfeinern ist.20) Kernstück des
Verfahrens bildet die Kennziffer
„Umsatz je sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigten“, die anhand der
Angaben aller Nicht-Organschafts-
mitglieder ermittelt und anschlie-
ßend auf die Organschaftsmitglieder
übertragen wird. Von dieser Kenn-
ziffer existieren jeweils sieben ver-
schiedene Varianten, die sich hin-
sichtlich ihrer Untergliederung nach
Wirtschaftszweig (Abschnitt- oder
Abteilungsebene) und Region (Ge-
samt-, West- und Ostdeutschland,
Bundesland) unterscheiden. Parallel
zur Berechnung der Kennziffer er-
folgt die Bestimmung des Korrelati-
onskoeffizienten für die in der je-
weiligen Gliederungsposition zusam-
mengefassten Unternehmen. Je ho-
mogener diese hinsichtlich der Merk-
male Umsatz und Beschäftigte sind,
desto höher fällt der Korrelationsko-
effizient aus. Für eine zu schätzende
Einheit wird diejenige Variante der
Kennziffer „Umsatz je sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten" ge-
wählt, deren Untergliederung nach
Wirtschaftszweig und Region den
höchsten Korrelationskoeffizienten
aufweist. Der geschätzte Umsatz für
das Organschaftsmitglied ergibt sich
dann durch Multiplikation der Kenn-
ziffer mit der Anzahl der sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigten. Der
Umsatzwert ist anschließend noch
auf seine Plausibilität hin zu über-
prüfen und gegebenenfalls über

eine Kappung oder Aufschätzung
anzupassen.21)

Ursprünglich war es geplant, die
Vorgehensweise des Unternehmens-
registers für die Verwaltungsdaten
zu übernehmen, wenn auch mit eini-
gen Anpassungen: So ist bei einer
monatlichen Verarbeitung der Um-
satzsteuervoranmeldungen die Be-
rechnung der Korrelationskoeffizien-
ten zur Auswahl der am besten ge-
eigneten Kennziffer zeitlich nicht
möglich. Die Aufschätzung oder
Kappung der Ergebnisse ist ebenfalls
nicht durchführbar, da sie einen zeit-
aufwändigen Rückgriff auf Einzelda-
ten erfordert. Bei ersten Tests wurde
für alle Organschaftsmitglieder da-
her dieselbe Variante der Kennziffer
gewählt (Untergliederung in alte/
neue Bundesländer und Wirtschafts-
abteilungen). Anpassungsfaktoren
sollten anschließend die methodi-
schen Differenzen zum Register aus-
gleichen. Bisher waren die Ergebnis-
se allerdings noch nicht zufrieden
stellend, diese Vorgehensweise ist
also noch weiter zu verfeinern.

Neben der modifizierten Register-
Methode ist auch folgendes Verfah-
ren denkbar, das sich stärker an den
vom Organträger bei der OFD ge-
meldeten Lieferungen und Leistun-
gen orientiert: Mit Hilfe eines für
jede Organschaft berechneten Auf-
teilungsschlüssels22) werden die vom
Organträger bei der OFD gemelde-
ten Umsätze auf die einzelnen Mit-
glieder der Organschaft aufgeteilt.
Dieses Verfahren weist allerdings zu-
sätzlich zu den fehlenden Binnenum-
sätzen einen großen Nachteil auf: Es
unterstellt für den Organschaftsträ-
ger und die Gesellschaften, dass sich
ihre Umsätze im Zeitablauf gleich
entwickeln. Dieses dürfte nicht im-

mer der Realität entsprechen, spezi-
ell dann, wenn die Mitglieder der
Organschaft verschiedenen Wirt-
schaftszweigen mit unterschiedli-
chen Konjunkturverläufen angehö-
ren. Dieser Nachteil erhält in diesem
Zusammenhang ein besonderes Ge-
wicht, da die Verwaltungsdaten die
Entwicklung in verschiedenen Wirt-
schaftszweigen abbilden sollen. Erste
Untersuchungen haben für Gesamt-
deutschland allerdings ergeben, dass
die Mehrzahl der Organschaftsmit-
glieder – bezogen auf den 2- und 3-
Steller – häufig in demselben Wirt-
schaftszweig tätig ist. Lassen sich
diese Resultate auch für die Bundes-
länder bestätigen, könnte sich das
Verfahren trotz dieses Nachteils als
eine sinnvolle Alternative zur modifi-
zierten Register-Methode erweisen.

Weitere Tests müssen zeigen, welche
der beiden Vorgehensweisen besser
für die Organschaftsschätzungen bei
den monatlichen Verwaltungsdaten
geeignet ist. Der Wahl der richtigen
Methode kommt dabei eine hohe
Bedeutung zu: Nach der erstmaligen
Durchführung des Schätzverfahrens
im Unternehmensregister wurde das
Ausmaß der Organschaftsumsätze in
den einzelnen Wirtschaftszweigen
(2-Steller-Ebene) ermittelt. Im Be-
reich der Dienstleistungen ergaben
die Auswertungen beispielsweise,
dass die Organschaftsumsätze auf
Bundesebene für die gemäß VwDVG
zu untersuchenden Wirtschaftszwei-
ge zwischen 23 % und 89 % der ge-
samten Umsätze des Wirtschafts-
zweigs ausmachen – und das, ob-
wohl ihr zahlenmäßiger Anteil an
den Unternehmen nur zwei bis zehn
Prozent beträgt. Daran lässt sich er-
kennen, welch eine wichtige Rolle
die möglichst exakte Aufteilung der
Organschaftsumsätze bei der Kon-
junkturbeobachtung spielt.

1.2.3 Aufteilung der Umsätze
von Mehrländerunternehmen
auf die einzelnen Bundesländer

Als Mehrländerunternehmen wer-
den Unternehmen mit mehreren Be-
trieben bezeichnet, von denen min-
destens einer in einem anderen Bun-
desland als dem des Unternehmens

––––––––––––––
20) Für eine genaue Vorstellung des Verfahrens
vgl. Wagner (2004). Um die Qualität weiter
zu verbessern, soll das Verfahren künftig
auch noch Beschäftigtengrößenklassen berück-
sichtigen.

––––––––––––––
21) Die beim Finanzamt gemeldeten Lieferun-
gen und Leistungen umfassen nicht die Binnen-
umsätze einer Organschaft und stellen deshalb
eine Art „Untergrenze“ des Umsatzes dar. Liegt
die Summe der für die Organschaftsmitglieder
geschätzten Einzelumsätze darunter, erfolgt
eine Aufschätzung auf diese Untergrenze.
Überschreiten die Einzelumsätze die beim Fi-
nanzamt gemeldeten Lieferungen und Leistun-
gen hingegen stark, werden sie auf eine festge-
legte Obergrenze gekappt. – 22) Der Auftei-
lungsschlüssel basiert auf den Angaben der
letzten Organschaftsschätzung im Register und
berechnet sich, indem der Umsatz der einzel-
nen Organschaftsmitglieder durch den Gesamt-
umsatz der Organschaft dividiert wird.
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ansässig ist. Anders als bei der Erstel-
lung gesamtdeutscher Ergebnisse
spielt es bei länderspezifischen Aus-
wertungen durchaus eine Rolle, zu
welchem Bundesland die einzelnen
Betriebe eines Unternehmens gehö-
ren. Bei den BA-Lieferungen liegt
eine derartige Trennung implizit
schon vor, da die statistischen Landes-
ämter nur Angaben zu Betrieben mit
Sitz im eigenen Bundesland erhalten.
Die Umsatzsteuervoranmeldungen
beziehen sich hingegen auf das ge-
samte Unternehmen und werden in
der Regel bei dem für den Unterneh-
menssitz zuständigen Finanzamt ge-
tätigt. Bei Mehrländerunternehmen
ist der Umsatzanteil der einzelnen
Bundesländer dabei nicht erkennbar.

Um bei der Nutzung von Verwaltungs-
daten für konjunkturstatistische Zwe-
cke trotzdem eine Aufteilung der Um-
sätze auf die Länder vornehmen zu
können, soll das Register zu Hilfe ge-
nommen werden: Dieses enthält ne-
ben den Betriebs- und Unternehmens-
zusammenhängen u. a. auch die An-
zahl der bei den einzelnen Betrieben
sozialversicherungspflichtig Beschäftig-
ten. Im Rahmen erster Tests ist es ge-
plant, die bei der OFD gemeldeten
Umsätze proportional zu den sozialver-
sicherungspflichtig Beschäftigten auf
die einzelnen Betriebe aufzuteilen.
Diese Vorgehensweise ist aus zwei
Gründen etwas problematisch: Zum ei-
nen wird dabei unterstellt, dass das
Verhältnis der sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten zu den Umsät-
zen in allen Betrieben gleich sei, unab-
hängig von ihrer Größe und dem Tä-
tigkeitsschwerpunkt. Dieses dürfte in
der Realität in den wenigsten Fällen
zutreffen, weshalb z. B. auch das Ver-
fahren zur Schätzung der Organschaft-
sumsätze sehr viel komplizierter ist.
Zum anderen entsprechen die Betriebs-
und Unternehmenszusammenhänge
im Unternehmensregister nicht unbe-
dingt dem aktuellen Stand, so dass es
hier zu weiteren Verzerrungen kom-
men kann. Sollte die geplante Vorge-
hensweise aus den genannten Grün-
den zu keinen zufrieden stellenden Er-
gebnissen führen, ist die Methode ge-
gebenenfalls noch einmal anzupassen.

Viele Mehrländerunternehmen gehö-
ren einer Organschaft an. Die Umsatz-

werte ihrer einzelnen Betriebe beru-
hen in diesem Fall auf einer zweimali-
gen Schätzung: Zunächst werden die
vom Organträger bei der OFD gemel-
deten Umsätze auf die einzelnen Or-
gangesellschaften aufgeteilt. An-
schließend erfolgt die Aufteilung der
Umsätze auf die verschiedenen Bun-
desländer. Inwieweit diese Vorgehens-
weise noch zu plausiblen Ergebnissen
führt, soll mittels ausführlicher Tests
überprüft werden. Mehrländerunter-
nehmen sind zwar relativ selten, auf
sie entfällt aber häufig ein hoher An-
teil der Beschäftigten und Umsätze in
einem Wirtschaftszweig, so dass ihnen
bei der Erstellung von länderspezifi-
schen Ergebnissen eine große Bedeu-
tung zukommt.

1.2.4 Umfang und Aktualität
der bei den Verwaltungen 
eingegangenen Meldungen

In den monatlichen Datenlieferungen
der BA sind Angaben mit einer Warte-
zeit von zwei, drei und sechs Monaten
enthalten, die sich auf drei unter-
schiedliche Berichtsmonate beziehen.
Die Datenlieferung vom September
2005 umfasst beispielsweise Werte für
Juli (Wartezeit 2 Monate), Juni (War-
tezeit 3 Monate) und März (Wartezeit
6 Monate). Der Hintergrund ist dabei
folgender23): Die Arbeitgeber melden
die sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten nicht direkt bei der BA,
sondern bei den Krankenkassen.24)

Diese überprüfen die gemachten An-
gaben und leiten sie anschließend an
den zuständigen Rententräger – seit
dem 1. Oktober 2005 ist dieses sowohl
für Arbeiter als auch Angestellte die
Deutsche Rentenversicherung – wei-
ter. Von dort gelangen die Informati-
onen schließlich zur Hauptstelle der
BA in Nürnberg. Manchmal geht die-
ses sehr schnell, in anderen Fällen dau-
ert es einige Monate. Die BA schätzt
deshalb, dass die von ihr gelieferten
Daten frühestens nach sechs Mona-
ten, eher noch nach neun Monaten
Wartezeit verlässlich sind.

Bei Auswertungen ist es nur in weni-
gen Fällen möglich, neun Monate
lang auf Informationen zu warten,
da – wie auch bei der Nutzung von
Verwaltungsdaten für konjunk-
turstatistische Zwecke – die Erstel-
lung möglichst aktueller Ergebnisse
angestrebt wird. Für derartige Fälle
hat die BA ein Verfahren entwickelt,
das die Werte mit zwei auf solche
mit sechs Monaten Wartezeit hoch-
rechnet. Grundsätzlich soll das Ver-
fahren auch bei den monatlichen
Verwaltungsdaten zum Einsatz kom-
men. Dort müsste es allerdings auf
einer sehr viel tieferen Gliederungs-
ebene eingesetzt werden als bei der
BA, mit bisher noch unbekannten
Auswirkungen auf die Qualität der
Ergebnisse. Es ist daher zu prüfen,
ob das Verfahren zur Abbildung der
Konjunktur auf dieser Ebene geeig-
net ist. Hierzu soll u. a. eine Gegen-
überstellung der hochgerechneten
Zwei- mit den später eintreffenden,
realen Sechsmonatswerten erfolgen.

Anders als bei der BA bereitet der
Meldeweg bei den Umsatzsteuer-
voranmeldungen keine Probleme, da
die Unternehmen diese direkt bei
den Finanzämtern einreichen.
Grundsätzlich gilt, dass die Meldun-
gen bis zum 10. des Folgemonats25)

eingegangen sein müssen. Viele Un-
ternehmen beantragen allerdings
eine einmonatige Fristverlängerung,
so dass sie ihre Umsatzsteuervoran-
meldungen bis zu 40 Tage nach Ende
des Berichtszeitraums (t+40) bei den
Finanzämtern abgeben können.

Die Ergebnisse der vierteljährlichen
Statistik im Handwerk und der Kon-
junkturberichterstattung in bestimm-
ten Dienstleistungsbereichen sollten
spätestens zwei Monate nach Ende
des Berichtszeitraums (t+60) vorliegen.
Da für die Ergebniserstellung eben-
falls eine gewisse Zeit benötigt wird,
können in die Auswertungen nur
Daten eingehen, welche die BA und
die OFD bis zu einem einige Tage da-
vor liegenden Termin bearbeitet ha-
ben. Für erste Tests wurde als Bear-

––––––––––––––
23) Vgl. für den Meldeweg Brixy (1999) sowie
zu den unterschiedlichen Fristen, die für die
verschiedenen Meldungen zur Sozialversiche-
rung gelten, z. B. den Bundesverband der In-
nungskrankenkassen (2005). –  24) Die gering-
fügig Beschäftigten werden seit dem 1. April
2003 bei der Bundesknappschaft gemeldet.

––––––––––––––
25) Generell ist das Quartal der Voranmelde-
zeitraum. Musste ein Unternehmen im Vorjahr
mehr als – zurzeit – 6 136 EUR Umsatzsteuer
zahlen, wird der Kalendermonat zum Voran-
meldezeitraum; vgl. UStG 2005 §18 in der Fas-
sung vom 21. 2. 2005.
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beitungsstichtag t+51 gewählt. Zu
diesem Zeitpunkt liegen noch nicht zu
allen Betrieben bzw. Unternehmen
Angaben vor – entweder weil die
Meldungen von den Verwaltungen
noch nicht verarbeitet wurden oder
wirklich fehlen. Falls das Hochrech-
nungsverfahren sich auch für tiefere
Gliederungsebenen als geeignet er-
weist, würden fehlende Werte bei der
BA ein geringeres Problem darstellen,
da die Hochrechnung auf 6-Monats-
werte sie implizit mit berücksichtigt.
Bei den Lieferungen der Finanzämter
sind bei fehlenden Angaben hinge-
gen Schätzungen vorzunehmen. An
sich sind Schätzungen nichts Unge-
wöhnliches – auch bei den Primärer-
hebungen sind sie bei einem verspä-
teten Eingang der Meldungen nötig.
Bei der Nutzung der monatlichen Ver-
waltungsdaten können sich jedoch
folgende Schwierigkeiten ergeben:

1. Zwischen dem letztmöglichen Ab-
gabetermin der Umsatzsteuer-
voranmeldungen (t+40) und dem
spätesten Bearbeitungszeitpunkt
bei der OFD (t+51) liegen nur 11
Tage. Für einzelne Wirtschaftszwei-
ge kann sich daher ein hoher Anteil
zu schätzender Werte ergeben.
Eine einfach umsetzbare und im
Rahmen der Testauswertungen an-
gewandte Methode zur Schätzung
fehlender Werte besteht darin, die-
se durch die Angaben des vorange-
gangenen Berichtszeitraums zu er-
setzen. Je nach Ausmaß der Schät-
zungen führt dieses jedoch zu einer
mehr oder weniger starken Unter-
zeichnung des Konjunkturverlaufs,
da die Veränderung zum Vormonat
für alle geschätzten Werte Null be-
trägt. Deshalb wurden alternative
Methoden entwickelt, die sich ge-
genüber dem Konjunkturverlauf
neutraler verhalten. Sie sind tech-
nisch allerdings recht anspruchsvoll,
so dass erst noch geprüft werden
muss, inwieweit sie bei einem Echt-
betrieb durchführbar wären.

2. Es ist noch genauer zu klären,
wann Angaben zu schätzen sind.
Unter bestimmten Umständen
fehlt ein Wert „berechtigterwei-
se“ – z. B. wenn das Unternehmen
nicht mehr existiert oder seine
Meldungen unter einer neuen

Steuernummer tätigt. Informatio-
nen, die auf derartige Veränderun-
gen hinweisen, liegen im Verwal-
tungsdatenspeicher meistens erst
im Folgemonat bzw. -quartal vor.
In bestimmten Fällen werden also
zu viele fehlende Werte geschätzt.

Nähere Untersuchungen sollen das
Ausmaß dieser Schwierigkeiten nä-
her beleuchten. Neben Auswertun-
gen für einzelne Bundesländer sind
auch Ergebnisse auf der Ebene tiefer
gegliederter Wirtschaftszweige, ins-
besondere für die auf nationaler
Ebene von der EU geforderten 3-
und 4-Steller, von Interesse.

1.2.5 Die Einordnung 
der Unternehmen in einen 
Wirtschaftszweig

Der Begriff Wirtschaftszweig oder
Branche umschreibt „ … in der Wirt-
schaft eine Gruppe von Firmen, die
ähnliche Produkte herstellen oder
ähnliche Dienstleistungen erbringen.
… Eine für den deutschen Wirtschafts-
raum allgemein gültige Einordnung
von Unternehmen in sog. Wirtschafts-
zweige nimmt seit 1950 das Statisti-
sche Bundesamt vor. Die aktuelle Klas-
sifikation (WZ 2003) basiert auf der
durch einzelne EG-Verordnungen ver-
bindlich eingeführten statistischen Sys-
tematik der Wirtschaftszweige in der
europäischen Gemeinschaft (NACE
Rev.1.1).“26)

Theoretisch sollte es so sein, dass die
BA, die OFD sowie die Statistischen
Ämter des Bundes und der Länder die
Unternehmen bzw. Betriebe unter
dem gleichen Wirtschaftszweig führen.
In der Praxis ist dies jedoch nicht immer
gegeben, u. a. aus folgenden Gründen:

1. Unterschiedliche Erfassungseinhei-
ten: Während die meisten statisti-
schen Erhebungen sowie die Da-
ten der OFD sich auf das Unter-
nehmen beziehen, erfasst die BA
die sozialversicherungspflichtig
Beschäftigten auf der Betriebsebe-
ne. Bei Einbetriebsunternehmen
stellt der Betrieb gleichzeitig auch

das Unternehmen dar. Bei Mehrbe-
triebs- und Mehrländerunterneh-
men setzt sich das Unternehmen
hingegen aus mindestens zwei Be-
trieben zusammen. Weisen diese
unterschiedliche Tätigkeitsschwer-
punkte auf, stimmt ihr wirtschaftli-
cher Schwerpunkt häufig nicht mit
dem des Gesamtunternehmens
überein.

2. Unterschiedliche Interpretation bei
den die Meldungen durchführen-
den/verarbeitenden Personen: Die
Person, welche die Angaben für die
Verwaltungen macht, kann in un-
terschiedlichen Verhältnissen zum
Unternehmen bzw. Betrieb stehen
 – sei es der Inhaber, ein Angestell-
ter oder vielleicht auch der Steuer-
berater. Je nachdem, aus welchem
Blickwinkel die Einheit betrachtet
wird, können die Einschätzungen
des wirtschaftlichen Schwerpunktes
mehr oder weniger subjektiv ge-
prägt sein und stark voneinander
abweichen. Oftmals erläutern die
Meldenden den Tätigkeitsschwer-
punkt auch in wenigen Worten.
Anhand dieser Beschreibung ist von
den administrativen Stellen der
dazu passende Code der aktuell
gültigen WZ-Klassifikation zu er-
mitteln. Hierbei gibt es wieder ei-
nen gewissen Interpretationsspiel-
raum, der zu weiteren Differenzen
führen kann.

3. Unterschiedliche Aktualität des
wirtschaftlichen Schwerpunkts:
Den statistischen Ämtern und den
Verwaltungen werden Änderun-
gen beim Tätigkeitsschwerpunkt
einer Einheit – wenn überhaupt –
häufig zu unterschiedlichen Zeit-
punkten bekannt. Zumindest bei
den Einheiten, die zu einer Statis-
tik melden – etwa 10 % des Ge-
samtbestandes – ist aber davon
auszugehen, dass der dort angege-
bene Tätigkeitsschwerpunkt dem
zum Zeitpunkt der Befragung ak-
tuellen Stand entspricht.27)

––––––––––––––
26) Wikipedia (2005b). Vgl. für die Klassifikati-
on im Einzelnen auch Statistisches Bundesamt
(2003).

––––––––––––––
27) Die amtliche Statistik fordert schon seit lan-
gem die Einführung einer behördenübergrei-
fenden Wirtschaftsnummer, unter der eine Ein-
heit bei allen Verwaltungen geführt werden
soll. Dies würde die Verknüpfung der Daten der
verschiedenen Behörden stark vereinfachen.
Des Weiteren könnte eine Stelle zentral für alle
die Speicherung und Pflege der Stammdaten ei-
ner Einheit übernehmen.
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Sowohl für die vierteljährliche Sta-
tistik im Handwerk als auch die
Konjunkturerhebung in bestimmten
Dienstleistungsbereichen wurden
für Nordrhein-Westfalen Untersu-
chungen durchgeführt, um das Aus-
maß abweichender Wirtschafts-
zweigangaben zu bestimmen. Die
Vorgehensweise war dabei folgen-
de: In einem ersten Schritt wurden
den zu der Primärerhebung melden-
den Unternehmen mit Hilfe des Un-
ternehmensregisters die Identifika-
toren bei den Behörden (Betriebs-
nummer der BA, Umsatzsteuernum-
mer der OFD) zugespielt. Mittels
dieser Identifikatoren ließen sich für
jede Einheit die Wirtschaftszweig-
angaben im Verwaltungsdatenspei-
cher ermitteln und denen der Pri-
märerhebung gegenüberstellen. Die
Vergleiche wurden auf der groben
1- bis zur detaillierten 5-Steller-Ebe-
ne des Wirtschaftszweigs durchge-
führt.28) Da die Angaben der BA sich
auf Betriebe beziehen, die Primärer-
hebung aber Daten zum Unterneh-
men enthält, sind in die Vergleiche
nur Einbetriebsunternehmen einge-
gangen. Um die Ergebnisse der OFD
denen der BA gegenüberstellen zu
können, beziehen sie sich ebenfalls
nur auf Einbetriebsunternehmen,
obwohl auch für Mehrbetriebs- und
Mehrländerunternehmen Auswer-
tungen vorliegen.29) Die Abbildun-
gen 2 bis 5 stellen den Grad der
Übereinstimmung bei den Wirt-
schaftszweigangaben dar, gemessen
an der Zahl der Unternehmen, den
bei ihnen tätigen Personen sowie
den von ihnen erzielten Umsätzen
im Berichtsquartal.30)

Erwartungsgemäß nimmt der Grad
der Übereinstimmung mit zunehmen-
der Tiefengliederung des Wirt-
schaftszweigs ab. Die Zahlen für die

––––––––––––––
28) Für die WZ „15811“ lautet z. B. der 4-Steller
„1581“, der 3-Steller „158“, der 2-Steller „15“
und der 1-Steller „1“. – 29) Es gibt viele um-
satzsteuerpflichtige Einbetriebsunternehmen
ohne sozialversicherungspflichtig Beschäftigte.
Prinzipiell müsste daher die Zahl der in den
Vergleich mit der OFD eingegangenen Unter-
nehmen die der BA übersteigen. Dass dieses
hier nicht der Fall ist, kann unter anderem da-
rauf zurückgeführt werden, dass die im Unter-
nehmensregister hinterlegten Steuernummern
häufiger als die BA-Nummern wechseln, so dass
eine Verknüpfung der Unternehmen mit den
Dateien der OFD nicht möglich war. – 30) Die
Ergebnisse des hier gewählten 3. Quartals 2004
unterscheiden sich nicht relevant von denen an-
derer Quartale.
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Abb. 2 Dienstleistungsbereiche: Kongruenz der Angaben 
bei der Primärerhebung und der BA in NRW im 3. Quartal 2004

Anzahl = 2 796

Grafik: LDS NRW
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1-Steller 2-Steller 3-Steller 4-Steller 5-Steller
0 %

50 %

100 %

Abb. 3 Dienstleistungsbereiche: Kongruenz der Angaben
bei der Primärerhebung und der OFD in NRW im 3. Quartal 2004

Anzahl = 2 788*)

Grafik: LDS NRW
*) Organträger sowie Unternehmen, bei denen die bei den Finanzämtern gemeldeten 
Lieferungen und Leistungen Null betrugen, wurden hier ausgeklammert.
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Abb. 4 Handwerk: Kongruenz der Angaben 
bei der Primärerhebung und der BA in NRW im 3. Quartal 2004

Anzahl = 3 093 bis 4 566*)

Grafik: LDS NRW

*) Bei 16 Einheiten lag der Wirtschaftszweig nur auf 3-Steller-Ebene, bei 1 473 Unternehmen 
nur auf 4-Steller-Ebene vor, so dass diese in die tiefer gegliederten Abgleiche 
(4- bzw. 5-Steller-Ebene) nicht mit einbezogen werden konnten.

Unternehmen tätige Personen Umsatz

1-Steller 2-Steller 3-Steller 4-Steller 5-Steller
0 %

50 %

100 %

Abb. 5 Handwerk: Kongruenz der Angaben
bei der Primärerhebung und der OFD in NRW im 3. Quartal 2004

Anzahl = 2 424 bis 3 716*)

*) Organträger sowie Unternehmen, die bei den Finanzämtern ihre Umsätze mit Null gemeldet hatten, wurden 
hier ausgeklammert. Bei 10 Einheiten lag der Wirtschaftszweig nur auf 3-Steller-Ebene, bei 1 292 Unternehmen 
nur auf 4-Steller-Ebene vor, so dass diese in die tiefer gegliederten Abgleiche (4- bzw. 5-Steller-Ebene) nicht mit 
einbezogen werden konnten. Grafik: LDS NRW

Unternehmen tätige Personen Umsatz
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Dienstleistungsbereiche fallen dabei
fast durchgehend besser aus als die
für das Handwerk. Bei beiden Kon-
junkturstatistiken werden Bundes-
ländergebnisse generell auf der 2-
Steller-Ebene veröffentlicht.31) Wie
die obige Tabelle zeigt, liegt der
Grad der Übereinstimmung auf die-
ser Ebene – je nach Kriterium und
verglichener Behörde – nur zwischen
73 % und 87 %.

Bei einem Ersatz der Konjunkturer-
hebungen durch Verwaltungsdaten
würden die festgestellten Differen-
zen unter den aktuellen Bedingun-
gen nur geringe Schwierigkeiten be-
reiten: Fast alle großen Dienstleis-
tungs- und Handwerksunternehmen
melden zu weiteren, oft nur jährlich
durchgeführten Erhebungen, mit de-
ren Hilfe der – zumindest aus statisti-
scher Sicht – korrekte Wirtschafts-
zweig ermittelt werden kann. Von
der Anzahl her betrifft dieses nicht
so viele Einheiten, diese umfassen
aber den Hauptteil der Beschäftigten
und Umsätze. Für eine dauerhafte Si-
cherstellung der Qualität ist es aller-
dings erforderlich, dass die administ-
rativen Stellen sowie das Unterneh-
mensregister weitere Maßnahmen
zur Pflege der nicht aus Erhebungen
stammenden WZ-Angaben ergrei-
fen.32) 

Vor einem abschließenden Resümee
werden im Folgenden noch einmal die
verschiedenen Probleme zusammen-
gefasst, die sich bei der Verwendung

von Verwaltungsdaten für konjunk-
turstatistische Zwecke ergeben kön-
nen:

2 Resümee und Ausblick
auf die weiteren 
Arbeitsschritte

In diesem Beitrag wurden die haupt-
sächlichen Probleme erläutert, die sich
bei der Verwendung von Verwal-
tungsdaten für konjunkturstatistische
Zwecke ergeben. Zu fast allen The-
menbereichen liegen schon erste Er-
gebnisse für Gesamtdeutschland oder
Nordrhein-Westfalen vor, häufig ste-
hen die Auswertungen aber noch am
Anfang. Ziel ist, diese so schnell wie

––––––––––––––
31) Für die erst in 2003 geschaffene Erhebung
in den Dienstleistungsbereichen wurden bisher
noch keine Zahlen veröffentlicht. Die für die
Zukunft geplanten Publikationen sollen aber
grundsätzlich ebenfalls mindestens die 2-Stel-
ler-Ebene umfassen. – 32) Eine zentral geführ-
te, behördenübergreifende Wirtschaftsnummer
würde dies erleichtern, da Änderungen beim
Wirtschaftszweig nur einmal erfasst werden
bräuchten, diese Informationen aber allen be-
troffenen administrativen Stellen gleichzeitig
vorlägen. Vgl. hierzu auch Fußnote 27.

Übereinstimmungsquoten beim Vergleich der Wirtschaftszweigangaben aus
den Konjunkturerhebungen und aus Verwaltungsdaten für die Dienstleistungs-
bereiche und das Handwerk auf der Ebene des 2-Stellers

Merkmal

Dienstleistungsbereiche

BA OFD

Handwerk

BA OFD

Unternehmen

Tätige Personen

Übereinstimmungsquote in %

80,9

87,0

83,8

85,7

73,9

73,5

72,5

75,5

Umsatz 74,1 83,3 76,5 86,7

Schwierigkeiten bei der Nutzung von Verwaltungsdaten 
für konjunkturstatistische Zwecke

1) Unterschiedliche Begriffsabgrenzungen bei Erhebung 
und Verwaltungsdaten

– Umsatz <–> Lieferungen und Leistungen
– tätige Personen <–> sozialversicherungspflichtig und geringfügig entlohnt Be-

schäftigte

2) Schwierigkeiten bei der Verarbeitung der Verwaltungsdaten

A. Verknüpfung der Daten
Verknüpfung der aktuellen Datenlieferungen mit denen vergangener Berichtszeit-
räume im Verwaltungsdatenspeicher, anschließend Zusammenführung mit dem Un-
ternehmensregister zum Entladen von Zusatzinformationen wie z. B. dem Wirt-
schaftszweig; Probleme bereiten hier Identifikationsnummernwechsel

B. Master-Betriebe und Organschaften
– Master-Betriebe: melden für mehrere Betriebe, in der Praxis gemeinde- und wirt-

schaftszweigübergreifend, Problem allerdings eher vernachlässigbar
– Organschaften: Lieferungen und Leistungen aller Mitglieder werden beim Fi-

nanzamt unter einer Steuernummer gemeldet, Binnenumsätze fehlen –> zwei
verschiedene Verfahren zur Aufteilung der Organschaftsumsätze zur Auswahl; wei-
tere Tests, welches besser geeignet ist, nötig 

C. Aufteilung der Umsätze von Mehrländerunternehmen 
auf die einzelnen Bundesländer
Aufteilung der Umsätze proportional zu den sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten der einzelnen Betriebe laut Unternehmensregister; doppelte Schätzung,
wenn Mehrländerunternehmen Mitglied einer Organschaft ist

D. Umfang und Aktualität 
der bei den Verwaltungen eingegangenen Meldungen
– Bundesagentur für Arbeit: indirekter Meldeweg, Daten deshalb erst nach 6 – 9

Monaten verlässlich; Hochrechnungsverfahren, um auch schon 2–Monatswerte
für Auswertungen nutzbar zu machen, Eignung für tiefere Gliederungsebenen
noch zu prüfen

– Finanzbehörden: fehlende Meldungen werden auf der Ebene der Einzeldaten
geschätzt; beste Schätzmethode noch zu entwickeln; unter bestimmten Umstän-
den Gefahr der Überschätzung

E. Einordnung der Unternehmen in einen Wirtschaftszweig
deutliche Differenzen zwischen den Wirtschaftszweigangaben der Verwaltungen
und der Erhebung; wird allerdings erst zu einem echten Problem, falls es in den
Bereichen gar keine Erhebungen mehr geben und nur noch die Informationen der
Verwaltungen zum Wirtschaftszweig vorliegen sollten
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möglich zu vertiefen. Mit umfangrei-
chen Untersuchungen kann jedoch
erst nach Fertigstellung der entspre-
chenden Auswertungssoftware be-
gonnen werden, die sich aufgrund
der unerwartet hohen Komplexität
der Verwaltungsdaten verzögert hat.

Bei der Nutzung von monatlichen
Verwaltungsdaten treten zahlreiche
Schwierigkeiten auf. Zusammen erge-
ben sie wiederum ein neues Problem
hinsichtlich der von der EU geforder-
ten Aktualität: Sowohl die vierteljähr-
liche Statistik im Handwerk als auch
die Konjunkturerhebung in bestimm-
ten Dienstleistungsbereichen gehen
auf eine EU-Verordnung zurück. Die-
se sieht vor, dass die nationalen Er-
gebnisse spätestens zwei Monate
nach Ende des Berichtsquartals an Eu-
rostat zu übermitteln sind. Für die
Testauswertungen wurde beschlos-
sen, den 21. eines Monats als Bearbei-
tungsstichtag bei der BA und OFD zu
wählen. Den Statistischen Ämtern
von Bund und Ländern bliebe bei ei-
nem Echtbetrieb mit einer guten Wo-
che grundsätzlich genügend Zeit, um
die Ergebnisse zu erstellen und an Eu-
rostat zu übermitteln. Dieses ändert
sich jedoch, falls zur Lösung einiger
Schwierigkeiten – wie z. B. der Or-
ganschaften oder der Schätzung feh-
lender Umsatzwerte – weitere, tech-
nisch und zeitlich aufwändige Pro-
grammteile nötig sind. Unter Um-
ständen reichte eine Woche zur Er-
gebniserstellung dann nicht mehr
aus, so dass der Bearbeitungsstichtag
bei BA und OFD vom 21. einige Tage
vorverlegt werden müsste. Dies hätte
wiederum Einbußen bei der Daten-
qualität zur Folge, da zu diesem frü-
hen Termin noch mehr fehlende Wer-
te geschätzt werden müssten.

Die Schwierigkeiten bei der Verwen-
dung von Verwaltungsdaten sind
zahlreich, mit noch unbekannten
Auswirkungen auf die Qualität.
Doch auch bei der Primärerhebung
gibt es verschiedene Einflussfakto-
ren, die zu verzerrten oder falschen
Ergebnissen führen können: So
kommt es vor, dass die Auskunfts-
pflichtigen den Erhebungsbogen
nicht richtig verstehen und sich die
Angaben nur auf eine einzelne Be-
triebsstätte anstatt wie gefordert

auf das gesamte Unternehmen be-
ziehen. Liegen die gewünschten Da-
ten noch nicht vor, führen die Aus-
kunftspflichtigen teilweise recht un-
genaue Schätzungen durch. Darüber
hinaus befragen die Konjunktur-
erhebungen im Handwerk und in
bestimmten Dienstleistungsbereichen
nur eine Stichprobe aller interessie-
renden Einheiten. Anschließend er-
folgt eine Hochrechnung der Ergeb-
nisse auf die Gesamtheit, was bei ei-
ner nicht repräsentativen Stichprobe
bzw. bei einer unzureichenden Aus-
wahlgrundlage zu Fehlern oder Ver-
zerrungen führen kann. Die Verwal-
tungsdaten liegen hingegen zu fast
allen Einheiten vor, so dass sie quasi
eine Totalerhebung darstellen und
keine Hochrechnungsfaktoren nötig
sind.33) Außerdem sind sie mit Geld-
zahlungen verbunden, wodurch die
Betriebe und Unternehmen – anders
als bei der Primärerhebung – einen
Anreiz haben, genaue bzw. konsis-
tente Angaben zu machen.

Allein aufgrund der verschiedenen,
mit den monatlichen Verwaltungsda-
ten verknüpften Probleme lässt sich
also nicht sagen, dass diese der Pri-
märerhebung auf jeden Fall unterle-
gen sind. Auf politischer und gesell-
schaftlicher Ebene ist ein starker Wil-
le vorhanden, die monatlichen Ver-
waltungsdaten für konjunkturstatisti-
sche Zwecke zu nutzen. Nur wenn die
Testauswertungen zeigen sollten,
dass dieses zu einer starken Beein-
trächtigung der Datenqualität führen
würde, dürften die Primärerhebun-
gen in ihrer jetzigen Form langfristig

bestehen bleiben. Momentan er-
scheint ein Methodenmix als Ergebnis
der Testauswertungen am wahr-
scheinlichsten: Während bei be-
stimmten Einheiten wie z. B. Organ-
schaften weiterhin eine direkte Be-
fragung nötig wäre, könnten kleine-
re Unternehmen – die den Hauptteil
der Auskunftspflichtigen darstellen –
durch die Verwendung von Verwal-
tungsdaten entlastet werden.

Die Nutzung der monatlichen Ver-
waltungsdaten soll nicht nur für die
Konjunkturerhebungen im Hand-
werk, in bestimmten Dienstleistungs-
bereichen und im Ausbaugewerbe
untersucht werden, sondern auch
noch für weitere Bereiche wie z. B.
die monatliche Erhebung im Handel
und Gaststättengewerbe, das Unter-
nehmensregister oder die Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen. Die
hier dargestellten Probleme lassen
sich zu einem gewissen Teil auf die
anderen Bereiche übertragen. Diese
weisen allerdings ganz unterschied-
liche Rahmenbedingungen auf und
verfolgen mit der Nutzung von mo-
natlichen Verwaltungsdaten auch
nicht die gleichen Zwecke. Deshalb
sind für jeden Bereich eigene Unter-
suchungen vorgesehen, die zu unter-
schiedlichen Ergebnissen bezüglich
der Eignung der monatlichen Ver-
waltungsdaten führen können.
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Die Landesdatenbank NRW Online bie-
tet einen umfangreichen und aktuellen
Querschnitt aus den wichtigsten Berei-
chen der amtlichen Statistik und damit
die Möglichkeit, wirtschaftliche und so-
ziale Fakten via Internet zu recherchie-
ren und als Tabellen abzurufen.  

Der regionale Nachweis in der Daten-
bank erfolgt für das Land Nordrhein-
Westfalen, die fünf Regierungsbezirke,
die 23 kreisfreien Städte und Kreise so-
wie die 373 kreisangehörigen Städte
und Gemeinden.

Enthalten sind Daten über:
• Gebiet und Bevölkerung
• Gesundheitswesen
• Bildung
• Wahlen
• Erwerbstätigkeit
• Unternehmen und Arbeitsstätten
• Produzierendes Gewerbe
• Bautätigkeit und Wohnungswesen
• Handel und Gastgewerbe
• Verkehr
• Insolvenzen
• Sozialleistungen
• Öffentliche Finanzen
• Preise
• Volkswirtschaftliche Gesamt-

rechnungen
• Umwelt

Für marktorientierte Unternehmensbe-
reiche, Verwaltungen, Wissenschaft
und Forschung erschließen sich wichti-
ge Grundlagen zur Analyse und Ent-
scheidungsfindung. Bürgerinnen und

Bürger erhalten die Möglichkeit, sich
umfassend und genau über Fakten zu
informieren, die den aktuellen Diskus-
sionen zugrunde liegen.

Zugang zur 
Landesdatenbank NRW Online

Recherchen in der Landesdatenbank
Online sind über eine Stichwort-Suche
oder hierarchisch über Sachgebiete
möglich. Dazu gibt es variabel gestalt-
bare Tabellen, d. h. für bestimmte Ta-
bellenpositionen können Merkmale
ausgewählt und Abrufe gestartet wer-
den. Eine schnelle Vorschau-Funktion
verschafft zuvor einen Eindruck davon,

welches Aussehen und welchen Um-
fang der Abruf einer Tabelle hat. Die
Ergebnisse werden nicht nur als HTML-
Tabellen angezeigt, sondern es ist auch
ein Download im Excel-, CSV- oder
HTML-Format möglich. Statistiken,
Merkmale und deren Ausprägungen
werden ausführlich methodisch be-
schrieben bzw. erläutert, wodurch eine
korrekte Interpretation erleichtert wird.

Kontakt

Jörg Mühlenhaupt
Telefon: 0211 9449-4409
joerg.muehlenhaupt@lds.nrw.de
Mehr Informationen finden Sie unter:
http://www.landesdatenbank-nrw.de/

Landesdatenbank NRW Online.
Der Internetzugang zu Daten für alle Gemeinden und Kreise Nordrhein-Westfalens
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Personal und Finanzen der öffentlich bestimmten Fonds,
Einrichtungen, Betriebe und Unternehmen (FEU)

in privater Rechtsform im Jahr 2003

Dipl.-Volkswirt Peter Emmerich

Ausgewählte Ergebnisse
zur Struktur der FEU

Für das Jahr 2003, das für die ge-
meinsame Darstellung der Finanz-
und der Personaldaten der FEU he-
rangezogen wurde, ergibt sich für
die hier betrachteten FEU folgende
Übersicht: 

Nach Auswertung des internen Be-
richtskreismanagements (BKM) im
Oktober 2005 war die öffentliche
Hand im Jahr 2003 unmittelbar oder
mittelbar an 1 327 FEU beteiligt, die
in einer privaten Rechtsform geführt
wurden (siehe Tabelle 1 und 2). Als
GmbHs agierten insgesamt 1 226 Un-
ternehmen. In der Rechtsform einer
AG waren 53 und in der einer OHG,

KG 43 Unternehmen tätig. Auf sons-
tige Rechtsformen (Genossenschaft,
e. V.) entfielen 5 Berichtseinheiten.

Mehr als die Hälfte aller öffentlichen
Beteiligungen waren mittelbare
bzw. sonstige Mischbeteiligungen
der öffentlichen Hand, also u. a.
Mehrheitsbeteiligungen von be-
richtspflichtigen Einheiten an ande-
ren (berichtspflichtigen) Wirtschafts-
unternehmen, insgesamt 796 FEU. In
unmittelbarer Trägerschaft von Ge-
meinden/Gemeindeverbänden be-
fanden sich 511 FEU.

Ab Mitte der 1980er-Jahre ist eine Zunahme von Ausgliederungen und damit
verbunden eine Verlagerung von Aufgaben und Personal vornehmlich aus den
kommunalen Haushalten zu beobachten. Die Aussagekraft der Ergebnisse der
Finanz- und Personalstatistiken wurde dadurch zunehmend beeinträchtigt, da
die „Budgetflüchtlinge“ nicht berücksichtigt werden konnten; es entstanden
Datenlücken. 

Mit dem Finanz- und Personalstatistikgesetz (FPStatG) vom 21. 12. 1992 wurde
jedoch der notwendigen gesetzlichen Anpassung Rechnung getragen.

So sind gemäß §2 Abs. 1 Nr. 10 die sonstigen staatlichen und kommunalen
Fonds, Einrichtungen und wirtschaftlichen Unternehmen, für die Sonderrech-
nungen geführt oder die in rechtlich selbstständiger Form betrieben werden,
berichtspflichtig, sofern die öffentliche Hand unmittelbar oder mittelbar mit
mehr als 50 v. H. des Nennkapitals oder des Stimmrechts beteiligt ist.

2. Öffentliche Fonds, Einrichtungen und Unternehmen in privater Rechtsform 2003 nach Eigentumsverhältnissen

Private Rechtsform

Träger, Mitglied oder Eigner der FEU 

insgesamt Länder

Gemeinden und Gemeindeverbände

Zweck-
verbände

mittelbare
öffentliche

Beteili-
gungen

sonstige
Misch-
beteili-
gungen

Aktiengesellschaft
(AG)  53 –

zusammen

davon

kreisfreie
Städte

 16  8

Kreise
kreis-

angehörige
Gemeinden

–  4

Bezirks-
verbände

Misch-
beteili-
gungen

–  4 –  6  31
Gesellschaft 
mit beschränkter 
Haftung (GmbH) 

OHG, KG, GBR, 
GmbH & Co. KG, 
AG & Co. KG 

Sonstige
(Genossenschaft, 
eingetragener Verein) 

1 226

 43

 7

–

 5 –

Insgesamt 1 327  7

 480

 11

 93

 7

 4 –

 44

 1

 283

 3

–  4

 511  108  45  294

 3

–

 57

–

– –

 13

–

 286

 12

– –

 3  61  13  304

 440

 20

 1

 492

1. Öffentliche Fonds, Einrichtungen und Unternehmen 1998 bis 2004
nach Rechtsformen

Rechtsform 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004

öffentlich-rechtliche Form 

Rechtlich Unselbstständige 
Eigenbetrieb  157  152  150  175  183  187  188 
Sonstiges Sondervermögen 
mit Sonderrechnung 

Rechtlich Selbstständige 
Zweckverband oder dergleichen 

 392  420 

 176  182 
Sonstige Körperschaft 
des öffentlichen Rechts 

Anstalt des öffentlichen Rechts 
Stiftung des öffentlichen Rechts 

 52 
 3 

 51 
 3 

 24  10 

 435  426 

 182  182 

 431  429 

 179  181 

 51 
 9 

 52 
 19 

– –

 51 
 25 

 51 
 33 

– –

 423 

 181 

 56 
 33 

–

privatrechtliche Form 

Aktiengesellschaft (AG)  61  54 
Gesellschaft mit beschränkter
Haftung (GmbH) 

OHG, KG, GBR, GmbH & Co. KG,
AG & Co. KG 

Sonstige (Genossenschaft, 
eingetragener Verein) 

 784 

 13 

 856 

 19 

 4  4 

 55  53  49  53 

1 028 

 25 

1 110 

 24 

 4  4 

1 173 

 28 

1 226 

 43 

 5  5 

Insgesamt 1 666 1 751 1 939 2 045 2 124 2 208 

 56 

1 326 

 56 

 4 

2 323 
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Ausgewählte personal-
statistische Ergebnisse

Ausgliederungen von Aufgaben aus
den (öffentlichen) Kernhaushalten
können in öffentlich bestimmten,
rechtlich selbstständigen oder un-
selbstständigen Fonds, Einrichtun-
gen, Betrieben und Unternehmen
entweder in einer öffentlich rechtli-
chen (z. B. Eigenbetrieb, KöR) oder
privatrechtlichen Rechtsform (z. B.
AG, GmbH) (weiter-)geführt wer-
den.

Die nachfolgenden Ausführungen
beziehen sich – wie bereits darge-
stellt – auf den Berichtskreis der
rechtlich selbstständigen FEU in pri-
vater Rechtsform, die rd. 60 % des
Gesamtberichtskreises der FEU in
2003  ausmachten. Da für diese Be-
richtseinheiten als aktuelle Finanzda-
ten die der Jahresabschlussstatistik
(JAB) für das Wirtschaftsjahr 2003
vorliegen, wurde für die Einbezie-
hung entsprechender Beschäftigten-
zahlen die Personalstandstatistik im
öffentlichen Dienst zum 30. 6. 2003
gewählt, da dort eine tiefer geglie-
derte Auffächerung der personalsta-
tistischen Merkmale der öffentlich
bestimmten FEU zur Verfügung
steht.1) In den 1 327 rechtlich selbst-
ständigen, öffentlich bestimmten
FEU in privater Rechtsform waren
Mitte 2003 insgesamt 134 523 Perso-
nen beschäftigt, von denen 108 413
(80,6 %) einer Vollzeit- und 26 110
(19,4 %) einer Teilzeitbeschäfti-
gung2) nachgingen. 52 964 Beschäf-
tigte (39,4 %) waren weiblichen und
81 559 (60,6 %) männlichen Ge-
schlechts. 

Bezüglich der Struktur der Dienst-
verhältnisse ist festzustellen, dass
insgesamt 78 937 (darunter 60 907
Vollzeitkräfte) in einem Angestell-
tenverhältnis und 55 586 (darunter
47 506 Vollzeitkräfte) als Lohnemp-
fänger/-in beschäftigt waren. Der
Anteil der Frauen betrug bei den
Vollzeitangestellten 40,6 % (24 752)
und bei den Teilzeitangestellten
86 % (15 497).

Im Bereich der Lohnempfänger/-innen
ergab sich folgendes Bild: Von den
47 506 (bzw. 85,5 %) der in diesem
Arbeitsvertragsverhältnis beschäftig-
ten Personen mit einem Vollzeitar-
beitsvertrag entfielen 5 035 Vollzeit-
arbeitsplätze (bzw. 10,6 %) auf Frau-
en. Im Teilzeitbereich waren insge-
samt 8 080 Arbeiter/-innen tätig. Sie
verteilten sich zu 6 593 Beschäftigten
bzw. 81,6 % (darunter 4 362 bzw.
66,2 % weibliche Arbeiter) auf den
T1-Bereich3) und zu 1 487 Personen
bzw. 18,4 %  (darunter 1 318 bzw.
88,6 % Frauen) auf den T2-Bereich3).

Bei alleiniger Betrachtung der weib-
lichen Lohnempfänger (10 715) ist
eine nahezu gleichmäßige Vertei-
lung – bezogen auf den Umfang
des Dienstverhältnisses – festzustel-
len. Demnach hatten 47 % der weib-
lichen Arbeiter einen Vollzeitarbeits-
vertrag und 53 % einen für eine Teil-
zeitbeschäftigung. 

In einem Ausbildungsverhältnis be-
fanden sich Mitte 2003 insgesamt
6 050 Personen, wovon mehr als die
Hälfte (3 246 bzw. 53,7 %) weibli-
chen Geschlechts war.

Mit einem Zeitvertrag arbeiteten ins-
gesamt 12 834 Personen; davon
9 806 Personen in einer Vollzeit- und
3 028 in einer Teilzeitbeschäftigung. 

Mehr als ein Drittel (37,5 %) der
Vollzeit-Zeitverträge wurde von
Frauen wahrgenommen; von den
insgesamt 3 028 teilzeitbeschäftigten
Personen mit einem Zeitvertrag wa-
ren 2 287 (75,5 %) weiblich.

Geringfügige Beschäftigungsverhält-
nisse – als nachrichtliche Angabe in
die Erhebung einbezogen – gab es
bei 7 694 Personen; mehr als die
Hälfte (56,7 %) waren Frauen.

Die Verteilung der Beschäftigten auf
die verschiedenen Rechtsformen der
privatrechtlich organisierten FEU
zeigt folgendes Bild: Die meisten Be-
schäftigten waren in einem Unter-
nehmen in der Rechtsform einer
GmbH tätig (67 253 Personen zzgl.
28 412 bei Krankenhäusern als
GmbH). Das waren 71,1 % der hier
betrachteten FEU-Beschäftigten. Da-
bei stellten die Angestellten mit
64,4 % (61 641 von 95 665) den
größten Anteil.

In Unternehmen mit der Rechtsform
einer AG gingen 34 798 (25,9 %) Per-
sonen einer Tätigkeit nach; davon
waren knapp die Hälfte (44,4 %
bzw. 15 435) in einem Angestellten-
verhältnis und 55,6 % (19 363 Perso-
nen) als Arbeiter/-in beschäftigt.

Von den 95 665 tätigen Personen in
FEU mit der Rechtsform einer GmbH
gingen 73 520 einer Vollzeit- und
22 145 einer Teilzeitbeschäftigung

1) einschl. Altersteilzeitbeschäftigter – 2) mit der Hälfte oder mehr (T1) bzw. weniger als der Hälfte (T2)
der regelmäßigen Wochenarbeitszeit eines Vollzeitbeschäftigten

3. Beschäftigte der rechtlich selbstständigen, öffentlich bestimmten FEU
in privater Rechtsform am 30. 6. 2003 nach Art und Umfang 
des Dienstverhälnisses

Dienstverhältnis

Beschäftigte

insgesamt

davon

Angestellte

Vollzeitbeschäftigte

insgesamt

78 937 60 907

darunter
Frauen

T1-Beschäftigte1)2)

insgesamt

24 752 14 547

darunter
Frauen

T2-Beschäftigte2) 

insgesamt

12 418 3 483

darunter
Frauen

3 079
darunter
in Ausbildung
mit Zeitvertrag

4 328 4 328
6 981 5 367

Arbeiter/-innen
darunter
in Ausbildung
mit Zeitvertrag

55 586 47 506

1 722
5 853

1 722
4 439

3 039 –
2 956 1 185

– –
1 032  429

5 035 6 593

 207
 720

–
 941

4 362 1 487

–
 569

–
 473

–
 293

1 318

–
 393

Insgesamt
darunter
in Ausbildung

134 523 108 413

6 050 6 050
mit Zeitvertrag

Nachrichtlich: 
Geringfügig 
Beschäftigte

12 834 9 806

7 694 –

31 787 21 140

3 246 –

16 780 4 970

– –
3 676 2 126

– –

1 601  902

– 7 694

4 397

–
 686

4 363

–––––––––––
3) Beschäftigte mit der Hälfte oder mehr (T1)
bzw. weniger als der Hälfte (T2) der regelmäßi-
gen Wochenarbeitszeit eines Vollzeitbeschäf-
tigten; ATZ entsprechend zugeordnet

–––––––––––
1) Im Rahmen der Jahresabschlussstatistik (JAB)
wird ausschließlich die Gesamtheit der beschäf-
tigten Personen – als Durchschnitt von vier
Quartalen – erfasst. – 2) einschl. Alterteilzeitbe-
schäftigung (ATZ)
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nach. 45 029 (darunter 26 155 Voll-
zeitkräfte) Personen waren weiblich.

In einer Untergliederung der Teil-
zeitbeschäftigten in T1- und T2-Be-
schäftigte4) zeigt sich, dass 17 532
(darunter 14 742 weiblich) einer T1-
und 4 613 (darunter 4 132 weiblich)
einer T2-Tätigkeit nachgingen.

Ferner ist festzustellen, dass 28 412
Personen in einer Krankenhaus-
GmbH beschäftigt waren; der Anteil
der Frauen betrug hier 75,5 %
(21 454); davon entfielen auf Voll-
zeitkräfte 56,2 % (12 058) und auf
Teilzeitkräfte 43,8 % (9 396).

In FEU mit der Rechtsform einer AG
wurden insgesamt 34 798 Personen be-
schäftigt, von denen 31 127 eine Voll-
zeit- und 3 671 eine Teilzeittätigkeit
ausübten. 6 873 (darunter 4 787 Voll-
zeitkräfte) Personen waren weiblich.
Die Untergliederung der Teilzeitbe-
schäftigten in T1- und T2-Beschäftigte
zeigt, dass 3 338 Personen (darunter
1 834 weiblich) einer T1- und 333 (da-
runter 252 weiblich) einer T2-Tätigkeit
nachgingen (siehe Tabelle 5 auf S.  41). 

Der Anteil der weiblichen Beschäf-
tigten machte bei Unternehmen in
der Rechtsform einer GmbH 47,1 %
(45 029) und in der einer AG 19,8 %
(6 873) aus. 

Die Beschäftigtenstruktur in der
Gliederung nach Aufgabenbereichen
(siehe Tabelle 6 auf Seite 42) stellt
sich wie folgt dar:

Der Beschäftigungsschwerpunkt lag
mit 72 806 Personen im Bereich „Wirt-
schaftsunternehmen, Sondervermö-
gen, allgemeines Grundvermögen“.
Das sind mehr als die Hälfte (54,1 %)
aller Beschäftigten. Davon entfielen
auf die Tätigkeitsfelder Versorgung,
Verkehr und kombinierte Versorgung
und Verkehr insgesamt 58 702 Perso-
nen; das sind 43,6 % aller Beschäftig-
ten. Es folgt der Bereich „Kranken-
häuser und Heilstätten“ mit 29 502
beschäftigten Personen sowie – von
der Personalausstattung nahezu
gleichrangig – die Bereiche Woh-

1) einschl. Altersteilzeitbeschäftigter – 2) mit der Hälfte oder mehr (T1) bzw. weniger als der Hälfte (T2)
der regelmäßigen Wochenarbeitszeit eines Vollzeitbeschäftigten

4. Beschäftigte der rechtlich selbstständigen, öffentlich bestimmten FEU 
in der Rechtsform einer GmbH am 30. 6. 2003 nach Art und Umfang 
des Dienstverhälnisses

Dienstverhältnis

Beschäftigte

insgesamt

davon

GmbH (ohne Krankenhäuser)

Vollzeitbeschäftigte

insgesamt darunter
Frauen

T1-Beschäftigte1)2)

insgesamt darunter
Frauen

T2-Beschäftigte2) 

insgesamt darunter
Frauen

Angestellte
darunter
in Ausbildung

36 137 29 165

1 609 1 609
mit Zeitvertrag

Arbeiter/-innen
darunter

3 402 2 491

31 116 25 883

11 267 5 849

1 021 –

4 731 1 123

– –
1 322  680

2 830 3 987

 582  231

2 743 1 246

 873

–
 140

1 131

in Ausbildung
mit Zeitvertrag

Zusammen

1 004
5 108

1 004
3 867

67 253 55 048
darunter
in Ausbildung
mit Zeitvertrag

2 613 2 613
8 510 6 358

 154
 609

–
 832

14 097 9 836

–
 467

–
 409

7 474 2 369

1 175 –
1 931 1 512

– –
1 049  640

Nachrichtlich: 
Geringfügig
Beschäftigte 6 100 –

Krankenhäuser als GmbH

Angestellte
darunter

25 504 16 695

– – – 6 100

11 108 6 680 6 289 2 129

–
 363

2 004

–
 503

3 450

2 016

in Ausbildung
mit Zeitvertrag

Arbeiter/-innen

2 218
2 690

2 218
2 052

2 908 1 777
darunter
in Ausbildung
mit Zeitvertrag

 22  22
 221  112

1 762
1 200

–
 463

 950 1 016

–
 408

–
 175

 979  115

 7 –
 60  93

– –
 87  16

Zusammen
darunter
in Ausbildung
mit Zeitvertrag

28 412 18 472

2 240
2 911

2 240
2 164

Nachrichtlich: 
Geringfügig 
Beschäftigte  592 –

12 058 7 696

1 769
1 260

–
 556

7 268 2 244

–
 495

–
 191

– – –  592

–
 135

 112

–
 15

2 128

–
 150

 437

GmbH insgesamt

Angestellte 61 641 45 860
darunter
in Ausbildung
mit Zeitvertrag

3 827 3 827
6 092 4 543

22 375 12 529 11 020 3 252

2 783 –
2 522 1 143

– –
 990  406

Arbeiter/-innen
darunter
in Ausbildung
mit Zeitvertrag

34 024 27 660

1 026
5 329

1 026
3 979

Insgesamt
darunter
in Ausbildung

95 665 73 520

4 853 4 853

3 780 5 003

 161
 669

–
 925

3 722 1 361

–
 554

–
 425

26 155 17 532

2 944 –

14 742 4 613

– –

2 889

–
 275

1 243

–
 378

4 132

–
mit Zeitvertrag

Nachrichtlich: 
Geringfügig
Beschäftigte

11 421 8 522

6 692 –

3 191 2 068

– –

1 544  831

– 6 692

 653

3 887
–––––––––––
4) Beschäftigte mit der Hälfte oder mehr (T1)
bzw. weniger als der Hälfte (T2) der regelmäßi-
gen Wochenarbeitszeit eines Vollzeitbeschäf-
tigten; ATZ entsprechend zugeordnet
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nungswesen etc.“ mit 11 113 (darun-
ter 82,3 % bzw. 9 146 Beschäftigte im
Bereich Müllbeseitigung und -verwer-
tung) und „Soziale Sicherung, Wieder-

gutmachung“ mit 10 194 Beschäftig-
ten (darunter 97,2 % bzw. 9 909 Per-
sonen in Einrichtungen der Sozialhilfe
des öffentlichen Bereichs).

Schließlich kann auch festgehalten
werden, dass in den klassischen öf-
fentlichen Betätigungsfeldern der
Bereiche Versorgung, Entsorgung
und Verkehr insgesamt 69 130 Perso-
nen bzw. 51,4 % über alle Aufga-
benbereiche beschäftigt waren.

In der Gliederung nach Aufgaben-
bereichen sowie der Art und Um-
fang des Dienst- bzw. Beschäfti-
gungsverhältnisses ist Folgendes
aufzuzeigen: Im Hauptaufgaben-
bereich „Wirtschaftsunternehmen,
Sondervermögen, allgemeines Grund-
vermögen“ sind von den gesamten
72 806 Beschäftigten 62 867
(86,3 %) Vollzeitkräfte und 9 939
(13,7 %) Teilzeitkräfte beschäftigt.
Auf die Art des Dienstverhältnisses
bezogen ist zu sagen, dass 30 492
Vollzeitangestellte (32 375 Vollzeit-
arbeiter/-innen) und 5 446 Teilzeit-
angestellte (4 493 Teilzeitarbeiter/
-innen) in dieser Hauptfunktion tä-
tig waren.

Im Hauptaufgabenbereich „Ge-
sundheit, Sport und Erholung“ wa-
ren 31 801 Personen beschäftigt.
Unter Berücksichtigung von Art und
Umfang des Dienstverhältnisses er-
gibt sich, dass 17 947 Vollzeit-
angestellte (2 681 Vollzeitarbeiter/
-innen) und 9 230 Teilzeitangestell-
te (1 943 Teilzeitarbeiter/-innen)
hier arbeiteten.

Die 11 113 beschäftigten Perso-
nen im Bereich „Wohnungswesen,
Raumordnung, kommunale Gemein-
schaftsdienste“ verteilten sich zu
2 729 Personen auf Vollzeitange-
stellte (7 562 Vollzeitarbeiter/-in-
nen) und zu 393 Personen auf Teil-
zeitangestellte (429 Teilzeitarbeiter/
-innen).

Der Anteil der weiblichen Arbeit-
nehmer machte im Bereich „Wirt-
schaftsunternehmen, Sondervermö-
gen, allgemeines Grundvermögen“
25,4 % (18 501) aus, davon 11 700
Vollzeit- und 6 801 Teilzeitkräfte,
während er in der Hauptfunktion
„Gesundheit, Sport und Erholung“
73,4 % (23 350) betrug; als Vollzeit-
kräfte waren hier 12 967 und als
Teilzeitkräfte 10 383 Arbeitnehme-
rinnen tätig. 

GmbH AG OHG, KG
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Beschäftigte der FEU in privater Rechtsform am 30. 6. 2003 

Grafik: LDS NRW

Angestellte Arbeiter/-innen

1) einschl. Altersteilzeitbeschäftigter – 2) mit der Hälfte oder mehr (T1) bzw. weniger als der Hälfte (T2)
der regelmäßigen Wochenarbeitszeit eines Vollzeitbeschäftigten

5. Beschäftigte der rechtlich selbstständigen, öffentlich bestimmten FEU 
in der Rechtsform einer AG sowie OHG, KG am 30. 6. 2003 
nach Art und Umfang des Dienstverhälnisses

Dienstverhältnis

Beschäftigte

insgesamt

davon

Aktiengesellschaften

Vollzeitbeschäftigte

insgesamt darunter
Frauen

T1-Beschäftigte1)2)

insgesamt darunter
Frauen

T2-Beschäftigte2) 

insgesamt darunter
Frauen

Angestellte
darunter
in Ausbildung

15 435 13 356

 466  466
mit Zeitvertrag

Arbeiter/-innen
darunter

 470  410

19 363 17 771

3 655 1 872

 237 –

1 275  207

– –
 205  37

1 132 1 466

 37  23

 559  126

 177

–
 18

 75

in Ausbildung
mit Zeitvertrag

Zusammen

 673
 450

 673
 386

34 798 31 127
darunter
in Ausbildung
mit Zeitvertrag

1 139 1 139
 920  796

 46
 48

–
 16

4 787 3 338

–
 15

–
 48

1 834  333

 283 –
 253  53

– –
 52  71

Nachrichtlich: 
Geringfügig 
Beschäftigte  709 –

OHG, KG

Angestellte
darunter

1 847 1 687

– – –  709

 718  145  122  15

–
 15

 252

–
 33

 334

 12

in Ausbildung
mit Zeitvertrag

Arbeiter/-innen

 35
 419

 35
 414

2 199 2 075
darunter
in Ausbildung
mit Zeitvertrag

 23  23
 74  74

 19
 229

–
 5

 123  124

–
 5

–

 81

– –
 3 –

– –
– –

Insgesamt
darunter
in Ausbildung
mit Zeitvertrag

4 046 3 762

 58
 493

 58
 488

Nachrichtlich: 
Geringfügig 
Beschäftigte  268 –

 841  269

 19
 232

–
 5

 203  15

–
 5 –

– – –  268

–

–
–

 12

–

 136
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Ausgewählte Finanzdaten

Im Jahr 2003 erzielten die einbezo-
genen 2 036 öffentlich bestimmten
FEU in Nordrhein-Westfalen zusam-
men eine Bilanzsumme von 117,3
Milliarden Euro. Auf die 1 3554) Un-

ternehmen in einer privaten Rechts-
form (z. B. als GmbH oder AG) ent-
fielen 69,6 Milliarden Euro (+2,0 Mil-
liarden Euro) und 47,7 Milliarden
Euro (+0,9 Milliarden Euro) auf 681
Unternehmen, die in einer öffent-
lich-rechtlichen Form (z. B. als Eigen-
betrieb, Zweckverband, Körperschaft
des öffentlichen Rechts u. Ä.) ge-
führt wurden (siehe Tabelle 7 auf
Seite 43).

Alle FEU zusammen leisteten einen Per-
sonalaufwand von 11,338 Mrd. Euro.
Davon entfielen auf den privatrecht-

lich organisierten Bereich 6,405 Milli-
arden Euro und auf den öffentlich-
rechtlichen Bereich 4,933 Milliarden
Euro.

2003 entfiel damit mehr als die Hälf-
te der gesamten Personalaufwen-
dungen (56,5 %) auf die FEU-Einhei-
ten in privater Rechtsform.

Die Struktur der personalaufwandin-
tensivsten Aufgabenbereiche verteilt
sich im Wesentlichen wie folgt: 1,2
Milliarden Euro auf den Bereich Ent-
sorgung (Abwasser, Abfall); der auf
die FEU in privater Rechtsform ent-
fallene Anteil betrug 40,6 % (483
von 1189 Millionen Euro); auf die
Versorgung entfielen 1,4 Milliarden
Euro Personalaufwand ( davon 1,3
Milliarden Euro auf FEU in privater
Rechtsform); damit waren die in die-
sem Bereich (einschl. der kombinier-
ten Versorgung) privatrechtlich or-
ganisierten Einheiten mit 94,5 %
(1 296 von 1 372 Millionen Euro) be-
teiligt.

Im Aufgabenbereich Verkehr entfie-
len 98,8 % der Personalaufwendun-
gen (1 262 von 1 264 Millionen Euro)
auf FEU in privater Rechtsform, wäh-
rend die Krankenhäuser und Hoch-
schulkliniken, die in dieser Rechtsform
geführt wurden, einen Personalauf-
wand in Höhe von 1,3 Milliarden Euro
bestreiten mussten; das sind 34 %
(1 307 von 3 840 Millionen Euro) über
alle öffentlich bestimmten Unterneh-
men dieses Aufgabenbereichs.

Bei der Position Sachanlagen ragt
der Aufgabenbereich Wohnungswe-
sen mit einem Anteil von 27,8 % (8,3
Milliarden Euro) über alle Aufgaben-
bereiche bei den FEU in privater
Rechtsform heraus. Es folgen die Be-
reiche kombinierte Versorgungsun-
ternehmen mit 5,4 Milliarden Euro
(18,3 %), Verkehrsunternehmen mit
2,7 Milliarden Euro (9,1 %) sowie die
Abfallbeseitigung mit 2,4 Milliarden
Euro (8,1 %).

Ein Blick auf die Verbindlichkeiten
zeigt, dass in 2003 der Abwasserbe-
reich mit insgesamt 9,8 Milliarden
Euro belastet war; davon entfielen
auf FEU in privater Rechtsform 0,6
Milliarden Euro (6,5 %).

1) einschl. Alterteilzeitbeschäftigter

6. Beschäftigte der rechtlich selbstständigen FEU in privater Rechtsform 
mit überwiegend öffentlicher Beteiligung am 30. 6. 2003 
nach Aufgabenbereichen

FKZ
Aufgabenbereich
a = Insgesamt 
b = weiblich

Beschäftigte

ins-
gesamt

davon

0 Allgemeine Dienste a

Vollzeitbeschäftigte

zu-
sammen

2 025 1 778

Ange-
stellte

Arbeiter/
-innen

1 529  249

Teilzeitbeschäftigte1)

zu-
sammen

Ange-
stellte

 247  197

Arbeiter/
-innen

 50

1

b

Bildungswesen,
Wissenschaft,
Forschung

a

2

b

Soziale Sicherung, 
Wiedergutmachung

a
b

 766  562

5 107 4 211

 501  61

2 786 1 425
2 251 1 589

10 194
5 610

7 567
3 410

1 286  303

4 525
2 692

3 042
 718

 204  162

 896  592

 42

 304
 662  438

2 627
2 200

1 849
1 634

 224

 778
 566

235

darunter

Einrichtungen 
der Sozialhilfe 
des öffentlichen 
Bereichs

a

3

b

Gesundheit, Sport
und Erholung

a
b

9 909 7 387 4 384 3 003
5 478 3 334

31 801
23 350

20 628
12 967

2 616  718

17 947
11 661

2 681
1 306

312
darunter
Krankenhäuser 
und Heilstätten

a
b

4 Wohnungswesen, Raum-
ordnung, kommunale 
Gemeinschaftsdienste

a
b

29 502 18 884
22 243 12 332

16 965 1 919
11 296 1 036

11 113 10 291
1 780 1 139

2 729 7 562
 910  229

2 522 1 767  755
2 144 1 589

11 173
10 383

9 230
8 646

 555

1 943
1 737

10 618 8 988
9 911 8 448

1 610
1 463

 822  393
 641  315

 429
 326

432

433

Ortsentwässerung a
b

Müllbeseitigung 
und -verwertung

a
b

6 Energie- und 
Wasserwirtschaft

a
b

1 282
 390

1 026
 151

9 146
1 042

8 733
 772

 224
 67

 802
 84

2 073
 648

6 660
 124

1 461 1 057
 702  418

 897  160
 390  28

7

8

Verkehr und 
Nachrichtenwesen

a
b

Wirtschaftsunter-
nehmen, Sonderver-
mögen, allgemeines
Grundvermögen

a

darunter
b

 16
 4

 14
 2

 2
 1

 12
 1

72 806 62 867
18 501 11 700

30 492 32 375
9 311 2 389

 256
 239

 34
 23

 413
 270

 276
 227

 222
 216
 137
 43

 404  322
 284  256

 82
 28

 2
 2

 1
 1

 1
 1

9 939 5 446
6 801 4 045

4 493
2 756

82

83

Versorgung a
b

Verkehr a
b

84 kombinierte Ver-
sorgung und Verkehr

a
b

23 789
5 690

20 950
3 882

25 880
4 021

23 415
2 643

12 454
3 341

8 496
 541

6 058
1 448

17 357
1 195

9 033
1 691

8 002
1 103

3 525
 865

4 477
 238

0 – 8 Insgesamt a
b

134 523
52 964

108 413
31 787

60 907
26 752

47 506
5 035

2 839
1 808

1 868
1 332

2 465
1 378

 950
 662

 971
 476

1 515
 716

1 031
 588

 651
 415

 380
 173

26 110
21 177

18 030
15 497

8 080
5 680

–––––––––––
4) Die Differenzen in der Zahl der FEU für
die Personalstatistik und die Jahresabschlusssta-
tistik (JAB) erklären sich aus den unterschiedli-
chen Zeitpunkten der Ermittlung der Berichts-
pflicht zur JAB per 31. 12. 2003 (Oktober 2004)
und der Personalstatistik der FEU zum 30. 6.
2003 (Mai 2003); zudem sind im BKM auch Ein-
heiten enthalten, die nicht in der JAB erfasst
werden aber im Personalstand und umgekehrt
(abh. u. a. von Art des Rechnungswesens, Ab-
ordnung von Personal).
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Bei der Abfallbeseitigung, deren FEU
Schulden in Höhe von insgesamt 2,7
Milliarden Euro hatten, mussten die
FEU in privater Rechtsform 2 Milliar-
den Euro übernehmen.

Die kombinierten Versorgungsunter-
nehmen wiesen mit 4,4 Milliarden
Euro einen Anteil von 8 % an Verbind-
lichkeiten über alle Aufgabenbereiche
aus; davon entfielen auf die FEU in pri-
vater Rechtsform 4,2 Milliarden Euro.

Von den rd. 8 Milliarden Euro Ver-
bindlichkeiten im Bereich des Woh-
nungswesens entfielen auf privat-
rechtliche organisierte Einheiten 7,9
Milliarden Euro, also 98,8 %.  

Das Anlagevermögen in Höhe von
98,4 Milliarden Euro verteilte sich
auf die „klassischen“ öffentlichen
Wirtschaftsfelder zu 10,1 % bzw.
9,96 Mrd. Euro auf die FEU des Ver-
sorgungsbereichs (davon: 83,8 %

bzw. 8,3 Mrd. Euro auf FEU in priva-
ter Rechtsform) und zu 22,7 % (22,3
Mrd. Euro) auf den Entsorgungsbe-
reich, der zu 17,5 % (3,9 Mrd. Euro)
aus FEU in privater Rechtsform be-
steht.

Verkehrsunternehmen waren mit
4,4 % (4,3 Mrd. Euro) beteiligt; davon
entfielen 97,4 % (4,2 Mrd. Euro) auf
solche in privater Rechtsform. Der
Anteil der kombinierten Versorgung/
Verkehrsunternehmen am gesamten
Anlagevermögen betrug 2,4 % (2,4
Mrd. Euro), das sich nahezu vollstän-
dig (99,1 %) auf FEU in privater
Rechtsform verteilte. 

Fazit

Für eine Gesamtschau der öffentli-
chen Finanzen und des Personals im
öffentlichen Dienst müssen mehr
denn je die ausgegliederten berichts-
pflichtigen Einheiten mit einbezo-
gen werden. Noch sind es methodi-
sche und systematische Hemmnisse,
die dies – u. a. wegen unterschiedli-
cher Rechnungssysteme – durchgän-
gig auf allen Merkmalsebenen ver-
hindern. Hier dürfte aber ab dem
Haushaltsjahr 2009 mit der in NRW
flächendeckenden Einführung des
Neuen Kommunalen Finanzmanage-
ments (NFK), welches in einem Mo-
dellprojekt von 1999 bis 2003 erar-
beitet und erprobt wurde, eine we-
sentliche Hürde in Bezug auf eine
Gesamtdarstellung des Dienstleisters
Stadt genommen werden. 

7. Finanzen öffentlich bestimmter Unternehmen insgesamt 
und in privater Rechtsform 2003 nach Aufgabenbereichen

Aufgabenbereich

Bilanz und Anlagenachweis

Bilanz-
summe

Personal-
ausgaben

Anlage-
vermögen

Sach-
anlagen

Verbind-
lichkeiten

Finanzen öffentlich bestimmter Unternehmen insgesamt

Mill. EUR

Abwasserbeseitigung
Abfallbeseitigung
Elektrizitätsversorgung
Gasversorgung

18 811
5 441

 503
 686

 581
 332

 35
 22

Wasserversorgung
Kombinierte Versorgungsunternehmen
Verkehrsunternehmen
Kombinierte Versorgungs- und Verkehrsunternehmen

2 082
11 083

 106
1 209

5 732
3 289

1 264
 478

18 001
4 297

17 636
3 404

 342
 243

 270
 235

9 794
2 721
 255
 102

1 827
7 549

1 731
5 786

4 307
2 387

2 729
1 814

 939
4 445
2 042
1 291

Kultureinrichtungen
Sport und Erholung
Wohnungswesen
Kur- und Badebetriebe

 447
1 540

 279
 161

10 401
 196

 157
 37

Krankenhäuser, Hochschulkliniken
Übrige Aufgabenbereiche

Insgesamt 

6 976
50 431

3 840
2 560

117 343 11 338

 345
1 314

 341
1 019

8 651
 153

8 369
 145

 134
 646

8 018
 147

4 926
44 072

4 850
22 036

98 413 70 365

1 480
23 367

55 381

darunter
in privater Rechtsform

Abwasserbeseitigung
Abfallbeseitigung
Elektrizitätsversorgung

1 002  50
3 752

 581
 433
 35

 939  936
2 957
 342

2 394
 270

 633
2 028
 255

Gasversorgung
Wasserversorgung
Kombinierte Versorgungsunternehmen
Verkehrsunternehmen

 331
 755

 22
 47

10 608
5 606

1 192
1 262

Kombinierte Versorgungs- und Verkehrsunternehmen
Kultureinrichtungen
Sport und Erholung
Wohnungswesen

3 263
 215

 477
 152

 834
10 202

 82
 153

 242
 642

 235
 582

7 114
4 195

5 433
2 696

 102
 281

4 244
2 026

2 366
 160

1 794
 159

 708
8 540

 572
8 258

1 280
 89

 392
7 919

Kur- und Badebetriebe
Krankenhäuser, Hochschulkliniken
Übrige Aufgabenbereiche

 191
2 237

 37
1 307

30 031 1 155

Zusammen 69 608 6 405

 149
1 487

 141
1 458

25 377 4 775

 144
 688

10 499

55 218 29 703 30 581
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Band 
Bestell-Nr. 

Preis
Thema

Ausgaben des Jahres 2006

Band 28
Z 08 1 2006 52
3,00 EUR

Gründungen und Schließungen in Deutschland 
– Ein Konzept zur demografischen Auswertung des Unternehmensregisters 
Dipl.-Kauffrau Ingrid Kaack

Strukturelle Entwicklung der Landwirtschaft von 1971 bis 2003
Dipl.-Volkswirt Hartmut Kopmeier

Wirtschaftliche Aspekte der Studierenden 1996 und 2004
Lars Kuhlmeier, Dr. Wolfgang Seifert

Verwendung von Verwaltungsdaten für konjunkturstatistische Zwecke
Dipl.-Kauffrau Ingrid Kaack

Personal und Finanzen der öffentlich bestimmten Fonds, Einrichtungen, 
Betriebe und Unternehmen (FEU) in privater Rechtsform im Jahr 2003
Dipl.-Volkswirt Peter Emmerich

Band 27
Z 08 1 2006 51
3,00 EUR

Der Weg zu einem ersten registergestützten Zensus
in Deutschland im Jahre 2011
Dipl.-Volkswirt Helmut Eppmann, Dipl.-Statistiker Josef Schäfer

Ergänzende Strukturmerkmale zur Erwerbstätigenrechnung
– Unterscheidung nach „Vollzeit-“ und „Nicht-Vollzeiterwerbstätigen"
Dipl.-Ingenieur Hans Menge, Miriam Sperl

Wirtschaftskraft und Wirtschaftsentwicklung 
in den kreisfreien Städten und Kreisen Nordrhein-Westfalens
Dr. Marco Scharmer

Ausgaben des Jahres 2005

Band 26
Z 08 1 2005 58
2,50 EUR

Strukturinformationen zum Arbeitsmarkt 2. Quartal 2005
Flexible Arbeit – Arbeitszeiten in NRW
Dipl.-Soziologin Eva Munz

Band 25
Z 08 1 2005 57
11,00 EUR

Auswirkungen des demografischen Wandels, Teil I
Dipl.-Soziologin Kerstin Schmidtke, MPH; Dipl.-Mathematiker Paul Berke

Band 24
Z 08 1 2005 56
3,00 EUR

Bildungsmobilität: 
Wie weit fällt der Apfel vom Stamm?
Dr. Wolfgang Seifert

Räumliche Mobilität und Übergänge von Erwerbslosigkeit in Erwerbstätigkeit
Katja Möhring, Dr. Sylvia Zühlke

Zeitverwendung der privaten Haushalte
– Vergleich der Zeitbudgeterhebungen 2001/02 gegenüber 1991/92
Heike Schrankel
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Band 
Bestell-Nr. 

Preis
Thema

Noch: Ausgaben des Jahres 2005

Band 23
Z 08 1 2005 55
2,50 EUR

Ein sachgebietsübergreifendes Berichtskreismanagement 
bei den Fonds, Einrichtungen und wirtschaftlichen Unternehmen 
in den Finanz- und Personalstatistiken
Dipl.-Volkswirt Heinz-Peter Emmerich

Erstmalige Verarbeitung der Dateien der Industrie- und Handelskammern 
im nordrhein-westfälischen Unternehmensregister
Dipl.-Soziologe Matthias Wieckmann

Ausmaß und Folgen unbeobachteter Übergänge 
im Rahmen des Mikrozensus-Panels 
Ergebnisse empirischer Analysen
Dipl.-Soziologe Michael Konold

Band 22
Z 08 1 2005 54
3,00 EUR

Indikatoren der Erwerbstätigkeit 
Ergänzung der Erwerbstätigen-„Kopfzahlen“ durch „Vollzeit-Äquivalente“ 
und „Standard-Arbeitsvolumen“ – Modellrechnungen für die Kreise in NRW
Diplom-Ingenieur Hans Menge

Pendlerverflechtungen in Nordrhein-Westfalen 
– Analyse der revidierten Ergebnisse
Dr. Marco Scharmer

Band 21
Z 08 1 2005 53
2,50 EUR

Auswirkungen des demografischen Wandels – Kurzfassung – Teil I
Diplom-Soziologin Kerstin Schmidtke, MPH

Band 20
Z 08 1 2005 52
2,50 EUR

Nordrhein-westfälisches Unternehmensregister im Einsatz
Eine Methodenbeschreibung mit ersten Auswertungsergebnissen 
Diplom-Volkswirtin Doris Blechinger

Datenqualität bei Online-Erhebungen in privaten Haushalten
Diplom-Soziologin Anke Gerhardt

Band 19
Z 08 1 2005 51
3,40 EUR

Umweltökonomische Gesamtrechnungen (UGR) Nordrhein-Westfalens
– Basisdatenanalyse – 
Dr. Leontine von Kulmiz

Geheimhaltung mit Makrodaten – Das Beispiel der Beherbergungsstatistik
Dipl.-Volkswirt Nils Radmacher-Nottelmann

Die erste Online-Erhebung der amtlichen Statistik bei Privathaushalten
– ein Projektbericht
Dipl.-Soziologin Anke Gerhardt

Arbeitsplatz- und Berufswechsel 
Dr. Wolfgang Seifert

Ausgaben des Jahres 2004

Band 18
Z 08 1 2004 56
2,10 EUR

Gesamtwirtschaftliche Investitionen: Schlüssel zur ökonomischen Leistungs-
fähigkeit von Regionen? Ein Vergleich der regionalen Investitionstätigkeit
Dr. Marco Scharmer
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Band 
Bestell-Nr. 

Preis
Thema

noch: Ausgaben des Jahres 2004

Noch: Band 18
Z 08 1 2004 56
2,10 EUR

Arbeitsuchende und Methoden der Arbeitsuche in NRW
Dipl.-Mathematiker Paul Berke

Band 17
Z 08 1 2004 55
3,00 EUR

Von der Volkszählung 1987 zum registergestützten Zensus 2010?
Dipl.-Volkswirt Helmut Eppmann

Die Qualität der kommunalen Melderegister in Nordrhein-Westfalen 
– Ergebnisse des Zensustests
Dr. Michael Forster

Ergänzende Verfahren für einen künftigen registergestützten Zensus
Dipl.-Statistiker Josef Schäfer

Ergebnisse des Zensustests
Statistische Ämter des Bundes und der Länder

Band 16
Z 08 1 2004 54
6,10 EUR

Die Entwicklung der kreisfreien Städte und Kreise 
in Nordrhein-Westfalen

Band 15
Z 08 1 2004 53
2,10 EUR

Die Umsatzsteuerstatistik als Quelle wirtschaftsstatistischer Analysen
Dipl.-Volkswirt Hans-Jürgen Treeck

Chefin oder Chef: Neu zu gründende Gewerbebetriebe im Jahre 2003 
unter geschlechtsspezifischen Gesichtspunkten
Dipl.-Volkswirtin Doris Blechinger

Aspekte des Erwerbsverhaltens älterer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
Ergebnisse des Mikrozensus 1996 und 2003
Daniel Lois, Dipl.-Soziologin Anke Gerhardt

Band 14
Z 08 1 2004 52
2,10 EUR

Vorausberechnung der Bevölkerung in den kreisfreien Städten 
und Kreisen Nordrhein-Westfalens 2002 bis 2020/2040
Dipl.-Ökonom Udo Nockemann

Die Arbeitskosten im Produzierenden Gewerbe 
und in ausgewählten Dienstleistungsbereichen im Jahr 2000
Dipl.-Volkswirt, Dipl.-Kaufmann Hermann Marré

Band 13
Z 08 1 2004 51
2,10 EUR

Die Forschungsdatenzentren 
der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder
Dr. Sylvia Zühlke, Dipl.-Volkswirt Markus Zwick, 
Dipl.-Sozialwirt Sebastian Scharnhorst, Dipl.-Soziologe Thomas Wende

Die Messung von Äquivalenzeinkommen und Armutsquoten 
auf der Basis des Mikrozensus
Dr. Johannes Stauder, Wolfgang Hüning
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Band 
Bestell-Nr. 

Preis
Thema

Ausgaben des Jahres 2003

Band 12
Z 08 1 2003 56
3,00 EUR

Europäische Umfrage zur Nutzung von Informations- und Kommunikations-
technologien in privaten Haushalten 2002
Heike Schrankel

Arbeitslosigkeit, Erwerbslosigkeit, Stille Reserve
– unterschiedliche Messkonzepte zur Beschreibung der Beschäftigungslücke
Dr. Wolfgang Seifert

Der Verbraucherpreisindex – Inflationsmessung in NRW und in der EU
Dipl.-Kaufmann Bernd Kreuels

Rentner sein und Rentner werden: Rentnereinkommen 
und private Altersvorsorge – Ergebnisse des Mikrozensus 
Dr. Olivia Wüthrich-Martone

Band 11
Z 08 1 2003 55
3,00 EUR

Räumliche Mobilität und Familienzyklus
– Eine Analyse auf der Basis des Sozio-oekonomischen Panels
Dr. Johannes Stauder

Lebenslagen älterer Menschen
Dr. Johannes Stauder

Entwicklung des Gastgewerbes 1998 bis 2002
Dipl.-Soziologin Petra Rose

Band 10
Z 08 1 2003 54
3,50 EUR

Band 9
Z 08 1 2003 53
4,00 EUR

Ausgaben im Schulwesen – Eine schulformbezogene Untersuchung
Dipl.-Volkswirt Heinz-Peter Emmerich, Werner Fleischmann, Joachim Hohmeyer, 
Gerd Körner, Frank Breuers

Soziale und wirtschaftliche Situation allein Erziehender
Dipl.-Sozialwiss. Gerhard Lenz, Yvonne Bergmann

Band 8
Z 08 1 2003 52
2,00 EUR

Strukturdaten zur Entstehung der Gewerbesteuer 1998
– Ergebnisse der Gewerbesteuerstatistik
Dipl.-Ökonom Lars Stegenwaller

Die Arbeitsmarktintegration ausländischer Selbstständiger
Veysel Özcan, Dr. Wolfgang Seifert

Empfängerinnen und Empfänger von Hilfe zum Lebensunterhalt 
am Jahresende 2001 im Querschnitt
Dipl.-Volkswirt Klaus Joggerst

Band 7
Z 08 1 2003 51
4,70 EUR

Arbeitszeitflexibilisierung und Normalarbeitsverhältnis 
– Entwicklungen und Trends 1998 bis 2001
Dipl.-Sozialwiss. Alfred Hullmann, Dr. Wolfgang Seifert und Bertram Cloos

Arbeitsplatzstrukturen und Tätigkeiten der Erwerbstätigen
– Ergebnisse des Mikrozensus 2000
Dipl.-Mathematiker Paul Berke, Günter Scheibel
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Band 
Bestell-Nr. 

Preis
Thema

Ausgaben des Jahres 2002

Band 6
Z 08 1 2002 56
1,30 EUR

Datenbedarf der Wissenschaft – Ein Bericht des Forschungsdatenzentrums 
der statistischen Landesämter über die erste Nutzerbefragung
Dr. Sylvia Zühlke und Uwe Hetke

Band 5
Z 08 1 2002 55
2,30 EUR

Die neue Insolvenzstatistik im Licht der Ergebnisse 1999– 2001 
Dipl.-Ökonom Lars Stegenwaller

Neue Typisierungen von Haushalten und Lebensformen für den Mikrozensus
Dr. Johannes Stauder

Wenn sich Paare trennen – die Bedeutung der Arbeitsteilung
in Beruf und Haushalt für die Ehestabilität
Dr. Johannes Stauder

Band 4
Z 08 1 2002 54
4,50 EUR

Treibhausgase und ozonschichtschädigende Stoffe
Erik Lüngen

Die Mehrfachfallprüfung im Zensustest 2001 – Konzeption und Ablaufplan
Dr. Marco Scharmer

Die Statistiktauglichkeit der Einwohnermelderegister
– Untersuchungen im Rahmen des Zensustests 2001
Dr. Michael Forster

Postalische Gebäude- und Wohnungszählung im Zensustest 2001
– Erfahrungen in NRW
Dipl.-Sozialwirt Sebastian Scharnhorst und Dr. Henrik Egbert

Die Haushaltegenerierung im Zensustest 2001
– Eine neue Methode in der amtlichen Statistik
Dr. Marco Scharmer

Die Rolle der Haushaltebefragung im Zensustest 2001
Dipl.-Statistiker Josef Schäfer

Band 3
Z 08 1 2002 53
10,00 EUR

Mobilität und Verkehrsverhalten 
der Ausbildungs- und Berufspendlerinnen und -pendler
Dipl.-Sozialwiss. Alfred Hullmann und Bertram Cloos

Band 2
Z 08 1 2002 52
2,50 EUR

Testerhebung 2000: „Statistische Erfassung von Wohnungslosigkeit“
– Erfahrungsbericht
Dipl.-Statistikerin Katharina Götz und Bernd Goritzka

Anpassung der Kreisberechnungen der Bruttowertschöpfung 
an das neue Europäische System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen
Dipl.-Volkswirt Hans-Jürgen Treeck

Band 1
Z 08 1 2002 51
3,20 EUR

Haushaltstypisierung im Rahmen des registergestützten Zensustests
Dr. Marco Scharmer

Die Ermittlung des Wohnungsinhabers im Rahmen der Gebäude- und 
Wohnungszählung (GWZ) und deren Bedeutung für die Haushaltegenerierung
Dr. Henrik Egbert und Dr. Marco Scharmer
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Band 
Bestell-Nr. 

Preis
Thema

noch: Ausgaben des Jahres 2002

Noch: Band 1
Z 08 1 2002 51
3,20 EUR

Räumliche Mobilität und Arbeitsmarktprozesse
– Eine Analyse auf der Basis des Sozio-oekonomischen Panels
Dr. Sylvia Zühlke und Uwe Hetke

Sicherung persönlicher Angaben in Tabellendaten
Dipl.-Physiker Rüdiger Dietz Repsilber

Das Personal des Landes am 30. Juni 2000
– Regionalisierte Ergebnisse der Personalstandstatistik
Dipl.-Volkswirt Heinz-Peter Emmerich
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